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  KRIEG/037: Brandsatz Nahost - kein Öl auf die Mühle ... (forumZFD)


  



  Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 29. August 2014


  Offener Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages anlässlich der Sondersitzung zum Irak am 1. September


  



  Der Vorsitzende des Forum Ziviler Friedensdienst e.V., Heinz Liedgens, hat sich heute anlässlich der Sondersitzung des Deutschen Bundestages am 1. September, dem Anti-Kriegstag, in einem Offenen Brief an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages gewandt.


  Er fordert die Abgeordneten auf, sich jenseits der Frage von Waffenlieferungen für eine aktive Friedenspolitik im Nahen Osten einzusetzen.


  

  OFFENER BRIEF</5>

  



  Köln, 29. August 2014


  Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,


  am 1. September, dem Antikriegstag, beschäftigen Sie sich im Deutschen Bundestag mit der Frage, wie Deutschland auf die massiven Menschenrechtsverletzungen vor allem gegenüber religiösen Minderheiten und die Notlage der Zivilbevölkerung durch den Krieg im Irak und den Vormarsch des Islamischen Staates richtig und verantwortungsvoll reagieren soll.


  Das Forum Ziviler Friedensdienst hat sich bereits in einer Erklärung gegen die geplanten Waffenlieferungen in den Irak ausgesprochen. Waffenlieferungen widersprechen nicht nur einer Friedenspolitik, die auf Gewaltprävention, Konflikttransformation, Dialog und globale ethische Maßstäbe setzt. Sie beeinträchtigen außerdem die Wirkung von humanitärer Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit und ziviler Konfliktbearbeitung durch deutsche Friedensfachkräfte im Nahen Osten.


  Als Abgeordnete des Deutschen Bundestages sind Sie an das Friedensgebot des Grundgesetzes gebunden. Dies ist geprägt von den deutschen Erfahrungen des 1.und 2. Weltkrieges. Am Montag, dem 75. Jahrestag des Überfalls auf Polen, erinnern wir daran, dass deutsche Außen- und Sicherheitspolitik diesem Friedensgebot nach wie vor unterworfen ist. Daraus ergibt sich die Aufgabe, Deutschland zu einer zivilen Gestaltungsmacht in der Völkergemeinschaft weiterzuentwickeln.


  Vor dem Hintergrund unserer Erfahrungen im Zivilen Friedensdienst fordern wir Sie auf:


  • Setzen Sie sich für eine UN-Nahost-Konferenz, ergänzt durch zivilgesellschaftliche Nahost-Konferenzen unter Beteiligung der Religionsgemeinschaften, ein. Der Zivile Friedensdienst kann dies aktiv unterstützen.


  • Erhöhen Sie die Beiträge Deutschlands für die Vereinten Nationen. Die VN und ihre Organisationen sind unterfinanziert und können ihre wichtigen Aufgaben zur Nothilfe und Friedensförderung, auch im Nord-Irak, nur eingeschränkt erfüllen.


  • Investieren Sie in das international anerkannte Programm des Zivilen Friedensdienstes und erhöhen Sie die entsprechenden Mittel schon im Haushalt 2015.


  • Stellen Sie Mittel für Präventionsprogramme in Deutschland bereit, um zu verhindern, dass auch hier Extremisten für den Krieg rekrutiert werden.


  Wie auch immer die endgültige Entscheidung der Bundesregierung ausfällt, für den Deutschen Bundestag wird die große Herausforderung bleiben, eine konsistente Friedenspolitik aufzubauen. Der Nahe Osten braucht unser umfassendes, politisches Engagement und Programme ziviler Konfliktbearbeitung, um die Gewalt zu beenden und Lösungen für die Konflikte zu entwickeln. Bitte setzen Sie sich dafür ein.


  Hochachtungsvoll,

  gez.


  Heinz Liedgens, Vorsitzender des Forum Ziviler Friedensdienst e. V.


  

  Forum Ziviler Friedensdienst e. V.


  Das Forum Ziviler Friedensdienst e. V. wurde 1996 von Friedens- und Menschenrechtsgruppen als überparteilicher und überkonfessioneller Verein gegründet. Auftrag des forumZFD ist es, sich für die Verwirklichung der Idee eines Zivilen Friedensdienstes einzusetzen und einen Vorrang ziviler Mittel in der Konfliktbearbeitung durchzusetzen. Inzwischen gehört der Zivile Friedensdienst zu den wichtigsten Programmen der Friedens- und Entwicklungspolitik. Friedensfachkräfte des forumZFD sind in Projekten im westlichen Balkan, in Nahost, auf den Philippinen und in Deutschland tätig. In seiner Akademie für Konflikttransformation bildet das forumZFD Friedensfachkräfte aus, die weltweit in der Gewaltprävention und der Friedensförderung eingesetzt werden. Das forumZFD ist Träger des Gustav-Heinemann-Bürgerpreises und des Göttinger Friedenspreises. Es ist Mitglied der Initiative "Transparente Zivilgesellschaft" und finanziert sich über Zuschüsse, Mitgliedsbeiträge und Spenden.


  

  Den Offenen Brief finden Sie als PDF-Datei unter:

  http://www.bevor-es-zu-spät-ist.de/sites/default/files/forumZFD_Offener%20Brief%20an%20die%20Abgeordneten%20des%20Bundestages%20zum%201.09.14.pdf


  *


  Quelle:

  Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

  Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

  Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

  E-Mail: kontakt@forumZFD.de

  Internet: www.forumZFD.de
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  GAZA/079: Waffengang und Widerstand - Fließbandkriege ... (Uri Avnery)


  



  Der Krieg für nichts


  von Uri Avnery, 30. August 2014


  



  NACH 50 TAGEN ist der Krieg vorbei. Halleluja!


  Auf der palästinensischen Seite: 2145 Tote, etwa 577 von ihnen Kinder, 263Frauen, 102 alte Leute, 11.230 Verletzte, 3374 Kinder; 10.800 Gebäude zerstört, 7600 teilweise zerstört, ungefähr 40.000 Wohnungen beschädigt, 8000 teilweise beschädigt. Unter den beschädigten Gebäuden: 277 Schulen, 10 Krankenhäuser, 70 Moscheen, 2 Kirchen. 4750 Kriegsvertriebene. Auch 12 Demonstranten aus der Westbank wurden erschossen, die meisten von ihnen Kinder.


  Auf der israelischen Seite 70 Tote, unter ihnen 64 Soldaten, ein Kind.


  Wozu also dieser Krieg? Die ehrliche Antwort ist: für nichts.


  Keine Seite wünschte ihn. Keine Seite begann ihn. Er geschah einfach so.


  

  LASST UNS die Ereignisse rekapitulieren, bevor sie vergessen sind: Zwei junge Araber kidnappten drei junge israelische religiöse Studenten nahe der Westbank-Stadt Hebron. Die Entführer gehörten zur Hamas-Bewegung, handelten aber aus eigenem Antrieb. Der Zweck war: ihre Gefangenen gegen palästinensische Gefangene auszutauschen. Gefangene zu befreien, ist jetzt der größte Ehrgeiz eines jeden palästinensischen Kämpfers.


  Die Entführer waren Amateure, und ihr Plan misslang von Anfang an. Sie gerieten in Panik, als ein Student sein Mobiltelefon benutzte, und erschossen die Geiseln. Ganz Israel geriet in Aufruhr. Die Entführer sind noch nicht gefunden worden.


  Die israelischen Sicherheitsdienste nutzten die Gelegenheit, einen vorbereiteten Plan auszuführen. Alle bekannten Hamas-Aktivisten der Westbank wurden, wie auch all die früheren Gefangenen, die im Austausch für die Freilassung der israelischen Geisel Gilad Shalit frei kamen, verhaftet. Für Hamas war dies die Verletzung eines Abkommens.


  Die Hamas-Führung im Gazastreifen konnte nicht ruhig mit ansehen, wie ihre Kameraden in der Westbank ins Gefängnis kamen. Sie reagierte, indem sie Raketen auf israelische Städte und Dörfer abschoss.


  Die israelische Regierung konnte nicht ruhig mit ansehen, wie ihre Städte und Dörfer bombardiert wurden. Sie mit einer schweren Bombardierung des Gazastreifens aus der Luft.


  Von da an war es nur ein endloser Rausch von Tod und Zerstörung. Der Krieg schrie nach einem Zweck.


  Hamas tat dann etwas, das meiner Meinung nach, ein großer Fehler war. Sie benutzte einige der geheimen Tunnel, die sie unter dem Grenzzaun gebaut hatte, um israelische Ziele anzugreifen. Den Israelis wurde plötzlich diese Gefahr bewusst, die die Armee als unbedeutend angesehen hatte.


  Der sinnlose Krieg bekam einen Sinn. Es wurde der Krieg gegen die Tunnelanlagen. Die Infanterie wurde in den Gazastreifen geschickt, um sie zu suchen und zu zerstören.


  80.000 Soldaten drangen in den Gazastreifen ein. Nachdem sie alle bekannten Tunnel zerstört hatten, hatten sie nichts mehr zu tun, außer herumzustehen und als Zielscheibe für den Tod zu dienen.


  Der nächste logische Schritt wäre der gewesen, sich vorwärts zu bewegen und den ganzen Gazastreifen zu erobern: 45 km lang und im Durchschnitt 6 km breit mit 1,8 Millionen Einwohnern. Viermal größer als die Manhattan-Insel mit etwa derselben Anzahl von Bewohnern.


  Aber die israelische Armee haßte die Vorstellung, den Gazastreifen zum dritten Mal zu erobern (nach 1956 und 1967). Als die Soldaten das letzte Mal abzogen, sangen sie ("Goodbye Gaza auf Nimmerwiedersehen!"). Die voraussichtlichen Verluste beim Militär wären hoch, viel höher als die israelische Gesellschaft, aller patriotischen Übertreibung zum Trotz, bereit war, zu erleiden.


  Der Krieg verkam zu einer Tötungs- und Zerstörungs-Orgie. Beide Seiten "tanzten im Blut", segneten jede Bombe und jede Rakete, vollkommen blind gegenüber dem Leiden, das Menschen auf der jeweils anderen Seite angetan wurde. Und immer noch ohne jedes erreichbare Ziel.


  

  WENN CLAUSEWITZ mit dem Ausspruch, der Krieg sei die Fortsetzung der Politik mit andern Mitteln, Recht hatte, dann müsste jeder Krieg ein klares politisches Ziel haben. Für Hamas war das Ziel klar und einfach: Aufhebung der Blockade von Gaza.


  Für Israel gab es keines. Benjamin Netanjahu definierte sein Ziel mit "Ruhe für Ruhe". Aber die hatten wir, bevor alles anfing.


  Einige seiner Kabinett-Kollegen verlangten, bis zum Ende zu gehen und den ganzen Gazastreifen zu besetzen. Das Armeekommando war dagegen, und man kann keinen Krieg gegen die Wünsche des Armee-Kommandos führen. So stand also jeder herum und wartete auf Godot.


  Wie ist die letzte Waffenstillstandsvereinbarung zustande gekommen?


  Beide Seiten waren erschöpft. Auf der israelischen Seite war "die Feder, die den Rücken des Kamels brach", die Notlage der Siedlungen um den Gazastreifens herum, im "Gaza-Briefumschlag". Unter dem unaufhörlichen Sperrfeuer der Kurzstreckenraketen und - noch schlimmer - der Mörsergranaten, deren Herstellung so gut wie nichts kostet, begannen die Bewohner - meistens Kibbuz-Mitglieder, stillschweigend sicherere Gegenden aufzusuchen.


  Das stellte schon fast ein Sakrileg dar. Einer der Gründungsmythen Israels ist, daß im 1948er-Krieg, als der Staat geboren wurde, die arabischen Dörfler und Städter wegrannten, wenn sie beschossen wurden, während unsere Siedlungen standhielten, selbst in der Mitte der Hölle.


  Das war nicht ganz so gewesen. Mehrere Kibbuzim wurden auf Armee-Order hin evakuiert, wenn ihre Verteidigung unmöglich wurde. In mehreren anderen wurden Frauen und Kinder weggeschickt, während Männern der Befehl gegeben wurde, zu bleiben und mit den Soldaten zu kämpfen. Aber im Großen und Ganzen hielten israelische Siedlungen stand und kämpften.


  Aber der Krieg von 1948 war ein ethnischer Krieg um Land. Evakuiertes Land war für immer verloren (oder wenigstens bis zum nächsten Krieg). Dieses Mal waren die Gründe ganz andere.


  

  DAS LEBEN im "Briefumschlag" wurde unmöglich. Die Sirenen heulten mehrere Male innerhalb einer Stunde, und jeder hatte 15 Sekunden Zeit, einen Schutzraum aufzusuchen. Die Forderung nach Evakuierung wurde offen und laut geäußert. Hunderte von Familien zogen weg. Der Mythos wurde außer Acht gelassen, und die Regierung wurde gezwungen, einen Massenumzug zu organisieren. Das sah nicht nach Sieg aus.


  Die palästinensische Seite durchlebte eine schreckliche Tortur. Über 400.000 Leute mussten ihre Wohnungen verlassen. Ganze Familien fanden Unterkunft in UN-Gebäuden, mehrere Familien in einem Raum oder in einer Ecke des Hofes, ohne Strom und mit sehr wenig Wasser, Mütter mit 6, 7, 8 Kindern.


  (Man stelle sich vor, was das bedeutet: eine Familie, arm oder reich, muss ihre Wohnung innerhalb von Minuten verlassen, sie ist nicht in der Lage, etwas mitzunehmen, keine Kleidung, kein Geld, keine Familienalben, sie kann gerade die Kinder einsammeln und rennen, während hinter ihnen das Haus in sich zusammenbricht. Die Arbeit eines ganzen Lebens und Erinnerungen sind in Sekunden zerstört. Die jungen Männer waren längst gegangen, lebten in verborgenen Tunneln unter der Erde und bereiteten sich auf den entscheidenden Kampf vor.)


  Es ist fast ein Wunder, dass unter diesen Bedingungen die Hamas-Regierung und die Kommandostruktur funktionierten. Befehle kamen von versteckten Führern zu versteckten Zellen; Kontakte wurden mit Führern im Ausland und zwischen verschiedenen Organisationen geknüpft, während Spion-Drohnen über ihnen flogen und jeden zivilen Führer oder Kommandeur, der sein Gesicht zeigte, tötete.


  Nach der Aktion, die darauf zielte, den Militärkommandeur und Chef der Hamas Mohammad Deif zu töten (ob sie erfolgreich war oder misslungen ist, wissen wir nicht) begann die Hamas damit, die Informanten zu erschießen, ohne die solche Aktionen unmöglich wären. (In meiner Zeit als Junior-Terroristen taten wir dasselbe.)


  Aber trotz all ihrem bemerkenswerten Einfallsreichtum, konnte die Hamas nicht ewig so weitermachen. Ihre großen Bestände an Raketen und Mörsergranaten waren erschöpft. Auch sie brauchten ein Ende.


  Das Ergebnis? Eindeutig ein Unentschieden. Aber, wie ich schon früher gesagt habe, wenn eine kleine Widerstandsorganisation gegenüber einer der mächtigsten Militärmaschinerien der Welt ein Unentschieden erreicht, hat sie Grund zu feiern, wie sie es auch tat: am 50. Tag des Krieges für nichts.


  

  

  WAS VERLOREN beide Seiten?


  Die Palästinenser haben riesige materielle Verluste. Tausende von Wohnungen wurden zerstört, um ihren Geist zu brechen. Einige mit dürftigem Vorwand, andere ganz ohne irgendeinen. In den letzten Tagen zerstörte die Luftwaffe systematisch die luxuriösen Hochhäuser im Zentrum von Gaza.


  Die Verluste an Menschenleben auf der palästinensischen Seite waren ebenfalls enorm. Die Israelis haben darüber keine Träne vergossen.


  Auf der israelischen Seite waren die menschlichen und materiellen Verluste vergleichsweise klein. Wirtschaftliche Verluste waren bedeutsam, aber erträglich. Es sind die unsichtbaren Verluste, die zählen.


  Die Delegitimation Israels in aller Welt nimmt zu. Millionen Menschen haben die täglichen Bilder aus Gaza gesehen, und bewusst oder unbewusst hat sich ihr Bild von Israel verändert. Für viele ist das "tapfere kleine Land" zu einem brutalen Monster geworden.


  Antisemitismus nimmt in gefährlicher Weise zu, wird uns erzählt. Israel erhebt den Anspruch, der National-Staat des jüdischen Volkes zu sein, und die meisten Juden verteidigen Israel und identifizieren sich mit ihm. Die neue Wut gegen Israel sieht manchmal wie der Antisemitismus der alten Zeiten aus, und manchmal ist er es auch.


  Wir wissen nicht, wie viele Juden vom Antisemitismus nach Israel getrieben werden. Wir wissen auch nicht, wie viele Israelis von dem ewigen Krieg nach Deutschland, den USA oder Kanada getrieben werden.


  Man neigt dazu, den gefährlichsten Aspekt zu übersehen. Ein riesiger Hass ist in Gaza geschaffen worden. Wie viele der Kinder, die wir mit ihren Müttern von ihren Wohnungen wegrennen sahen, werden "Terroristen" von morgen werden?


  Millionen Kinder in der ganzen arabischen Welt haben die Bilder gesehen, die täglich durch Aljazeera in die Wohnungen strahlten; und werden so bittere Hasser Israels. Aljazeera ist eine Weltmacht. Während seine englischsprachige Version versuchte, moderat zu sein, brachte die arabische Version ungebremst Stunde um Stunde ihre Berichte und zeigte die herzerbrechenden Bilder aus Gaza, die getöteten Kinder, die zerstörten Häuser.


  Auf der anderen Seite ist die generationenalte Feindschaft der arabischen Regierungen gegenüber Israel gebrochen: Ägypten, Saudi-Arabien und alle Golfstaaten (außer Qatar) arbeiten jetzt offen mit Israel zusammen.


  Kann dies in der Zukunft politische Früchte tragen? Es könnte, wenn unsere Regierung wirklich an Frieden interessiert wäre.


  In Israel selbst hat der Faschismus seinen hässlichen und unverkennbaren Kopf emporgehoben. "Tod den Arabern" und "Tod den Linken" ist zu einem legitimen Schlachtruf geworden. Einige dieser widerlichen Wellen werden hoffentlich abebben, aber einige bleiben vielleicht und werden zu festen Bestandteilen.


  Netanjahus persönliches Schicksal liegt hinter Wolken verborgen. Während des Krieges stieg seine Popularität stark an. Jetzt ist sie im freien Fall. Es genügt nicht, Reden über den Sieg zu halten. Der Sieg muss gesehen werden, wenn möglich ohne Mikroskop.


  Krieg ist eine Sache der Macht. Die Fakten, die auf dem Schlachtfeld geschaffen werden, spiegeln sich in den politischen Folgen wider. Wenn die Schlacht mit einem Unentschieden endet, werden die politischen Folgen auch unentschieden sein. Über die Illusion des Sieges hat schon König Pyrrhus von Epirus gesagt: "Noch so ein Sieg, und wir sind verloren!"
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  OSTEUROPA/003: Ukrainekrieg - Zeit für Zugeständnisse ... (IPPNW)


  



  IPPNW-Pressemitteilung vom 31. August 2014

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland


  IPPNW fordert für die Ukraine "Roadmap zum Frieden" statt weiterer Sanktionen


  



  Die auf dem EU-Gipfel von den Außenministern angedrohten weiteren Sanktionen gegen Russland bringen eine diplomatische Lösung für die Ukraine und ein Ende des Krieges nicht näher. Russische Gegensanktionen sind bald zu erwarten. Die IPPNW fordert einen Ausstieg aus der Sanktionsspirale!


  Die Befriedung des aktuellen Bürgerkriegs muss einhergehen mit einer grundsätzliche Bearbeitung der neu aufgeflammten Konfrontation zwischen hochgerüsteten, um Einflussbereiche ringenden Staaten und Allianzen. Eine Politik der Kooperation anstelle von Konfrontation würde Ländern wie der Ukraine eine wichtige Scharnierfunktion zwischen Ost und West zuweisen. Die internen Widersprüche des Landes dürfen nicht zum Spielball externer Interessen werden - auf Kosten seiner Menschen und Natur.


  Die Vorstellungen der IPPNW von einer "Roadmap zum Frieden" orientieren sich an den Überlegungen der Autoren Andreas Buro und Karl Grobe. Am Anfang müsse das Bekenntnis von Nato und Russland stehen, den Konflikt keinesfalls militärisch auszutragen. Dem müsse die Erklärung der NATO folgen, die Ukraine weder aufzunehmen noch militärisch mit ihr zu kooperieren. Eine weitere Vorleistung wäre der Abzug der NATO-Truppen, die im Zuge des Konflikts in NATO-Mitgliedsstaaten mit einer Grenze zu Russland neu stationiert worden sind. Von Seiten der EU müssten alle militärischen Bezüge des EU-Assoziierungsabkommens mit der Ukraine für nichtig erklärt und die Aufhebung der Sanktionen gegen Russland ankündigt werden.


  Ein wesentlicher Beitrag der Regierung in Kiew wäre die verbindliche Erklärung, in Bezug auf Militärbündnisse neutral zu bleiben. Angesichts der katastrophalen humanitären Folgen eines nuklearen Krieges sollte die Ukraine weiterhin zu ihrem mutigen Schritt stehen, auf Atomwaffen zu verzichten und sich international für ihre Abschaffung einsetzen.


  Innenpolitisch sollte die Ukraine eine neue föderale Verfassung mit weitgehenden Autonomierechten für ihre Regionen anstreben.


  Russland solle seine Zusage im trilateralen Vertrags mit der Ukraine und den USA von 1994 erneuern, die Grenzen der Ukraine anzuerkennen, was mit einem Ende der Unterstützung der separatistischen Kräfte einhergehe. Ein Rückzug separatistischer Kämpfer nach Russland im Rahmen einer Amnestie solle ermöglicht werden ebenso wie langfristige Versöhnungsarbeit.


  Erneut fordert die IPPNW zudem die Einrichtung einer dauerhaften regionalen Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit (KSZE) zum Interessensausgleich und zur Klärung von Konflikten. So ein Prozess motiviere Länder wie Armenien, Aserbaidschan, Georgien und Moldawien, sich ebenfalls für einen neutralen Status zu entscheiden und bestehende Differenzen gemeinsam zu lösen.


  Ein neutraler Korridor zwischen dem westlichen Militärbündnis und Russland werde es ermöglichen, den zivilen, kulturellen und wirtschaftlichen Austausch zwischen Europa und Russland wieder zu erneuern und auszubauen. Er könne ein wichtiger Schritt sein auf dem Weg zu weiterer militärischer Abrüstung.


  Gerade auch im Bereich der Atomwaffen bleibt Abrüstung das Ziel der ärztlichen Friedensorganisation. Angesichts der Ausbreitung von Kriegen, ihrem Resourcenverbrauch und ihren Folgen für Mensch und Umwelt duldet dieses Ziel keinen Aufschub.


  

  Dossier Nr. 7 "Ukraine" als pdf:

  http://www.koop-frieden.de/fileadmin/Dossiers/Dossier_VII_Ukraine__Stand_14.08.14_.pdf


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 31. August 2014

  Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

  Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

  Körtestr. 10, 10967 Berlin

  Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

  E-Mail: ippnw@ippnw.de

  Internet: www.ippnw.de
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  OSTEUROPA/002: Ukrainekrieg - die Stimme der UN ... (OHCHR)


  



  Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights

  Büro der Hohen Kommissarin für Menschenrechte


  Pressemitteilung - 29. August 2014


  Pillay bestürzt über getötete Zivilisten in der Ukraine


  



  Kiew/Genf (29. August 2014). Intensive Kämpfe - auch unter Gebrauch schwerer Waffen auf beiden Seiten - in dicht besiedelten Regionen der Ostukraine haben vermehrt zivile Opfer gefordert, wobei jeden Tag im Durchschnitt etwa 36 Menschen getötet wurden, meldet ein Bericht, der am Freitag vom Büro der Hohen Kommissarin für Menschenrechte veröffentlicht wurde.


  Der Bericht, der den Zeitraum vom 16. Juli bis zum 17. August umfaßt, bringt Bestürzung zum Ausdruck über die Tötung und Verletzung von Zivilisten, die in urbanen Regionen festsitzen oder über von der Regierung eingerichtete, "sichere" Korridore vor den Kämpfen in der Ostukraine zu fliehen versuchten.


  "Mit Absicht auf Zivilisten zu schießen, verletzt das humanitäre Völkerrecht und es muß mehr getan werden, um diese zu schützen," erklärte die UN-Hochkommissarin für Menschenrechte, Navi Pillay.


  "Alle, die an den Feindseligkeiten in den betroffenen östlichen Gebieten beteiligt sind, müssen sich zu jeder Zeit an die Grundsätze der Unterscheidung, der Verhältnismäßigkeit und der Umsicht halten. Das ist in dichtbewohnten Gebieten besonders wichtig."


  "Es ist dringend erforderlich, die Kämpfe und die Gewalt in den östlichen Regionen zu beenden, bevor weitere Zivilisten, die in der Konfliktzone eingeschlossen sind, Schaden nehmen, zur Flucht gezwungen werden oder nicht zu tolerierende Not erleiden," setzte sie hinzu.


  Der vom UNO-Menschenrechtsbüro erstellte Bericht dokumentiert eine große Bandbreite schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen, die in erster Linie von den bewaffneten Gruppen verübt wurden, die seit Mitte April die Kontrolle über weite Bereiche der Regionen Donezk und Luhansk in der Ostukraine übernommen haben. Er dokumentiert auch die Verstöße, die von der ukrainischen Armee bei ihrem Versuch verübt wurden, Territorium zurückzugewinnen, von dem aus bewaffnete Gruppen Operationen durchführen und auf dem sie militärische Ziele ausgemacht haben.


  Dem Bericht zufolge wurde auf Zivilisten, die vor den intensiven und anhaltenden Kämpfen in der Ostukraine flohen, geschossen und diese getötet; andere wurden von bewaffneten Gruppen daran gehindert, die Städte Donezk und Luhansk zu verlassen, als die ukrainische Regierung ihre Blockade um die beiden wichtigsten Hochburgen der bewaffneten Gruppe verschärfte. Angeblich "sichere" Korridore, die von der ukrainischen Armee eingerichtet wurden, um Bewohnern die Flucht aus diesen Städten zu ermöglichen, führten durch Gebiete, in denen Kämpfe stattfanden. Zivilisten, die diese Korridore benutzten, wurden daraufhin getötet oder verwundet.


  Auch wenn jetzt mehr als die Hälfte der Bevölkerung die Städte Luhansk und Donezk verlassen hat, wurde nicht rechtzeitig genügend unternommen, um die Menschen aus den umkämpften Regionen zu evakuieren, lautet der Bericht, und insbesondere nicht für die Wehrlosesten, wie in Einrichtungen untergebrachte Kinder, alte Menschen und Behinderte. Die Evakuierung vieler Kinder in andere Teile der Ukraine wurde von bewaffneten Gruppen verhindert.


  Berichte über schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen durch die bewaffneten Gruppen halten an, darunter sind Entführungsfälle in Verbindung mit physischer und mentaler Folter sowie Mißhandlung der Gefangenen, die vielfach Zwangsarbeit leisten müssen. Es ist nicht genau bekannt, wieviele Menschen sich noch immer in Gefangenschaft befinden. Laut Bericht ging man am 17. August von mindestens 468 Menschen aus, die nach wie vor von verschiedenen bewaffneten Gruppen gefangengehalten werden.


  Darüber hinaus gab es Berichte über von den ukrainischen Territorial- und Spezialbataillonen begangene Menschenrechtsverletzungen wie willkürliche Verhaftungen, Verschwindenlassen und Folter. Es sollte mehr Kontrolle über diese Bataillone ausgeübt werden, "insbesondere sollten sie über das humanitäre Völkerrecht instruiert werden". Die Regierung hat über 1.000 Menschen in der Ostukraine verhaftet aufgrund von laut ihrer Aussage "unwiderlegbaren Beweisen für ihre Beteiligung an terroristischen Aktivitäten". Aber dem Bericht zufolge wurde das Recht bei diesen Verfahren "nicht immer eingehalten, und es gibt Angaben über Mißhandlungen bei der Festnahme oder während des Arrests".


  Über 1.500 Fälle, in denen lokale Behördenvertreter oder Bürger im Osten mutmaßlich Verstöße begangen haben, wurden bereits von den ukrainischen Behörden untersucht und mehr als 150 Menschen angeklagt. Die Polizei in den von der Regierung zurückeroberten Gebieten der Regionen Donezk und Luhansk mußte nachweisen, daß sie sich, während sie unter Kontrolle der bewaffneten Gruppen stand, nicht an Verbrechen beteiligt hat. Dennoch "berichten Bewohner dieser Regionen, die sich wieder unter Regierungskontrolle befinden, von Furcht vor Vergeltung und mangelndem Vertrauen, daß ihre eigenen Fälle untersucht werden, und der Furcht, daß die Straflosigkeit anhält und niemand zur Verantwortung gezogen wird", konstatiert der Bericht.


  Das ukrainische Parlament verabschiedete drei Gesetze, die die Befugnisse der Strafverfolgungsbehörden in Verbindung mit der Sicherheitsoperation der Regierung im Osten bedeutend erweitern und "im Widerspruch zu den Normen und Standards der internationalen Menschenrechte zu stehen scheinen. Auch wenn man einräume, daß die Einschränkung bestimmter Garantien in Zeiten des Notstandes erforderlich sein könne, müßten sich solche Maßnahmen unter allen Umständen an die Normen des Völkerrechts halten", erklärt der Bericht.


  "Rechtmäßigkeit und Rechenschaft müssen die Straflosigkeit für Menschenrechtsverletzungen, die in den vergangenen vier Monaten geschehen sind, ersetzen," erklärte die Hohe Kommissarin. "Und Gerechtigkeit muß allen zuteil werden. Es ist von grundlegender Bedeutung, daß die Regierung strikte Maßnahmen ergreift, um Racheakte und alle anderen Formen unrechtmäßiger Vergeltung zu verhindern. Die Anwendung des Rechts muß mit aller Sorgfalt geschehen und in voller Übereinstimmung mit den internationalen Standards, wenn das öffentliche Vertrauen in die staatlichen Institutionen wiederhergestellt werden soll."


  Der Bericht merkt zudem an, daß Schikanen und Diskriminierung gegen Ukrainer, Krimtartaren und andere Minderheiten in der Autonomen Republik Krim andauern. "Es wurden keine ernsthaften Versuche unternommen (von den Behörden auf der Krim), Vorwürfen nachzugehen, daß die sogenannten Krim-Selbstverteidigungskräfte nach dem März-'Referendum' Menschenrechtsverletzungen begangen haben. Mittlerweile halten die Beschwerden gegen die Selbstverteidigungskräfte an", stellt er fest und setzt hinzu, daß im vergangenen Monat über 2.800 Menschen die Krim in Richtung Festland-Ukraine verlassen haben, womit sich die Gesamtzahl der Binnenvertriebenen von der Krim in der Ukraine auf über 16.000 Menschen beläuft. Die Zahl der Vertriebenen in der gesamten Ukraine belief sich am 20. August auf 190.000.


  Von Mitte April bis zum 27. August 2014 wurden mindestens 2.593 (*) Menschen in der Ukraine getötet.


  Ende


  (*) Diese von der UN-Menschenrechtsbeobachtungsmission und der Weltgesundheitheitsorganisation zusammengetragene Gesamtzahl umfaßt Mitglieder der bewaffneten Streitkräfte der Ukraine, wie vom Rat für Nationale Sicherheit und Verteidigung berichtet, sowie Zivilisten und einige Mitglieder der bewaffneten Gruppen (für die keine Gesamtzahl der Verluste bekannt ist), wie berichtet von medizinischen Einrichtungen und örtlichen Verwaltungen.


  

  Der vollständige Bericht ist zugänglich unter:

  http://www.ohchr.org/Documents/Countries/UA/UkraineReport28August2014.pdf


  Frühere Berichte sind zugänglich unter:

  http://www.ohchr.org/en/countries/ENACARegion/Pages/UAIndex.aspx


  Das Mandat der Hohen Kommissarin für Menschnrechte endet, nach sechs Jahren, am Sonntag, den 31. August. Ihr Nachfolger, Zeid Ra'ad Al Hussein, wird den Posten des Hohen Kommissars offiziell am 4. September antreten.


  Globaler Menschenrechtsindex:

  http://uhri.ohchr.org/en


  

  Link zum englischen Original der Pressemeldung:

  http://www.ohchr.org/EN/NewsEvents/Pages/Media.aspx?IsMediaPage=true&LangID=


  *


  Quelle:

  OHCHR-Pressemitteilung, 29.08.2014

  Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights

  Büro der Hohen Kommissarin für Menschenrechte (OHCHR)

  Palais Wilson, 52 rue des Pâquis, CH-1201 Genf, Schweiz

  Postanschrift:

  Büro der Hohen Kommissarin für Menschenrechte

  Palais des Nations, 1211 Genf 10, Schweiz

  Tel.: +41 22 917 9220 (allgemeine Auskünfte)
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  NAHOST/006: Bagdad letzte Stein - UNO-Mandat gegen IS ... (DGVN)


  



  Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V. (DGVN)


  Legitimation stärken: Mit den Vereinten Nationen gegen den IS-Terror


  Berlin, 28.08.2014 - Erklärung des Bundesvorstands


  



  Am Montag, dem 1. September 2014, wird Bundeskanzlerin Angela Merkel in einer Regierungserklärung den Abgeordneten des Deutschen Bundestages die Entscheidung der Regierung erläutern, Waffenhilfe für kurdische Gruppen im Nordirak zu leisten, damit diese wirkungsvoller gegen die IS-Terrormilizen kämpfen können. Die vertriebenen religiösen Minderheiten, vor allem Jesiden und christliche Bevölkerungsteile, sollen so vor unmittelbarer Bedrohung und weiterer brutaler Gewalt geschützt werden. Das UN-Flüchtlingshilfswerk geht gegenwärtig von 500.000 Vertriebenen und einer bisher nicht abzuschätzenden Zahl von Menschen aus, die gefoltert und ermordet wurden.


  Die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN) begrüßt das Engagement der Bundesrepublik Deutschland und die parlamentarische Debatte über die geplanten Waffenlieferungen. Aber reicht es aus, über das Für und Wider von Waffenlieferungen zu streiten? Die DGVN begrüßt, dass die Bundesregierung angesichts des unerträglichen, brutalen Mordens durch die IS Verantwortung für den Schutz der bedrohten Menschen übernimmt. Die Bundesregierung erkennt damit an, dass Völkermord ein Verbrechen nach internationalem Recht ist und dass Deutschland als Vertragspartei der Völkermordkonvention der Vereinten Nationen zum Handeln aufgefordert ist. Nach Artikel VIII der 1954 von Deutschland ratifizierten Konvention sind die zuständigen Organe der Vereinten Nationen mit Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Völkermord zu betrauen. Auch die 2005 von der UN-Generalversammlung anerkannte "Responsibility to Protect", die Schutzverantwortung, weist in diese Richtung: Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ist aufgefordert, das Mandat zum Handeln zu erteilen. Eine Selbstmandatierung, die sich nur auf die Einladung der kurdischen Regionalregierung und einer schwachen Staatsführung im Irak stützt, ist keine Grundlage.


  Den Mördern der IS muss unmittelbar und entschlossen in den Arm gefallen werden. Dafür bedarf es auf Dauer einer internationalen Legitimation und Einbindung. Deutschland bleibt aufgerufen, humanitäre Hilfe zu leisten und die Bereitschaft zur Aufnahme von Flüchtlingen zu fördern. Der am Montag, dem 1. September 2014, in Genf tagende Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen sollte von der Bundesregierung als Chance für entsprechende Initiativen genutzt werden.


  Notwendig ist ein Mandat des UN-Sicherheitsrats. Die DGVN bedauert es daher, dass der Sicherheitsrat bisher weder von Deutschland, noch den EU-Partnern - darunter zwei von fünf ständigen Sicherheitsratsmitgliedern - angerufen wurde. Das menschenverachtende Vorgehen der IS und anderer fundamentalistischer Terroristen (zum Beispiel in Nigeria, Mali oder in Syrien) fordert die Verantwortung des Sicherheitsrates geradezu heraus. Daher ist es jetzt unabdingbar, dass der Sicherheitsrat gemäß der UN-Charta aktiv wird.


  Die DGVN fordert die dauerhafte Einbindung des Handelns der einzelnen internationalen Akteure, seien es die USA oder die europäischen Staaten, in ein UN-Mandat. Im Falle der IS-Terroristen scheint dies möglich. Ein gemeinsamer Beschluss aller Sicherheitsratsmitglieder, inklusive Russland, könnte mit Blick auf andere Konflikte sogar einen übergreifenden weltpolitisch stabilisierenden Effekt haben.


  *


  Quelle:

  Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.

  Zimmerstraße 26 / 27, 10969 Berlin

  Telefon: (030) 25 93 75 - 0, Telefax: (030) 25 93 75 - 29

  E-Mail: info@dgvn.de

  Internet: http://www.dgvn.de
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  OSTEUROPA/001: Ukrainekrieg - wer bestimmt den Rhythmus ... (SB)


  



  Russische Panzer in der Ukraine und woher ...


  



  In der Ukrainekrise überschlagen sich die Ereignisse. Noch am Dienstag hatte der erste Handschlag sowie ein Direktgespräch zwischen den Präsidenten der Ukraine und Rußlands, Petro Poroschenko und Wladimir Putin, bei ihrem ersten Zusammenkommen seit Monaten im weißrussischen Minsk international für einen wenn auch skeptischen Optimismus gesorgt. Unter Vermittlung Weißrußlands und im Beisein der EU-Außenbeauftragten Catherine Ashton hatten sich die Beteiligten auf einen von Poroschenko vorgelegten Friedensplan verständigt sowie unter Einbeziehung der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) die Bildung einer ständig tagenden Kontaktgruppe vereinbart mit dem Ziel, eine Feuerpause in den im Osten des Landes zwischen der regulären Armee und pro-russischen Separatisten tobenden Kämpfen zu erwirken.


  All dies ist inzwischen Schnee von gestern. Die Regierung in Kiew wie auch der USA werfen Rußland eine Invasion in die Ukraine vor und behaupten, Moskau habe am Mittwoch eine Kolonne militärischer Fahrzeuge in das Land geschickt. Beweise, beispielsweise Fotos, auf denen die rollenden russischen Panzer in der Ukraine zu sehen wären, gibt es allerdings nicht. In der bundesdeutschen Tagespresse wird nicht verhehlt, auf wie wackeligen Füßen dieser schwerwiegende, weil eine weitere militärische Zuspitzung der Lage riskierende Vorwurf steht. So heißt es in der "Welt" unter dem Titel "USA werfen Moskau tiefes Eindringen in Ukraine vor" am heutigen Donnerstag [1]:


  
    Nach unbestätigten Angaben der ukrainischen Streitkräfte soll Russland am Mittwoch eine Militärkolonne in die umkämpfte Region bei Donezk geschickt haben. Insgesamt seien mehr als 100 Fahrzeuge im Osten der Ukraine unterwegs, teilte ein Armeesprecher am Mittwoch mit. Allerdings konnte der nationale Sicherheitsrat in Kiew diese Angaben am Abend nicht bestätigen. Kiew hat in der Vergangenheit schon häufiger von eingedrungenen Militärkonvois aus Russland gesprochen, dafür aber keine stichhaltigen Beweise vorgelegt. Auch die USA werfen Russland eine militärische Offensive auf ukrainischem Territorium vor. Russland habe weitere Kolonnen von Panzern und gepanzerten Fahrzeugen auf das Gebiet des Nachbarlands geschickt, erklärte das Außenministerium am Mittwoch in Washington.
  


  Dabei mutet höchst seltsam an, daß der Vorwurf einer russischen Invasion in die Ukraine nicht einmal in Kiew von allen verantwortlichen Regierungsstellen übereinstimmend bestätigt wird. So meldete auch der Focus bereits am Mittwoch um 18.07 Uhr in seinem Nachrichtenticker [2]:


  
    Der nationale Sicherheitsrat in Kiew hat Berichte über einen angeblichen russischen Militärkonvoi nicht bestätigt (siehe FOCUS Online 16.56 Uhr). Von einer Panzerkolonne aus 100 Fahrzeugen im Grenzgebiet sei nichts bekannt, sagt Sprecher Andrej Lyssenko in der ukrainischen Hauptstadt. "Heute haben wir dort keine Bewegung einer Kolonne festgestellt", betonte er. Zuvor hatte das Pressezentrum der militärischen "Anti-Terror-Operation" gegen prorussische Separatisten mitgeteilt, im Raum Telmanowo sei ein solcher Konvoi gesehen worden.
  


  Die deutsche Regierung gibt sich moderat, ohne sich zu der Frage der Glaubwürdigkeit dieser Anschuldigungen zu äußern, und drängt die ukrainische wie russische Regierung, ihren Gesprächsdialog fortzusetzen. Am frühen Mittwochabend, als auch in deutschen Medien, so auch im Spiegel, gemeldet wurde, daß der Nationale Sicherheitsrat der Ukraine den russischen Militäreinmarsch nicht bestätigte, wiederholte die Bundesregierung ihre Forderung, Rußland solle - was Moskau stets bestritt - die Lieferung von Waffen und Kämpfern über die Grenze stoppen. Dies sei ein "Unding, ein schlimmer Zustand, der zur permanenten Eskalation beiträgt", so Regierungssprecher Steffen Seibert. [3]


  Am heutigen Donnerstag eskalierte die militärische wie auch mediale Lage abermals. Die ukrainische Regierung gab an, russische Truppen hätten eine Kleinstadt nahe Mariupol besetzt. Beweise scheint es nicht zu geben. In "n-tv" wird dazu angemerkt, daß die Indizien eine klare Sprache sprächen und daß die Kämpfe in der Ostukraine zu einem "offenen Krieg zwischen der Ukraine und Rußland" zu werden drohten. Poroschenko verlangte bereits eine Sondersitzung des UN-Sicherheitsrats, die Staats- und Regierungschefs der EU forderte er zu einer Dringlichkeitssitzung auf. Aus russischer Sicht stellt sich die Lage nt-v zufolge so dar [4]:


  
    Russland bezeichnete die ukrainischen Angaben über einen Einmarsch der russischen Armee als Lüge. In der Ukraine gebe es keine russischen Streitkräfte, sagte Jewgeni Serebrennikow, Vizechef des Verteidigungsausschusses des russischen Föderationsrats.
  


  Auf einer Sondersitzung der OSZE hat Rußland ebenfalls klargestellt, an einem Einmarsch in die Ukraine - wie unterstellt - überhaupt kein Interesse zu haben. Der am 30. August bevorstehende EU-Gipfel könnte sich in dieser auch zwischen den westlichen Staaten und Rußland aufgeheizten Lage als eine diplomatische Plattform erweisen, auf der die Eskalationspolitik weiter vorangetrieben werden könnte.


  Der NATO-Gipfel, der am 4. und 5. September in Wales stattfinden wird, wirft seine Schatten voraus, veranlaßte er doch NATO-Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen zu Äußerungen, die keineswegs geeignet scheinen, zur Deeskalation der Ukraine-Krise beizutragen. "Wir müssen uns heute der Realität stellen, dass Russland die Nato nicht als Partner sieht", erklärte Rasmussen gegenüber der Süddeutschen Zeitung. Desweiteren kündigte der NATO-Generalsekretär bereits an, daß das westliche Militärbündnis neue Stützpunkte im Osten des Bündnisgebietes errichten sowie seine Einsatzbereitschaft in einem völlig veränderten Sicherheitsumfeld in Europa verbessern wird. Schweden und Finnland, bislang neutral, haben Medienberichten zufolge schon zu erkennen gegeben, NATO-Übungen in ihren Ländern zulassen zu wollen.


  All dies scheint in Rußland große Sorge hervorzurufen, wie folgender Focus-Tickermeldung vom 27. August, 20.05 Uhr, zu entnehmen ist [2]:


  
    Russland hat den Westen vor einer Ausweitung seiner Militärpräsenz in Osteuropa gewarnt. "Russland wird auf Schritte der Nato im Osten reagieren", teilte Moskaus ständige Vertretung bei dem Militärbündnis mit. Die Nato hält kommenden Woche in Wales ihr Gipfeltreffen ab. Eine Verstärkung der Truppen in Osteuropa gefährde die euro-atlantische Stabilität, schrieb die Vertretung im Kurznachrichtendienst Twitter. Es dränge sich der Verdacht auf, dass die Nato Russland nicht als Partner sehe. Nato-Chef Anders Fogh Rasmussen hatte im Zuge der Ukraine-Krise eine Verlegung von Truppen ins östliche Bündnisgebiet erwogen.
  


  Von gänzlich unerwarteter Seite erhält Rußland in seiner Entschätzung und Bewertung der aktuellen Entwicklung Rückenstärkung. Wie das Online-Magazin Telepolis berichtete, ist in der September-Oktober-Ausgabe des renommierten US-amerikanischen Journals zur Außenpolitik, Foreign Affairs, ein bemerkenswerter Artikel des US-Politologen John J. Mearsheimer erschienen, in dem dieser die Verantwortung für den Ukraine-Konflikt der Europäischen Union und den USA zuweist. [6] Mearsheimer erläuterte deren Vorgehen laut Telepolis folgendermaßen [5]:


  
    Beide hätten mit voller Absicht und in Kenntnis der - aus dem Sicherheitsinteresse Russlands heraus verständlichen - ablehnenden Haltung Russlands die Ostausdehnung der EU und, mit ihr verbunden, der NATO vorangetrieben, außerdem die "Demokratisierung" der Ukraine auch mit hohem finanziellen Einsatz und Manipulationen ("Social engineering") unterstützt, um die Ukraine für den Westen zu gewinnen. Der "Putsch" ("coup") gegen Janukowitsch sei offensichtlich von den USA unterstützt worden. Putins Reaktion sei verständlich, die Ukraine als Puffer sei für Russlands Sicherheitsbedürfnis unabdingbar.
  


  Angesichts einer solchen Analyse und Einschätzung der prekären Lage bzw. ihrer Entstehungsgeschichte kommt der US-Politologe zu völlig anderen Schlußfolgerungen als die westlichen Staaten, die mehrheitlich offenbar bevorzugen, den "Druck" auf Rußland noch weiter zu erhöhen. Mearsheimer vertritt die Auffassung [5]:


  
    Der einzige sinnvolle Weg aus der Krise sei, die Sicherheitsinteressen Russlands nüchtern einzukalkulieren. Die Ukraine müsse die Rolle des Puffers oder der Brücke akzeptieren, die ihr von der geostrategischen Situation vorgegeben sei. Alles andere sei abstrakt und realpolitisch bedeutungslos. Außerdem zeige das Desinteresse des Westens, der Ukraine militärisch zu Hilfe zu kommen, dass sie nicht die strategische Bedeutung habe, die dafür nötig sei. Die konstruktive Zusammenarbeit des Westens mit Russland sei zur Lösung wichtiger bestehender und anstehender Probleme von großer Bedeutung und sollte nicht aufs Spiel gesetzt werden.
  


  

  Fußnoten:


  [1]http://www.welt.de/politik/ausland/article131662241/USA-werfen-Moskau-tiefes-Eindringen-in-Ukraine-vor.html


  [2]http://www.focus.de/politik/ausland/ukraine-im-news-ticker-putin-laesst-fabrik-von-luhansk-nach-russland-bringen_id_4089849.html


  [3]http://www.spiegel.de/politik/ausland/ukraine-kiew-meldet-eindringen-russischer-militaerkolonne-a-988383.html


  [4]http://www.n-tv.de/politik/Russische-Truppen-haben-ukrainische-Stadt-erobert-article13506041.html


  [5]http://www.heise.de/tp/artikel/42/42618/


  [6]http://www.foreignaffairs.com/articles/141769/john-j-mearsheimer/why-the-ukraine-crisis-is-the-wests-fault
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  KOHLEALARM/117: Klimakampf und Kohlefront - Kraftwerke rigoros begrenzen ... (BUND)


  



  BUND - Pressemitteilung vom 29. August 2014


  BUND fordert Ausstieg aus Braunkohleverstromung.


  Erster Schritt: Stilllegung der 24 ältesten Kohlemeiler per Gesetz


  



  Berlin: Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat die Bundesregierung aufgefordert, die Laufzeit älterer Braunkohlekraftwerke per Gesetz zu begrenzen. Nur so lasse sich das nationale Klimaschutzziel von minus 40 Prozent Kohlendioxid bis 2020 noch erreichen. "Bleibt die Kohleverstromung in alten und ineffizienten Braunkohlekraftwerken so lukrativ wie heute, kann die Bundesregierung ihre Klimaschutzziele abschreiben", sagte der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger vor der Presse in Berlin.


  "Mit 25 Prozent ist der Anteil des Braunkohlestroms am deutschen Strommix viel zu hoch. Der einzige Weg, von den hohen CO2-Emissionen aus Kohlekraftwerken wegzukommen, ist ein zügiger Ausstieg aus der Braunkohleverstromung", sagte Weiger. Erforderlich sei zunächst ein Gesetz, das die Laufzeit der 24 ältesten und ineffizientesten Braunkohlemeiler auf je 35 Jahre begrenze. "Bis 2020 können und müssen jene Braunkohlemeiler abgeschaltet werden, die vor 1985 in Betrieb gingen. Den Gesetzesvorschlag dafür übermitteln wir Bundesumweltministerin Barbara Hendricks und Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel und erwarten die umgehende Prüfung. Eine erfolgreiche Klima- und Energiepolitik duldet keinen Aufschub", sagte der BUND-Vorsitzende.


  Die in den letzten Jahren angestiegene Braunkohleverstromung und die daraus resultierenden hohen CO2-Emissionen machten die Erfolge beim Ausbau der erneuerbaren Energien in Deutschland wieder zunichte, kritisierte die BUND-Energieexpertin Daniela Setton. Alte Braunkohlemeiler, die pro erzeugte Kilowattstunde Strom mehr als ein Kilogramm CO2 ausstießen, würden auf Hochtouren laufen. Klimaschonenden Gaskraftwerken, die als Ergänzung der erneuerbaren Energien für die Energiewende vorübergehend unverzichtbar seien, drohe hingegen das Aus. Hauptursache dafür sei der darniederliegende Handel mit Emissionszertifikaten. "Der Preis für CO2-Zertifikate ist absehbar dauerhaft zu niedrig - mit verheerenden Konsequenzen für den Klimaschutz und die Energiewende. Deshalb muss die Bundesregierung jetzt handeln und den klimaschädlichsten Energieträger, die Braunkohle, mit gesetzlichen Maßnahmen sukzessive vom Markt verdrängen", forderte Setton.


  Rund die Hälfte der heutigen Braunkohlekapazitäten, etwa 10 Gigawatt, würde nach dem Gesetzesvorschlag des BUND bis 2020 stillgelegt. Dies beträfe die 24ältesten Kraftwerksblöcke in Deutschland, die meisten davon in Nordrhein-Westfalen und Brandenburg.


  "Noch ist die Kohleverstromung für ein Drittel der CO2-Emissionen in unserem Land verantwortlich. Kommt das Gesetz zum Abschalten der ältesten Braunkohlemeiler, verringern sich die CO2-Emissionen der Braunkohleverstromung um jährlich rund 90 Millionen Tonnen. Mit einem solchen Gesetz werden außerdem moderne Gaskraftwerke wettbewerbsfähiger und die Erlöse für erneuerbaren Strom steigen", sagte Energieexpertin Setton.


  Den Braunkohle-Ausstiegsplan des BUND finden Sie im Internet unter:

  www.bund.net/pdf/laufzeitbegrenzung-kohle


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 29. August 2014

  Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

  Bundesgeschäftsstelle

  Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

  Telefon: 0 30 / 2 75 86 - 40, Fax 0 30 / 2 75 86 - 440

  E-Mail: bund@bund.net

  Internet: www.bund.net
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  MELDUNG/459: 3000 Menschen diskutieren in Leipzig Alternativen zum Wirtschaftswachstum (Degrowth-Konferenz)


  



  Vierte Internationale Degrowth-Konferenz - Leipzig, 27. August 2014


  Degrowth-Konferenz 2014: 3000 Menschen diskutieren in Leipzig Alternativen zum Wirtschaftswachstum


  



  Mit ca. 3000 Anmeldungen laufen die Vorbereitungen der Vierten Internationalen Degrowth-Konferenz für ökologische Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit derzeit auf Hochtouren. Vom 2. bis zum 6. September wird ganz Leipzig im Zeichen der Wachstumskritik stehen: Nicht nur an der Universität Leipzig, dem Hauptschauplatz der Konferenz, sondern auch verteilt über die ganze Stadt wird es wissenschaftliche, praktische und künstlerische Veranstaltungen zum Thema geben. Das Spektrum ist breit gestreut und reicht von klassischen Podiumsdiskussionen und Workshops über Exkursionen bis hin zu einer Kurzfilmwanderung durch Leipzig.


  Nina Treu, eine der Koordinatoren, ist überwältigt vom Ansturm auf die Konferenz: "Wir haben schon mit einem großen Interesse gerechnet, aber dass wir die Anmeldung sogar vorzeitig schließen müssen, hätte ich nicht gedacht. Menschen, die keinen Platz mehr bekommen haben, können sich die Hauptvorträge und Podiumsdiskussionen über unseren Live-Stream ansehen".


  Die Konferenz beinhaltet über 400 Einzelveranstaltungen. Der Großteil sind wissenschaftliche Vorträge, Diskussions- und Praxisworkshops sowie künstlerische Veranstaltungen. Hinzu kommen über 20 Podien mit namhaften Referenten wie Alberto Acosta, Niko Paech, Giorgos Kallis, Angelika Zahrnt, Adelheid Biesecker Esperanza Martinez und Euclides Mance.


  Der Auftakt ist am Dienstag, den 2. September um 19 Uhr: Nach einem musikalischen Einstieg durch den Leipziger Künstler Pablo Paolo Kilian wird unter anderem die Journalistin Naomi Klein die Konferenz per Videoübertragung aus Kanada eröffnen. In den einzelnen Veranstaltungen wird es um verschiedene Aspekte rund um Wirtschaft und Gesellschaft jenseits des Wachstums gehen. Beispiele sind die Verteilung und das Verständnis von Arbeit, Bildung, Mobilität oder auch die Eurokrise.


  Nach einem Abschlusspodium wird am Samstag, den 6. September unter dem Motto "Genug ist genug für alle" ein Aktionszug quer durch Leipzig stattfinden. Die Konferenz endet dann mit einer ausgelassenen Tanzparty mit der Band "Käptn Peng und die Tentakel von Delphi".


  Auch was die Organisation betrifft beschreitet die Degrowth-Konferenz 2014 neue Wege: Die Konferenz ist basisdemokratisch organisiert und versucht auch bei Unterkunft und Verpflegung den Degrowth-Gedanken praktisch umzusetzen. Für viele Teilnehmer konnten kostenlose Privatunterkünfte organisiert werden, die Verpflegung ist vegan und das verwendete Gemüse wurde zum Großteil von einer Leipziger Kooperative angebaut.


  *


  Quelle:

  Vierte Internationale Degrowth-Konferenz

  c/o Konzeptwerk Neue Ökonomie e.V.

  Klingenstr. 22, 04229 Leipzig

  Telefon: +49-(0)176-98289392

  E-Mail: info@degrowth.de

  Internet: http://leipzig.degrowth.org
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  MELDUNG/458: "Freiheit statt Angst" - Beim Thema Überwachung nicht aufgeben (AK Vorrat)


  



  Arbeitskreis Vorratsdatenspeicherung

  Berlin 30.8.2014, 19:00

  Pressemitteilung #4 - "Freiheit statt Angst"


  Beim Thema Überwachung nicht aufgeben


  Abschlusskundgebung der Großdemonstration "Freiheit Statt Angst" mit Redebeiträgen von Reportern ohne Grenzen, Amnesty international und Sexarbeiterinnen


  



  Mit Musik und Reden endete soeben die Demonstration "Freiheit Statt Angst". Das Veranstaltungsbündnis freut sich über die gelungene Mobilisierung - mehr als 6.500 Menschen waren in Berlin auf die Straße gegangen und hatten gemeinsam unter dem Motto "Aufstehen statt Aussitzen" ein Zeichen für Grundrechte und gegen Massenüberwachung gesetzt.


  Bei der Abschlusskundgebung am Brandenburger Tor wurden konkrete Aspekte von Überwachungsbedrohungen aufgegriffen. So erklärte Wieland Dietrich, Vorsitzender der Freien Ärzteschaft e.V., zur elektronischen Gesundheitskarte: "Es wird offenbar, dass bei der elektronischen Gesundheitskarte der Druck der Gesundheitsindustrie auf die Politik enorm ist! Es ist ein Skandal, dass nach deutschem Recht überhaupt Daten, die dem Sozialdatenschutz unterliegen wie Gesundheitsdaten, von Rechenzentren verkauft werden dürfen!" Auch Google mache mit diesen Daten Geschäfte. "Die elektronische Gesundheitskarte dient der Kontrolle der Bürger", kritisierte Dietrich.


  Astrid Goltz von der Humanistischen Union nannte Fakten zu den Plänen der Bundesregierung für die Zukunft der Geheimdienste: "Im nächsten Jahr will die Bundesregierung den Etat des BND um 25 Prozent auf über 600Mio Euro erhöhen." Goltz kritisierte diesen Kurs scharf und forderte stattdessen die Abschaffung der Geheimdienste: "Merkel und de Maiziere machen keinen Finger krumm, um uns vor der massiven Überwachung unserer Privatssphäre zu schützen. Nein, sie päppeln ihre Geheimdienste mit Millionen an Steuergeldern und wir Bürger/innen bezahlen für unsere eigene Überwachung. Das ist absurd!"


  "Die Enthüllungen der letzten Monate haben der ganzen Welt eine dramatische Erosion des Rechts auf Privatsphäre gezeigt", warnte anschließend Sebastian Schweda von der Menschenrechtsorganisation Amnesty International. Er rief die Menschen zur Solidarität auf und stellte klar: "Das Spiel, das hier gespielt wird, heißt nicht USA versus Deutschland oder die 'Five Eyes' gegen den Rest der Welt. Das Spiel, das hier gespielt wird, heißt Regierung versus Bürger! Lassen Sie uns beim Thema Überwachung nicht vorzeitig aufgeben! Die Zeit ist mit uns!"


  Um die Bürgerrechte von Sexarbeiterinnen und Sexarbeitern ging es in der Rede von Emy Fem vom Berufsverband erotische und sexuelle Dienstleistungen. Die geplante Zwangsregistrierung von in entsprechenden Berufen tätigen Menschen sei hochproblematisch: "Sexarbeiter_innen werden entmündigt. Die Große Koalition geht davon aus, dass Sexarbeiter_innen nicht eigenverantwortlich handeln können, und zwar weil sie Sexarbeiter_innen sind." Eine Zwangsregistrierung bringe Gefahren für die Betroffenen, etwa durch Stalker oder gewalttätige Kunden.


  Matthias Spielkamp von Reporter ohne Grenzen richtete seine Worte besonders an Menschen, die Informationen haben, die die ganze Gesellschaft betreffen: "Wer bei den Geheimdiensten, in anderen Behörden oder in Unternehmen arbeitet und sieht, dass dort gegen Gesetze verstoßen wird: Lasst es uns alle wissen!"


  Nach den Redebeiträgen spielten verschiedene Bands zum Demo-Ausklang. An zahlreichen Ständen am Rande der Demo informierten viele beteiligte Organisationen über ihre spezifischen Themen. In der Auftaktkundgebung hatten einige von ihnen bereits die Stärkung der Menschenrechte, Transparenz, Whistleblowerschutz und eine Abschaffung der Geheimdienste gefordert: "Massenüberwachung - das ist Gift für eine parlamentarische Demokratie und Honig für das Totalitäre" (Christoph Bautz, Campact); "Wo bleiben die deutschen Whistleblower?" (Annegret Falter, Whistleblower-Netzwerk); "Leak more documents!" (Jacob Appelbaum, Journalist, torproject.org). Anschließend war der Demonstrationszug durch das Berliner Regierungsviertel gezogen.


  Insgesamt haben sich 81 Organisationen am heutigen Veranstaltungsbündnis beteiligt und zu der Großdemonstration aufgerufen. Vertreten waren unter anderem der Arbeitskreis gegen Vorratsdatenspeicherung, Arbeitskreis gegen Internet-Sperren und Zensur, Attac Deutschland, Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen, Campact - Demokratie in Aktion, Berufsverband erotische und sexuelle Dienstleistungen, Katholische junge Gemeinde, Deutscher Fachjournalisten-Verband, Deutsche Journalistinnen- und Journalisten Union (dju) in ver.di, Giordano Bruno Stiftung, Amnesty International, Digitalcourage, der Verbraucherzentrale Bundesverband, die Neue Richtervereinigung, die Freie Ärzteschaft, Reporter ohne Grenzen, Campact und der Chaos Computer Club. Die Gesamtliste der beteiligten Organisationen ist hier abrufbar:

  https://freiheitstattangst.de/das-buendnis-2014/


  Weitere Informationen

  http://freiheitstattangst.de


  Twitter: @akvorrat, Hashtag: #fsa14


  *


  Quelle:

  Arbeitskreises Vorratsdatenspeicherung

  E-Mail: presse@vorratsdatenspeicherung.de

  Internet: www.vorratsdatenspeicherung.de
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  AUSSICHTEN/6931: Und morgen, den 01. September 2014 (SB)


  



  +++ Vorhersage für den 01.09.2014 bis zum 02.09.2014 +++
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          Langsam heben Nebelbänke

          Jean-Luc und die Teichgesellen

          aus der Wald- und Wiesensenke,

          ihren Ausblick aufzuhellen.
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  MEMORIAL/114: 31. August 1864 - Der klägliche Tod des Ferdinand Lassalle (Gerhard Feldbauer)


  



  Der klägliche Tod des Ferdinand Lassalle


  von Gerhard Feldbauer, 31. August 2014


  



  Ferdinand Lassalle verstarb am 31. August 1864 nach drei Tagen qualvoller Schmerzen an den Folgen eines Duells. Am 28. des Monats war er auf einer Lichtung im Wald der Genfer Vorstadt Carouge mit seinem Gegner, einem rumänischen Bojaren, dem er die Verlobte ausgespannt hatte, aufeinander getroffen. Der gehörnte Adlige zielte und traf genau die Körperteile, mit denen Lassalle seine "Ehre" verletzt hatte.


  

  Ein erfolgreicher Frauenverführer


  Dieser Tod erscheint als eine fast logische Konsequenz einschneidender charakterlicher wie auch politischer Auffassungen, die Lassalles Leben und Handeln bestimmten. 1825 als Sohn eines reichen jüdischen Kaufmanns in Breslau geboren, hieß er eigentlich Lassal, hatte aber seinen Namen in Paris in die französische Form Lassalle umschreiben lassen. Er galt nicht nur als ein brillanter Redner, man sagte ihm auch überzogenen Ehrgeiz, Besessenheit und maßlose Eitelkeit nach. Vor allem aber stand der mit einer ausgesprochen schönen Männergestalt ausgestattete Politiker im Ruf eines erfolgreichen Frauenverführers. Wie dem biografischen Roman "Lassalle" von Stefan Heym (Bechtle Verlag 1969) zu entnehmen ist, zählten zu seinen Eroberungen Damen der besten Gesellschaft, ebenso wie Töchter des Proletariats und Mädchen aus der Halbwelt.


  

  Ein Doppelleben


  Man könnte meinen, der Gründer des Allgemeinen Deutschen Arbeiterbildungsvereins habe ein Doppelleben geführt. Lassalle förderte die selbständige politische Organisation des deutschen Proletariats, blieb aber Zeit seines Lebens ein Kleinbürger, der Zugang zu den Herrschenden suchte, vornehmlich ihrer adligen Kreise, der selbst in Bismarck "eine Force sympathique" sah, von der eine "sonderbare Anziehungskraft ausging". 1846 lernte er die 20 Jahre ältere Gräfin Sophie von Hatzfeldt kennen. Während er als Demokrat an der Revolution 1848/49 teilnahm, führte er für sie, die für Bismarck zur "Oberschicht der preußischen Aristokratie" gehörte, von 1846 bis 1854 als Rechtsbeistand und Generalbevollmächtigter ihren Scheidungs- und Vermögensprozess, den er gewann. Die Gräfin gewährte ihm dafür eine Jahresrente von 5000 Talern, was damals ein kleines Vermögen darstellte und ihm ein recht sorgenloses Leben sicherte. Die Gräfin verblieb immer in seinem Umfeld und es blieb, wie Heym wiedergibt, nicht "bei der zigarrenrauchenden Mutterfigur". Lassalle sei nicht nur "für geleistete Anwaltshilfe", sondern auch "für Leistungen anderer Art" bezahlt worden.


  

  Dem Bojaren die Verlobte ausgespannt


  Wie es zu dem für Lassalle tödlichen Duell kam, könnte einem Roman von Courths-Mahler entnommen sein, wenn es nicht historisch belegt wäre. Als der 39jährige Lassalle im Frühjahr 1864 während eines Kuraufenthalts in der Schweiz die 20 Jahre jüngere bildschöne Helene von Dönniges kennenlernte, hatte er schon unzählige Liaisons hinter sich und war einige Male bereits dem Risiko eines Duells ausgesetzt gewesen. Die Tochter des Schweizer Diplomaten in bayerischen Diensten verliebte sich unsterblich in den "feurigen Revolutionär", der von ihr nicht weniger angetan war und sie heiraten wollte. Zum Pech für Lassalle war die Geliebte bereits mit dem rumänischen Bojaren Yanko von Racowitja verlobt. Nicht nur deshalb, sondern auch weil die Eltern Helenes den Bewerber "aus dem Volk" nicht in ihre Kreise passend sahen, wurde sein Antrag um die Hand der Tochter schroff zurückgewiesen.


  Helene floh zu ihrem Angebeteten und wollte von ihm nach Frankreich entführt werden, um die Eltern vor vollendete Tatsachen zu stellen. Ein solches Abenteuer schien Lassalle nun doch nicht aristokratengemäß und er brachte sie zu ihrer Mutter zurück. Zutiefst enttäuscht wandte sich Helene von ihm ab, ließ ihren Bojaren wieder zu sich ins Bett und schrieb Lassalle, dass sie dem Verlobten "ewige Treue und Liebe" schwöre. Lassalle war öffentlich der Lächerlichkeit, Hohn und Spott ausgesetzt. Zutiefst beleidigt und in seiner Eitelkeit getroffen, forderte er vom Vater der einstigen Geliebten Satisfaktion. Um dem Nachdruck zu verleihen, beschimpfte er Helene nun "eine verworfene Dirne". Die nach Genf geeilte Gräfin Hatzfeldt versuchte vergeblich, ihren "großen, wunderbaren, geliebten Jungen" zu einer gütlichen Beilegung der verworrenen Angelegenheit zu überreden, zu der selbst der davon in Kenntnis gesetzte bayerische Außenminister und oberste Vorgesetzte von Dönniges riet.


  

  Der war mit Pulver und Blei aufgewachsen


  Von Dönniges war froh, nun mit Racowitja "einen Mann in der Familie zu haben, der praktisch mit Pulver und Blei aufgezogen wurde" und übertrug die Vertretung der Familienehre dem künftigen Schwiegersohn, mit dem Lassalle dann am 28. August in besagtem Wald von Carouge zum Pistolenduell zusammentraf. Sein Erster Sekundant war Oberst Wilhelm Rüstow, der 1860 Stabschef in der Befreiungsarmee des italienischen Revolutionsgenerals Giuseppe Garibaldi war. Der Ausgang wurde bereits geschildert. Selbst die Sekundanten von Racowitja waren über dessen bestialischen Schuss entsetzt und verließen sofort den Kampfplatz. Gräfin Hatzfeldt harrte Zigarren rauchend bis zum Ende an Lassalles Totenbett aus.


  *


  Quelle:

  © 2014 by Gerhard Feldbauer

  Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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  FILM/1249: ZDF - Komödie "Bella Casa - Hier zieht keiner aus!" am 04.09. (ZDF) und 13.09.2014 (ZDFneo)


  



  Bella Casa – Hier zieht keiner aus!

  Komödie

  Donnerstag, 4. September 2014, 20.15 Uhr (ZDF)

  Samstag, 13. September 2014, 20.15 Uhr (ZDFneo)


  Inhalt:

  –Zum Film

  –Stab, Besetzung und Inhalt


  



  

  Bella Casa – Hier zieht keiner aus!


  Bella ist als alleinerziehende Geschäftsfrau und Mutter gefangen im ganz normalen Alltags-Wahnsinn – gestresst, aber glücklich. Doch von jetzt auf gleich gerät alles aus den Fugen. Die Senioren-WG von Bellas Vater wird geräumt, weil Vollblut-Musiker und Berufs-Hallodri Friedrich lieber in neue Instrumente investiert hat, statt Miete zu zahlen.


  "Bella Casa – Hier zieht keiner aus!" ist der fünfte Film der 'Bella'-Reihe mit Andrea Sawatzki. Der sechste und letzte Film "Bella amore – Wideratand zwecklos" ist 20. September 2014 auf ZDFneo und am 25. September 2014, 20.15 Uhr im ZDF zu sehen.


  *


  Bella Casa – Hier zieht keiner aus!

  Komödie

  

  Donnerstag, 4. September 2014, 20.15 Uhr (ZDF)

  Samstag, 13. September 2014, 20.15 Uhr (ZDFneo)


  Buch: Beate Fraunholz

  nach einer Idee von Georg Heinzen

  Regie: Edzard Onneken

  Kamera: Marco Uggiano

  Musik: Biber Gullatz, Andreas Schäfer, Moritz Freise

  Produzentin: Kirsten Hager

  Redaktion: Wolfgang Grundmann, Thorsten Ritsch


  Eine Produktion der Hager Moss Film im Auftrag des ZDF.


  

  Die Rollen und ihre Darsteller


  Bella Jung – Andrea Sawatzki

  Martin Jung – Thomas Sarbacher

  Ines Wolf – Juliane Köhler

  Catrin Reichelt – Julia Richter

  Friedrich – Peter Sattmann

  Lena – Juna Lucie Hollmann

  Kristina – Katharina Nesytowa

  Tom – Leon & Noel Neumann

  Thorsten Thewis – Arndt Schwering-Sohnrey

  Willi – Christian Grashof

  Franz – Axel Werner

  und andere


  

  Inhalt


  Bella (Andrea Sawatzki) ist als alleinerziehende Geschäftsfrau und Mutter gefangen im ganz normalen Alltags-Wahnsinn – gestresst, aber glücklich. Doch von jetzt auf gleich gerät allesaus den Fugen: Die Senioren-WG von Bellas Vater (Peter Sattmann) wird geräumt, weil Vollblut-Musiker und Berufs-Hallodri Friedrich lieber in neue Instrumente investiert hat, statt Miete zu zahlen. Gerade als Bella im zuständigen Bezirksamt Protest einlegen will, erfährt sie, dass dasganze Haus verkauft und saniert werden soll. Die anschließende Mietpreisverdopplung bedeutet, dass nicht nur Bellas Physiotherapiepraxis, die im gleichen Haus ist, sondern die gesamte Hausgemeinschaft der Gentrifizierung zum Opfer fällt. Bella wäre nicht Bella, wenn sie nicht entschlossen und mit all ihrer Kraft gegen die Ungerechtigkeit und den Verkauf des Hauses ankämpfen würde. Aber während sie zwischen ihrer Familie, ihrer Praxis, PR-Kampagnen, Demos und Hausbesetzungen jongliert, muss Bella erkennen, dass auch ihreKraft nicht endlos ist. 



  – Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –

  



  *


  

  Quelle:

  ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

  Presse Special – August 2014

  Copyrights by ZDF

  Internet: www.zdf.de
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  REPORTAGE/325: ZDF - "Der große Teich: Ozean der Isolation" am 05.09.2014 (ZDF)


  



  Der große Teich: Ozean der Isolation

  Eine transatlantische Reportage von Wolfgang Herles

  Freitag, 5. September 2014, 23.45 Uhr


  Inhalt:

  –Zur Sendung

  –Stab und Inhalt

  –Reisenotizen


  



  Der große Teich: Ozean der Isolation


  Vom Leben auf abgelegenen Inseln im Atlantik handelt die Reportage: von der Last und vom Glück der Isolation. Wolfgang Herles und das ZDF-Team besuchen St. Helena, Ascension Island am Äquator, Dominica in der Karibik und die Färöer im Nordatlantik. Dabei entdecken sie Isolation immer auch als Experiment für die Biosphäre und die Gesellschaft. W. Herles mit Kameramann Thomas Rebhoz am Kap der Guten Hoffnung


  *


  Der Große Teich: Ozean der Isolation

  Eine transatlantische Reportage von Wolfgang Herles

  

  Freitag, 5. September 2014, 23.45 Uhr


  Autor: Wolfgang Herles

  Drehorte: St. Helena, Ascension Island am Äquator, Dominica in der Karibik, Färöer im Nordatlantik

  Redaktion: Matthias Hügle, Anna Ernst

  Red. Mitarbeit: Dorothea Schütt

  Kamera: Thomas Rebholz

  Ton: Jens Krähnke

  Schnitt: Miklos Palos

  Produktion: Alfred Schrandt

  Sprecher: Karla Schlender, Charles Rettinghaus

  Länge: 60 Min.


  

  Inhalt


  Vom Leben auf abgelegenen Inseln im Atlantik handelt die Reportage von Wolfgang Herles, von der Last und vom Glück der Isolation. – Damit ist der Film das Gegenstück seines Zweiteilers "Der Große Teich", der im Sommer 2013 im ZDF ausgestrahlt wurde. Er zeigte den Atlantischen Ozean als Brücke der Kulturen, als Binnenmeer der westlichen Zivilisation. Sklavenhändler, Kolonisatoren, Auswanderer kreuzten seine Fluten.


  In "Der Große Teich: Ozean der Isolation" zeigt Wolfgang Herles nun die endlosen Weiten dieses Ozeans als Medium der Abschottung. Deshalb gilt sein Interesse vier sehr isolierten Inseln, vom Südatlantik bis zum Nordmeer. Der Film beschreibt das Glück der "Splendid Isolation" (wörtlich: "wunderbare Isolation") ebenso wie deren Kehrseite, die Verlorenheit. Und dabei zeigt sich Isolation immer auch als Experiment, für die Biosphäre ebenso wie für die Gesellschaft.


  St. Helena gilt als Inbegriff von Abgeschlossenheit, seit Napoleon Bonaparte, der geschlagene Beherrscher Europas, auf dem englischen Felsen in der Verbannung lebte. Der Aufenthalt auf der Insel verklärt ihn am Ende seines Lebens zum romantischen Helden, und umgekehrt verlieh Napoleon der Insel ihren Mythos. Just zum 200. Jahrestag seiner Ankunft wird St. Helena die Magie der Isolation verlieren – ein Flughafen wird eröffnet. Aber noch erlebt Wolfgang Herles die winzige britische Kronkolonie und ihre Bewohner als so glückliche wie träge Gemeinschaft, gefangen zwischen Zukunftsangst und bangem Aufbruch.


  Ascension Island am Äquator besitzt gar keine Gesellschaft, dient den Briten und Amerikanern als Horchposten ins All, auf der niemand dauerhaft Wohnrecht besitzt, als steinerne Fregatte, als notwendiger Zwischenstopp auf dem Weg zu den Falklands. Militärs, Techniker und Umweltschützer sind dort anzutreffen. Und es sind die Folgen eines erstaunlichen Experiments zu beobachten. Auf Anregung von Charles Darwin wurde der kahle Gipfel der Vulkaninsel mit Pflanzen aus aller Welt begrünt, um Regen zu machen. Das gelang – freilich auf Kosten der heimischen Fauna und Flora, die vom Aussterben bedroht sind.


  Eine besondere Schatzinsel der Natur ist Dominica in der Karibik. Weil zu steil für Plantagenwirtschaft und fast vollständig bedeckt von dichtem Dschungel, scheiterten die europäischen Kolonialmächte. Und weil es auch keine weißen Sandstrände gibt, bleiben der kleinen Inselrepublik die Folgen des Massentourismus erspart. Die letzten karibischen Indianer überlebten dort, die Regenwälder bieten eine einmalige, gesunde Umwelt, nirgendwo ist der Anteil der über Hundertjährigen größer.


  Schließlich die Färöer im Nordatlantik, das unbekannteste Land Skandinaviens. Die Isolation bewahrte die Kultur der Schafsinseln. Auf den Färöer-Inseln erhielt sich eine eigene Identität auf der Basis mittelalterlichen Brauchtums.


  *


  Aus den Reisenotizen von Wolfgang Herles

  

  I.


  Wir verlassen Kapstadt. An Backbord gleitet Robben Island vorbei, auch dies eine Insel, die ihre Berühmtheit einem einzigen Gefangenen verdankt, Nelson Mandela. Sechs Tage und fünf Nächte auf diesem Schiff, das halb mit Containern bepackt ist, zur anderen Hälfte mit Saints, wie sich die Bewohner St. Helenas nennen. Das Schiff – das Royal Mail Ship "St. Helena" – ist die Nabelschnur zur Welt für das Eiland. Einmal im Monat nur unternimmt es die Reise mit allem, was auf der Insel benötigt wird. Und wer krank wird, muss auch aufs Schiff, wenn er noch solange warten kann, und ins Krankenhaus nach Südafrika. St. Helena hat keinen Flughafen und das Schiff kein Satellitenfernsehen. Die Vorrunde der Weltmeisterschaft entgeht uns. Kein Problem: sportlicher Höhepunkt ist das Kegelturnier auf dem Sonnendeck. Das ZDF-Team gewinnt es, im Halbfinale gegen Ingenieure des Flughafens, im Finale gegen die Offiziere der "St. Helena". Siegprämie ist mehr Bier, als wir trinken können.


  

  II.


  Die Morgendämmerung modelliert St. Helena aus dem Dunst des Horizonts. Beim Näherkommen sehen wir nichts als Fels. Keine einzige Bucht, kein Hafen. Nur an einer Stelle ein gewaltiger Spalt im Fels. In ihm liegt Jamestown, das Hauptstädtchen, vor dem wir ankern. Aber im Zentrum ist die Insel grün wie Schottland. Dort oben flattert eine französische Fahne, über französischem Territorium. Longwood House: der idyllische Ort, an dem Napoleon starb. Der hätte dort glücklich werden können, wenn er es zugelassen hätte. Doch er ließ sich als Kaiser titulieren, trug Uniform, umgeben von einem bizarren Hofstaat und beschwerte sich ohne Ende über seine Behandlung. Feuchtigkeit, Ratten. Sein Machtwahn war noch nicht verglüht. Und im Wahn waren auch seine Gegner. Englands Steuerzahler finanzierten den absurden Aufenthalt, sie stationierten zweieinhalbtausend Soldaten auf dem Inselchen, das von Natur ein Hochsicherheitsgefängnis ist und nicht noch eigens bewacht werden müsste.


  

  III.


  Damals ankerten vor St. Helena bis zu tausend Segelschiffe im Jahr, auf der Route ums Kap der Guten Hoffnung. St. Helena lieferte Proviant. Nach der Eröffnung des Suezkanals ging es ökonomisch bergab. Das tropische Eiland ist nicht einmal in der Lage, sich selbst zu ernähren, sondern ganz und gar abhängig von Subventionen aus London. Produziert wird nichts, abgesehen von Arbeitskräften, die dann auf anderen Inseln arbeiten und Geld nach Hause überweisen. Jobs bietet nur die Regierung. Also zum Beispiel Zöllner und Grenzbeamte, die nur einmal im Monat etwas zu tun heben, wenn die RMS "St. Helena" ankert.


  

  IV.


  Am Flughafen entzünden sich Hoffnungen, aber auch Befürchtungen. Er wird pünktlich fertig sein und im Kostenrahmen bleiben, obwohl dies keine brandenburgische Wiese ist, sondern ein Lavagebirge, das an einer Stelle abgetragen und an anderer Stelle aufgeschichtet werden muss. Was sollen Touristen auf dieser Insel? Es gibt nur wenige, winzige Hotels und kaum ein Restaurant. Zum Baden taugt sie auch nicht. Aber die Insel ist voller Magie. Die Landschaften atemberaubend, auf engstem Raum, höchst kontrastreich. Die Schläfrigkeit und Freundlichkeit der Saints sind ein Genuss. Die Kehrseite der Isolation: Antriebslosigkeit. St. Helena wirkt wie ein halbes Jahrhundert zurück. Kein Bankautomat, keine Kreditkarten, keine Hast.


  

  V.


  Am Hafen haben sich einige hundert Saints versammelt, um Abschied zu nehmen. Nicht für ein paar Tage, sondern oft Monate oder Jahre. Umarmungen, auch Tränen, aber man ist das Abschiednehmen gewohnt, es gehört zur Insel wie der Passat, aber die Szenen sind berührend. Wird man sich je wiedersehen? Ein Regenbogen spannt sich vom Kliff hinab ins Meer. Heimweh nach St. Helena, schon jetzt.


  

  VI.


  Weitere zwei Tage und Nächte an Bord – und dann endlich Ascension Island. Wieder die peinlich genaue Einreiseprozedur. Die Bürokraten bemächtigen sich des entferntesten Eilands. Und wir kommen pünktlich zum gesellschaftlichen Höhepunkt des Jahres, dem Äquatorial Ball im Offizierskasino der Royal Air Force. Smoking, Gala-Uniformen, schottische Röcke, hochtoupierte Damen. Wie hält man es auf so einem Eiland ein paar Jahre aus? Vor allem die Frauen, die nichts zu tun haben? Militärs, Schildkrötenforscher, Kommunikationstechniker. Das ist die seltsame Gemeinschaft derer, die auf Ascension Island miteinander auskommen müssen. Für einfachere Tätigkeiten sind Arbeitskräfte aus St. Helena da.


  

  VII.


  Die Turtles haben es hier am besten, weil sie außer von Vögeln, Krebsen und Fischen nicht auch noch von Menschen bedroht werden wie anderswo. Splendid Isolation! Die Militärs hoffen auf Belohnung durch Beförderung und sind froh, dass sie am Äquator stationiert sind und nicht auf den fernen Falklands, wo es doppelt so langweilig ist und dazu kalt. Die Nachrichtentechniker betreiben unzählige Antennenanlagen und horchen in den Weltraum für Nachrichtendienste, für Weltraumorganisationen. Reverend Donald Wittich, 80 Jahre alt, ist der Pfarrer der kleinen anglikanischen Gemeinde auf Ascension Island. Es gibt hier kein gemeinsames Interesse, und das ist das Problem. Der Geistliche war zuvor drei Jahre auf Tristan da Cunha, einem noch trostloserem Eiland weit im Süden, bewohnt von zweihundertneunzig Mitgliedern weniger Familien, ein oder zweimal im Jahr kommt ein Schiff. Hier gibt es wenigstens die Airforce.


  

  VIII.


  Das Jungle Bay Resort auf Dominica: Hütten im steil zu den Klippen abfallenden Urwald. Keine Klimaanlage, offene Fenster, aber nicht eine Mücke. Es gibt ein totsicheres Mittel: Bay Leave Oil, Lorbeeröl. Sein angenehmer Geruch vertreibt alle Moskitos. Der nächtliche Chor der Grillen und Kröten geht pünktlich zum Sonnenaufgang über ins Gezeter der Vögel. Unterlegt ist das Konzert vom immer gleichen Generalbass der Brandung.


  

  IX.


  Alfreda Georges sitzt im rosa Kleid auf einem Stuhl, Goldschmuck an den Ohren. Sie zeigt lächelnd Zähne – ihre zweiten. In wenigen Tagen wird sie ihren einhunderteinten Geburtstag feiern. Die Ursachen sind keine Überraschung: gesunde Ernährung aus Wäldern und Ozean, Bewegung im ständigen Bergauf und Bergab des steilen Vulkangebirges, ein einfaches Leben ohne viel Stress. Alfreda Georges lebt über ihrem Laden für religiöse Schriften in der kleinen Hauptstadt Roseau.


  

  X.


  Ein Jazzfestival an einem rauschenden Gebirgsfluss. Michele Henderson singt, eine kleine agile Schönheit. Sie singt nicht nur hier, sondern ist auf der ganzen Welt unterwegs. Also kann sie vergleichen. Dominica sei das bestgehütete Geheimnis der Welt, sagt sie, das mache den Unterschied, deshalb behielten die Leute auch ihr starkes Gefühl für Gemeinschaft. Ein Beispiel dafür ist Sam Raphael. Als Kind musste er mit seiner Familie auswandern, wie so viele, mangels Arbeitsplätzen. Als gemachter Geschäftsmann kam er aus den USA zurück und investierte in sein Jungle Bay Resort, erbaut auf,,Wasteland", vermeintlich nutzlosem Land. Nachhaltiger Ökotourismus, aber viel mehr als das. Sam bildete Handwerker aus, die mauerten und zimmerten. Die Hotelangestellten kommen aus der unmittelbaren Umgebung, und auch die Lieferanten sind von hier. Kleinbauern und Kleinunternehmer, die Schokolade produzieren oder Salatsauce. 



  – Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –

  



  *
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  HÖRSPIEL/920: 1LIVE - "School Shooter" von Thorsten Nesch, 4.9.2014 (WDR)


  



  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  School Shooter


  Von Thorsten Nesch

  Regie: Annette Kurth

  Produktion: WDR 2012

  1LIVE Plan B Krimi

  Donnerstag, 4. September 2014, 23.00 - 24.00 Uhr


  



  Amoklauf an einer Schule. Sechs Schüler verstecken sich in der Bibliothek. Sie haben Angst, dass der Täter sie findet. Der Akku des einzig verfügbaren Handys ist für ein Video von der Tat draufgegangen.


  Die Jungen und Mädchen verbarrikadieren sich hinter der Tür und warten auf das Eintreffen der Polizei. Doch die kommt und kommt nicht, im Gebäude herrscht gespenstische Ruhe. Was ist da los? Ist der Täter noch im Gebäude? Ein Junge wird als Späher ausgeschickt, kann jedoch nichts herausfinden. Irgendwann ist eine Explosion zu hören. Hatte der Täter einen Sprengsatz? Und was, wenn er das Gebäude in Brand steckt? Als die Situation immer angespannter wird, treten Konflikte und Probleme offen zutage. Ist der Täter am Ende mitten unter ihnen?


  Das Hörspiel steht nach der Ausstrahlung zum kostenlosen Download im WDR Hörspielspeicher zur Verfügung. Informationen und Download über hoerspiel.wdr.de.


  Redaktion: Natalie Szallies


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 22. Juli 2014

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  MELDUNG/950: WDR 5 Programmtip - Sinn und Unsinn künstlicher Gelenke, 1.9.2014 (WDR)


  



  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  Sinn und Unsinn künstlicher Gelenke

  Prothese um jeden Preis?


  Von Sigrun Damas

  Leonardo - Wissenschaft und mehr

  WDR 5, Montag, 1. September 2014, 16.05 - 17.00 Uhr

  WDR 5, Montag, 1. September 2014, 22.05 - 23.00 Uhr


  



  In Deutschland wird häufiger operiert als in vielen anderen Staaten. Jedes Jahr bekommen etwa 400.000 Menschen in hierzulande eine künstliche Hüfte oder ein künstliches Kniegelenk. Diese hohe Zahl ist Zeichen für hervorragende Versorgung, sagen einige. Andere meinen, es wird zu häufig operiert und vieles geht schief. Fachleute raten Patienten vor diesem Hintergrund, gut abzuwägen: Bei Ersetzen verschlissener Gelenke geht es nicht um Leben und Tod. Man kann sich mit der Entscheidung Zeit lassen.


  Redaktion: Monika Kunze


  *


  Quelle:

  Programmtip vom 22. Juli 2014

  Herausgeber:

  Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts),

  Appellhofplatz 1, 50667 Köln

  Postanschrift: 50600 Köln,

  Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

  E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

  Internet: www.wdr.de
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  AUSLAND/7367: Aus aller Welt - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Peking lehnt freie Wahlen in Hongkong ab


  Der Volkskongreß in Peking hat die Beschlüsse zur Wahl des Chefadministrators der Sonderverwaltungszone Hongkong 2017 nach allgemeinem Wahlrecht sowie zur Bildung des Legislativrats 2016 in Hongkong angenommen. Die 172 Abgeordneten im Ständigen Ausschuß des Parlaments entschieden, daß die Kandidaten für das Amt des Regierungschefs nur durch ein umfassend repräsentatives Komitee nominiert werden. Dieses besteht aus mehrheitlich Peking politisch nahestehenden Mitgliedern. Aktivisten haben unterdessen neue Proteste angekündigt. Die Occupy-Central-Bewegung drohte damit, den Finanzdistrikt zu besetzen. Auch in der benachbarten chinesischen Sonderverwaltungszone Macao fordern Bürgerinitiativen, den Verwaltungschef frei wählen zu dürfen. Hier bestätigte ein 400köpfiges Wahlgremium am Sonntag den bisherigen Regierungschef Fernando Chui für weitere fünf Jahre im Amt.


  31.August 2014
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  GESUNDHEIT/7363: Medizin und Gesundheitswesen - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Nur drei internationale Mediziner-Teams für Ebola-Epidemie abgestellt


  Der in Westafrika völlig außer Kontrolle geratenen Ebola-Epidemie werden nach aktueller Einschätzung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) vermutlich wesentlich mehr Menschen zum Opfer fallen als bisher angenommen wurde. Bis eine Eindämmung gelungen sei, könne die Zahl der Infektionen auf mehr als 20.000 steigen, teilte die Organisation nach Angaben des Bayerischen Rundfunks mit.


  Vorliegenden Daten zufolge haben sich seit Jahresbeginn 3.062 Menschen mit dem Virus infiziert, 1.552 von ihnen sind bereits gestorben. Dabei geht die WHO davon aus, daß die tatsächliche Zahl der Toten in vielen Gegenden deutlich höher liegt als offiziell registriert wurde. Nicht zuletzt weil der Erreger die Grenzen des afrikanischen Kontinents überspringen könnte, zeigt sich die WHO inzwischen offen besorgt darüber, daß sich in den Ebola-Ländern Guinea, Sierra Leone, Liberia und Nigeria nur drei internationale Mediziner-Teams im Einsatz befinden. Als problematisch wird zudem angesehen, daß wegen der schleppenden Erforschung der schweren Krankheit in der Vergangenheit wegen zu geringer Profitaussichten nun keine effizienten Medikamente zur Verfügung stehen.


  31.August 2014
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  JUSTIZ/7367: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Handy-Ortung - Maas für besseren Datenschutz


  Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) will die Daten der Smartphone- und Tablet-Besitzer künftig besser schützen. Es würden heute viele Daten abgegriffen, ohne daß der Nutzer es merke, erklärte Maas dem Focus-Magazin. Die Datenzugriffe von Apps sind zwar in den allgemeinen Geschäftsbedingungen festgehalten, aber die liest nach Ansicht des Justizminister kaum jemand durch. Um etwas dagegen zu tun, will der Minister den Einwilligungsvorbehalt im Datenschutzrecht stärken. Ohne ausdrückliche und erkennbare Zustimmung des Kunden sollten Anbieter Daten nicht weitergeben dürfen, sagte der Berliner Minister, der eine entsprechende Regelung für 2015 ankündigte.


  31.August 2014
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  KULTUR/7363: Sprache, Kunst und Medium - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Den Heiligen Abend schon fest im Blick


  Trotz mancherorts noch geöffneter Freibäder und sommerlicher Temperaturen weihnachtet es in Deutschland bereits. Zumindest die Geschäftswelt hat den Termin fest im Visier. So hat beispielsweise der Bundesverband der Weihnachtsbaumerzeuger im mittelfränkischen Vestenbergsgreuth vier Monate vor Heiligabend die Christbaumsaison gestartet.


  Auf Großhandelsebene beginne jetzt das Geschäft mit den begehrten Natur-Christbäumen. Zuerst müßten die Bäume nach Größe und Güteklasse sortiert werden, teilte ein Verbandssprecher mit. In Bayern gibt es in diesem Jahr etwa 150 Betriebe, die auf landwirtschaftlichen Flächen Weihnachtsbäume angebaut haben. Der Verband rechnet wie im Vorjahr bundesweit mit etwa 24 Millionen verkauften Bäumen, ein Großteil davon wird in Deutschland geschlagen.


  31.August 2014
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  MILITÄR/7363: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Mehrere NATO-Staaten wollen Militärbasen in Osteuropa errichten


  Wenige Tage vor dem NATO-Gipfel in Wales drängen einige Mitglieder der nordatlantischen Militärallianz offenbar darauf, den NATO-Rußland-Pakt ganz aufzukündigen. Die Bundesregierung ist gegen die Kündigung der Vereinbarung, die der NATO Beschränkungen bei der Stationierung von Truppen auf dem Gebiet des ehemaligen Ostblocks auferlegt, will aber Anfang kommenden Jahres etwa 150 Bundeswehrsoldaten im Zuge einer Rotation mit einer US-Einheit in das Baltikum oder nach Polen verlegen. Zu den Befürwortern eines harten Kurses gegen Rußland zählen einem Bericht des Spiegel-Magazins zufolge Polen, die baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen sowie Kanada.
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  POLITIK/7366: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Regierungskoalition will Kurden mit Panzerabwehrraketen ausrüsten


  Einen Tag vor der Sondersitzung des Bundestags zu Waffenlieferungen an die Kurden im Nordirak hat sich eine Ministerrunde unter der Leitung von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) dazu entschieden, die gegen die IS-Terrormiliz kämpfende Peschmerga-Armee mit Panzerabwehrraketen, Panzerfäusten, Sturm- und Maschinengewehren sowie Handgranaten auszurüsten. Auch gepanzerte Militärfahrzeuge sollen die Kurden erhalten. Wie Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) und Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) in Berlin mitteilten, soll die Lieferung in das Krisengebiet in mehreren Schritten erfolgen. Eine Ausbildung im Umgang mit den Waffen vor Ort wird es nach Informationen des Verteidigungsministeriums aber nicht geben.
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  SONSTIGES/7365: Tragisches und Kurioses - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Bauer von seinen Rindern getötet


  In der Gemeinde Pleiskirchen im oberbayerischen Landkreis Altötting wurde ein Landwirt von seinen Rindern tödlich verletzt. Nach Angaben der Behörden in Rosenheim wollte der Bauer am frühen Sonntagmorgen offenbar 60 Kühe und einen Bullen in den Stall treiben. Dabei sei er von einem oder mehreren Tieren angegriffen und schwer verletzt worden. Die Ehefrau fand ihren leblosen Mann auf der Weide des Anwesens und alarmierte den Notarzt. Der konnte dem 57jährigen nicht mehr helfen.
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  SOZIALES/7365: Arbeit, Soziales und Familie - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Lokomotivführergewerkschaft setzt Bahn unter Druck


  Als eine der wenigen Gewerkschaften in Deutschland hat die GDL (Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer) in der Vergangenheit bewiesen, daß sie sich traut, den Arbeitgebern wirklich schmerzhaft auf die Füße zu treten. Der vergangene Streik war für die Deutsche Bahn AG eine kostspielige Angelegenheit, so daß sie einer möglichen Wiederholung nicht gleichmütig entgegensehen kann und damit gut beraten wäre, die GDL-Forderungen ernst zu nehmen. So will die Gewerkschaft nach Angaben des Bayerischen Rundfunks zwar in dieser Woche nicht mehr zu Streiks aufrufen, spricht aber zugleich eine deutliche Warnung aus.


  Sollte die Deutsche Bahn kein richtiges Angebot vorlegen, würden die Gremien der GDL über Warnstreiks und eine Urabstimmung beraten, kündigte der GDL-Bundesvorsitzende Weselsky in einem Gespräch mit dem Radiosender "hr-info" an. Die GDL fordert im Tarifstreit mit der Bahn für die rund 37.000 Lokführer, Zugbegleiter und Rangierführer fünf Prozent mehr Lohn. Außerdem werden eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit um zwei auf 37 Stunden und bessere Schichtpläne gefordert.
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  UMWELT/7363: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Widerstand gegen geplante Verkürzung der Jagdzeiten


  In Niedersachsen fürchten derzeit Jäger, Waldbesitzer und Landwirte die Aussicht, daß ihre stete Jagd auf sogenanntes Nutzwildgetier wie Hase, Fasan oder Rehwild und damit auch der Handel mit dem "geschossenen Fleisch" von der Politik eingeschränkt werden könnte. In einer gemeinsamen Erklärung haben das Landvolk, der Zentralverband der Jagdgenossenschaften und Eigenjagden sowie die Landesjägerschaft laut ndr.de die Beibehaltung der bisherigen Regelungen verlangt.


  Damit sich die Wildtierbestände erholen können, hat die rot-grüne Landesregierung eine Verkürzung der Jagdzeiten in dem Bundesland angekündigt. Das für Jagd zuständige Agrarministerium hatte den Entwurf der Gesetzesreform im Juli zum Zweck der Stellungnahme an die Verbände weitergegeben.
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  WIRTSCHAFT/7365: Märkte und Finanzen - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Datenunsicherheit bei JPMorgan Chase wird Rußland angelastet


  Kundendaten bei Großbanken sind offensichtlich alles andere als sicher. Das zeigt einmal mehr ein aktueller Vorfall in den USA, wo der US-Konzern JPMorgan Chase Opfer eines Hacker-Angriffs wurde. Wegen des Umfangs der abgezogenen Daten wurde nach Angaben des Bayerischen Rundfunks sogar die US-Bundespolizei FBI eingeschaltet. Es seien vertrauliche Daten verlorengegangen, bestätigte Bloomberg News unter Berufung auf Insiderinformationen.


  Ob auch in diesem Zusammenhang Propaganda-Politik betrieben wird, ist schwer zu sagen. Jedenfalls wurde Rußland als wahrscheinlicher Täter auserkoren, auch wenn keine Indizien dafür vorliegen. Die FBI untersuche, ob es sich um Vergeltung für die US-Sanktionen gegen Rußland wegen der Ukraine-Krise handle, lautete entsprechend die Nachricht. Begründet wurde dies damit, daß die Attacke nach Einschätzung des FBI die Fähigkeiten normaler krimineller Hacker deutlich überstieg. Die Behörde will auch nach Verbindungen zu jüngsten Hackerangriffen auf europäische Banken suchen.
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  WISSENSCHAFT/6449: Aus Forschung und Technik - 31.08.2014 (SB)


  



  MELDUNGEN


  



  Mission des Marsrovers Opportunity gerät ins Stocken


  Die NASA erwägt in der kommenden Woche die Festplatte ihres Marsrovers Opportunity wegen Speicherproblemen neu zu formatieren. Die von dem Forschungsroboter gesammelten Daten können nach Angaben der US-Raumfahrtbehörde nicht wie beabsichtigt von dem Bordcomputer im Flash-Speicher abgelegt und gespeichert werden. Der dadurch ausgelöste Computer-Reset versetzt das sechsrädrige Mobil demnach jedes Mal in einen passiven Zustand. Erst nach neuen Kommandosignalen von der Erde kommt in den Roboter wieder Bewegung. Derzeit befindet sich der im Januar 2004 zur geologischen Erforschung des Mars auf dem Roten Planeten gelandete Rover Opportunity auf dem Weg zu seinem nächsten Forschungsziel, den Marathon Valley.
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  AUSLAND/6462: Aus aller Welt - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Rußland stellt zweiten Hilfskonvoi für die Ostukraine zusammen


  In Rußland ist ein zweiter Hilfskonvoi für die Menschen in der umkämpften ostukrainischen Region Donbass zusammengestellt worden. Dem russischen Fernsehen zufolge wurden Lebensmittel, Trinkwasser und Medikamente per Eisenbahn in das Gebiet Rostow gebracht, wo die Güter auf insgesamt rund 280 Lastwagen umgeladen wurden. Aus Sicherheitsgründen wurde nicht bekanntgegeben, zu welchem Zeitpunkt der Konvoi die Grenze überqueren und welche Route er nehmen wird.


  Medienberichten zufolge haben sich der russische Präsident Putin und sein ukrainischer Amtskollege Poroschenko am Dienstag letzter Woche im weißrussischen Minsk über die Hilfslieferung verständigt. Der russische Außenminister Lawrow berichtete letzten Freitag auf einer Pressekonferenz, das ukrainische Außenminister sei mit einem humanitären Hilfskonvoi grundsätzlich einverstanden. Die Absicherung der Lastwagenkolonne werde zwischen Vertretern der Ukraine, Rußlands, der Separatisten und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa abgestimmt.


  Der erste Hilfskonvoi, mit dem vor anderthalb Wochen rund 2000 Hilfsgüter in das ukrainische Kampfgebiet gebracht wurden, war von Kiew aus tagelang blockiert worden. Schließlich fuhren die Russen ohne Erlaubnis der ukrainischen Behörden nach Lugansk. Die ukrainische Regierung und viele Politiker im Westen deuteten den Vorgang als Invasion Rußlands.
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  GESUNDHEIT/6424: Medizin und Gesundheitswesen - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  MERS-Übertragung wohl auch durch subklinische Kontaktspersonen


  Die tödliche Atemwegsinfektion Middle East Respiratory Syndrome (MERS) ist erst seit September 2012 bekannt. Daher gibt es noch einige Lücken im Wissen über diese Erkrankung. Bislang galt für diese Zoonose, die unter anderem von Dromedaren auf den Menschen übertragen werden kann, daß das Potential der Infektion für Sekundärtransmissionen relativ gering ist. Allerdings sollen nicht alle der weltweit mindestens 834 Erkrankungen, darunter 288 Todesfälle, auf eine zoonotische Ursache zurückgeführt werden können, so daß Epidemiologen davon ausgehen, daß es bislang nicht erkannte Mensch-zu-Mensch Übertragungen geben wird. Unter Federführung des Virologen Christian Drosten untersuchte eine Gruppe von Medizinern der Universität Bonn laut Deutschem Ärzteblatt Serum und Abstriche aus den oberen Atemwegen von 280 Kontaktpersonen klinisch und labordiagnostisch gesicherter MERS-Infizierter. Ergebnis: Vier Prozent der Kontaktpersonen waren subklinisch infiziert. Es waren meist junge Kontaktpersonen ohne Vorerkrankungen. Auch wenn ihre Anzahl nicht besonders hoch sei, so Drosten und Mitarbeiter, sollte bei unklaren Atemwegserkrankungen stets auch an die Möglichkeit gedacht werden, daß es sich auch um MERS handeln könnte.
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  JUSTIZ/6451: Kriminalität und Rechtsprechung - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Kämpfer aus Deutschland für den Islamischen Staat


  Hans-Georg Maaßen, der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, ist im Interview der Woche des Deutschlandfunks unter anderem auf Aktivitäten und Bedeutung von jungen Menschen aus Deutschland, die sich den Milizionären des Islamischen Staat in Syrien und im Irak anschließen, eingegangen. Nach Schätzungen des Verfassungsschutzes kämpfen vor Ort rund 400 namentlich bekannte Personen. Hinzu kommt eine Anzahl unbekannter Personen. Diese Menschen sind laut Maaßen teilweise hoch motiviert, Straftaten zu begehen, zu kämpfen bis hin, sich selbst zu opfern und Selbstmordanschläge zu begehen. In den letzten Monaten habe es fünf Deutsche oder Personen, die schon lange in Deutschland lebten, gegeben, die Selbstmordanschläge begangen hätten, berichtete der Verfassungsschutzpräsident. Auf die Frage, wie viele von denen nach Deutschland zurückkämen, antwortete er, das hänge von der Situation in Syrien und im Irak ab. Es gebe einige Leute, die sagten dezidiert, sie seien jetzt in ihrem dschihadistischen Paradies und wollten nicht zurückkommen. Sie posteten auch im Internet, was sie in Syrien machten, daß sie Menschen töteten und stolz darauf seien. Aber es gebe auch andere, die schon nach einiger Zeit zurückkämen und auch im Internet posteten, der Dschihad finde nicht nur in Syrien statt, sondern auch in Europa. Der Islamische Staat sei in der Szene weit attraktiver als Dschabhat al Nusra, der Al Kaida-Ableger in Syrien. Was die Leute anziehe, sei die hohe Brutalität, Radikalität und Rigorosität. Das spreche aus deren Sicht dafür, daß es die authentische Organisation sei im Vergleich zu Al Kaida. Diese verblasse, was die Brutalität angehe, gegenüber dem Islamischen Staat.
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  KULTUR/6377: Sprache, Kunst und Medium - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Vergrabenes Gold läßt Hunderte Folkestoner zu Schaufeln greifen


  In Folkestone nahe dem südenglischen Fährhafen Dover herrscht seit Donnerstag Goldgräberstimmung. Ausgelöst hat das Fieber der Berliner Objektkünstler Michael Sailstorfer, der in der Nacht zuvor an einem Strand gegenüber dem Hafen verstohlen 30 kleine Goldbarren vergraben ließ.


  Das wurde am folgenden Morgen zur Eröffnung des bis November dauernden Kunstfestivals "Folkstone Triennale" mit dem Hinweis bekanntgegeben, daß die Finder die Edelmetallstücke mit einem Handelswert bis zu maximal 630 Euro selbstverständlich behalten dürften.


  Anders als die Tage zuvor, als das kleine Strandstück wegen des kühlen Wetters verwaist dalag, füllte sich das enge Dreieck bald mit Hunderten Menschen, die sich mit Schaufeln, Harken oder auch mit Metalldetektoren bewaffnet hatten. An letztere hatte Sailstorfer gedacht, der 2009 eine ähnliche Aktion in Nordrhein-Westfalen durchgeführt und außerdem rund tausend metallene Unterlegscheiben im Sand versenken lassen hatte. Auch mit den Harken war wenig anzufangen, da das Gold etwa in einem Meter Tiefe liegen soll.


  Wie Spiegel-Online berichtete, hatte sich der Berliner Künstler vor einem Jahr mit dem Plan für die jetzige Aktion beworben und dafür von den Triennale-Veranstaltern ein Budget von 10.000 Pfund (rund 12.640 Euro) erhalten. Sailstorfer sagte, ihn interessiere, was eine solche Nachricht in einer kleinen Stadt auslöse - der plötzliche Trubel, die Hoffnung auf einen Schatz und die Gier. Seine Arbeiten hätten aber auch immer Bezug zur Landschaft, die sich in Folkstone durch die jetzigen Grabungen schlagartig verändere. Andererseits tilge die Flut die Spuren wieder.


  Am Freitag hatten sich bereits um sechs Uhr morgens - nach dem Rückzug des Hochwassers - wieder erste Schatzsucher eingefunden. Wie die Zeitung Folkstone Herald schrieb, seien bisher wohl mindestens vier Goldstücke gefunden worden. Genau wisse man das nicht, da manche Finder lieber anonym blieben. So sei auch nicht bekannt, ob die vielen Leute, die jetzt noch da sind, den Sand völlig umsonst durchwühlen würden.
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  MILITÄR/6440: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Großbritannien stellt eigene internationale Interventionstruppe auf


  Großbritannien will eine Joint Expeditionary Force aufstellen, die weltweit militärisch intervenieren kann. Das Eingreifkontingent soll 10.000 Soldaten von Heer, Luftwaffe und Marine umfassen. Die baltischen Staaten, Norwegen, die Niederlande, Dänemark und vielleicht auch Kanada wollen sich der Truppe anschließen, wie die Financial Times am Samstag berichtete. Eine Sprecherin des britischen Verteidigungsministeriums bestätigte gegenüber dpa die Meldung im Prinzip. Demnach handelt es sich um ein Vorhaben, das bereits 2012 bekanntgegeben wurde, also nichts mit der aktuellen Krise in Osteuropa zu tun hätte. Die Interventionstruppe soll mit der NATO abgestimmt sein. Eventuell werden die Pläne beim NATO-Gipfel in Wales in dieser Woche offiziell bekanntgegeben. Die Expeditionary Force ist nicht zu verwechseln mit der Schnellen Eingreiftruppe der NATO, die der scheidende NATO-Generalsekretär Rasmussen angekündigt hatte. Die NATO Response Force (NRF) soll ebenfalls überall in kürzester Zeit militärisch intervenieren können und 13.000 Mann stark sein.
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  POLITIK/6455: Aus Parlament und Gesellschaft - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Berlin liefert Kriegsgerät in nordirakisches Konfliktgebiet


  Bundeskanzlerin Merkel hat am Sonntagabend mit den Ministern für Auswärtiges, Verteidigung, Wirtschaft und Entwicklung abgesprochen, den Kurden im Nordirak Panzerabwehrraketen, Panzerfäuste und Maschinengewehre aus den Beständen der Bundeswehr zu liefern. Die Peschmerga, die Truppen der Autonomen Region Kurdistan, sollen damit ihren Kampf gegen die Milizen vom Islamischen Staat fortführen können. Die Kämpfer der PKK, die dasselbe Ziel verfolgen, bekommen kein deutsche Kriegsgerät, weil sie nach wie vor als Terroristen geführt werden. Der Bundestag darf in einer Sondersitzung am Montag über die geplanten Waffenlieferungen debattieren. Diese gelten als Verstoß gegen die Waffenexportrichtlinien und Tabubruch in der deutschen Außenpolitik. Um deren Militarisierung aber geht es nicht, so Verteidigungsministerin von der Leyen. Eine symbolische Abstimmung der Bundestagsabgeordneten über den Entschließungsantrag wird dem Waffenexport den Anschein eines Parlamentsmandats geben. Bei der geplanten Waffenlieferung in das nordirakische Kriegsgebiet stellte sich am Sonntag noch das Problem, daß diese nach dem Außenwirtschafts- und dem Kriegswaffenkontrollgesetz vom Wirtschaftsminister nur genehmigt werden kann, wenn dazu eine Erklärung der Regierung des Empfängerlandes vorliegt. Die neue Regierung in Bagdad aber ist zur Zeit noch nicht geschäftsfähig.
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  SONSTIGES/6427: Tragisches und Kurioses - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Für den Katastrophenfall an Klopapier denken


  Angesichts des morgigen nationalen Katastrophenschutztags hat die japanische Regierung die Bevölkerung zum Einlagern von Toilettenpapier aufgerufen.


  Wie das Handelsblatt berichtete, mahnte ein Sprecher die Bürger, daß zur Vorsorge vor Naturkatastrophen auch das Horten von Toilettenpapier gehöre. "Bereiten Sie sich vor, um später nichts bereuen zu müssen", so die offizielle Empfehlung. Jeder Haushalt solle Klopapier für mindestens einen Monat vorrätig halten. Bei Erdbeben und damit einhergehender Unterbrechung der Wasserversorgung sei der Mangel an funktionierenden Toiletten stets ein Problem gewesen. Ohne Klopapier sei es dann noch schwieriger.


  Erschwerend käme hinzu, daß 40 Prozent der Papierfabriken des Landes wegen des hohen Wasserbedarfs in tsunami- und erdbebengefährdeten Regionen liegen. Könnten die kein Klopapier mehr produzieren, werde es mit dem Nachschub noch schwieriger.
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  SOZIALES/6452: Arbeit, Soziales und Familie - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Tausende fordern in Berlin Freiheit statt Angst


  An der Kundgebung "Freiheit statt Angst" am Samstag in Berlin haben sich nach Angaben der Veranstalter rund 6500 Menschen beteiligt. Die Demonstranten protestierten gegen die Überwachung der Bürger durch die Geheimdienste und forderten umgekehrt deren stärkere Kontrolle. Auf dem Weg vom Brandenburger Tor zum Kanzleramt verlangten viele Kundgebungsteilnehmer Asyl für Edward Snowden. Der ehemalige Geheimdienstmitarbeiter hatte mit seinen Veröffentlichungen von Geheimmaterial die weltweite Schnüffelei des US-Geheimdienstes NSA und anderer Dienste ans Licht gebracht. Der amerikanische Internetaktivist und Journalist Jacob Appelbaum rief die Demonstranten auf, sich Snowden zum Vorbild zu nehmen und gezielt eine Karriere bei den Nachrichtendiensten anzustreben. Der ehemalige Bundesdatenschutzbeauftragte Peter Schaar warnte, die Vorratsdatenspeicherung sei trotz der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) nicht vom Tisch. Auch ohne die anlaßlose Speicherung von Verbindungsdaten verfügten Polizei, Staatsanwaltschaften und Geheimdienste heute über mehr Informationen denn je. Die Auswirkungen der Datenspeicherung durch Unternehmen und staatliche Stellen beeinflußten unser normales, alltägliches Leben massiv. Zu der Protestkundgebung hatten über 80 Organisationen und Parteien aufgerufen.
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  UMWELT/6435: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Keine Alarmstufe Rot mehr für Vulkan Bárdarbunga


  Wenn Urgewalten ausbrechen, sollte der Mensch zusehen, möglichst schnell das Weite zu suchen. Denn an einem Standhalten ist noch nicht einmal zu denken. Als der isländische Vulkan Bárdarbunga vor ein paar Tagen anfing zu brodeln und es auch ein paar kleinere Eruptionen gab, riefen die Behörden vorsorglich Alarmstufe Rot aus, zu der unter anderem ein lokales Flugverbot gehört. Allerdings kam es nicht zum Schlimmsten, so daß die Gefahrenwarnung heute Nachmittag von der höchsten Stufe auf die zweithöchste (Orange) gesenkt wurde. Doch wer die Unvorhersehbarkeit von Vulkanen kennt, wird sich davon nicht beruhigen lassen.
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  WIRTSCHAFT/6439: Märkte und Finanzen - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Rosneft-Chef Setschin sagte Einhaltung von Lieferverträgen zu


  Der staatliche russische Mineralölkonzern Rosneft und andere russische Unternehmen werden sich im kommenden Winter streng an ihre mit Krediten und Vertragsstrafen abgesicherten Lieferverträge halten. Das versicherte Igor Setschin, der Vorstandsvorsitzende von Rosneft, laut Vorabmeldung dem Nachrichtenmagazin Der Spiegel. Der Stellvertretende Ministerpräsident bezeichnete die gegen die Russische Föderation verhängten Sanktionen als eine Art Krieg und betonte, es werde Haß gesät. Es komme Rache ins Spiel. Falsch sei, Wirtschaftsunternehmen in einen politischen Konflikt hineinzuziehen. Darunter litten auch deutsche Unternehmen, deren Technologieausfuhren nach Rußland im ersten Halbjahr bereits um 15 Prozent gesunken seien. Wenn das deutsche Ziel darin bestehe, die eigenen Unternehmen kein Geld mehr verdienen zu lassen, bitte schön, so Setschin. Wenn die Deutschen nicht liefern wollten, kauften die Russen in Südkorea oder China. Rosneft und Setschin selbst sind von Sanktionen der USA betroffen. US-Banken gewähren dem Konzern keine Anleihen und Darlehen mit einer Laufzeit von über drei Monaten mehr. Gegen Setschin verhängten die USA eine Einreise- und Kontensperre.
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  WISSENSCHAFT/6457: Aus Forschung und Technik - 31.08.2014 (SB)


  



  VOM TAGE


  



  Stiftung Warentest nimmt kostenlose Ticket-Apps unter die Lupe


  Smartphones mit ihren Apps übernehmen bei vielen Nutzern mittlerweile soviele Aufgaben und Funktionen, daß sie aus deren Alltagsleben kaum noch wegzudenken sind. Und täglich werden es mehr. So soll nach Angaben der Verbraucherschutzorganisation Stiftung Warentest jeder dritte Reisende Bus- und Bahntickets gerne mit seinem Smartphone kaufen wollen. Das haben viele Nahverkehrsunternehmen wie auch die Deutsche Bahn erkannt und bieten kostenlose Ticket-Apps an. Acht von ihnen - MVV Companion, BCG Fahrinfo Plus, HVV, VRR, VRS, Handyticket Deutschland-Dresden, RMV und DB Navigator - hat Stiftung Warentest laut inside-handy.de unter die Lupe genommen. Ergebnis: Während der Ticketkauf oft recht gut funktioniere, sei das Angebot insgesamt noch ziemlich bescheiden. So gäbe es keine Abos, häufig keine Mehrfachkarten per Smartphone und der Nutzer müsse den für ihn günstigsten Tarif selbst suchen. Außerdem sei die Installation der Programme oftmals recht umständlich. Hinzu käme, daß sie mitunter abstürzten und auch die Abrechnungen durchweg deutliche Schwächen zeigten. Alles in allem, so die Tester, ein eher mittelmäßiger Service. Dies gelte ebenso für der Navigator-App (Note 2,7 - iOS/ 2,8 - Android) der Deutschen Bahn. Diese bietet zwar umfangreiche Informationen, der Kauf von Bahntickets klappe aber nur befriedigend. Insgesamt werde es wohl noch etwas Zeit vergehen, bis sie Fahrkartenautomaten und Chipkarten ablösen können.
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  PRESSEKONFERENZ/849: Kanzlerin Merkel - Außerordentliche Tagung des EU-Rats, 31.08.2014 (BPA)


  



  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung


  Im Wortlaut

  Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Sonntag, 31. August 2014

  Pressekonferenz von BK'in Merkel anl. der außerordentlichen Tagung des Europäischen Rats am 31. August 2014


  Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel


  



  BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, über die wichtigsten Ergebnisse habe ich ja schon in einem Statement berichtet, erstens darüber, dass Donald Tusk der zukünftige Präsident des Europäischen Rats sein wird und ich mich wie, glaube ich, auch alle anderen sehr auf die Zusammenarbeit freue, und zweitens darüber, dass Federica Mogherini die Hohe Repräsentantin für die Außen- und Sicherheitspolitik sein wird.


  Wir haben dann, obwohl wir heute eigentlich nur zusammengekommen waren, um diese Fragen zu entscheiden - das haben wir ja auch getan -, natürlich über die aktuelle Situation gesprochen. Der ukrainische Präsident Poroschenko war bei uns zu Gast. Er hat uns sehr eindrücklich die Lage geschildert, die darauf hinausläuft, dass es einen Zustrom von Waffen und Kämpfern von Russland in die Ukraine gibt und dass wir deshalb eine Eskalation beobachten müssen. Gleichzeitig haben wir noch einmal deutlich gesagt - ich glaube, das ist die Meinung aller im Europäischen Rat -, dass es eine militärische Lösung dieses Konflikts nicht geben kann und dass deshalb alle Anstrengungen darauf gerichtet werden müssen, einerseits die Gesprächskanäle offen zu halten und immer wieder zu versuchen - das hat auch Präsident Poroschenko deutlich gemacht -, einen Waffenstillstand, und zwar einen zweiseitigen Waffenstillstand, zu vereinbaren, und dem auf der anderen Seite natürlich auch Nachdruck zu verleihen, indem wir über weitere Sanktionen sprechen.


  Wir haben dann heute Abend entschieden, dass wir bei einer weiteren Eskalation, die wir in den letzten Tagen ja auch erlebt haben, über weitere Sanktionen entscheiden müssen, und zwar haben wir die Kommission gebeten, uns sehr schnell Vorschläge zu machen, über die wir dann innerhalb einer Woche entscheiden können.


  Unabhängig davon werden wir natürlich die Gespräche zu den Fragen der Gaslieferungen und auch zu den Fragen des Freihandelsabkommens weiterführen. Hierbei hat es seit dem Minsker Treffen durchaus Fortschritte gegeben. Es gibt inzwischen sehr detaillierte Gespräche zwischen der Europäischen Kommission, der Ukraine und Russland.


  Wir haben dann auch noch zu den augenblicklichen Ereignissen im Irak und in Gaza Stellung genommen und uns des Weiteren noch einmal mit der Frage beschäftigt, wie es mit unserer ökonomischen Agenda weitergeht. Dazu ist vereinbart worden, dass wir Anfang Oktober den Gipfel zur Jugendarbeitslosigkeit in Italien durchführen werden. Italien wird das fortführen, was wir in Berlin und Paris begonnen haben. Dann, im Oktober, werden wir neben den Energie- und Klimafragen natürlich über die ökonomische Agenda reden, und im Hinblick auf den Dezember-Rat wird dann auch der neue Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker seine Vorstellungen über sein Wachstumspaket unterbreiten. Das heißt, der Herbst wird neben den internationalen Herausforderungen auch mit der Frage gespickt sein, wie wir mehr Wachstum schaffen können, wie wir mehr Beschäftigung schaffen können und wie wir mehr Investitionen im Bereich der Eurozone, aber genauso auch im Bereich der Europäischen Union insgesamt akquirieren können.


  Insgesamt war es eine sehr intensive Diskussion, was man jetzt auch an der Zeit sieht, die wir noch gebraucht haben. Aber das waren auch wichtige Personalentscheidungen. Ich will ausdrücklich sagen, dass unsere heutigen Personalentscheidungen aus meiner Sicht dazu führen, dass die zukünftige Europäische Kommission gemeinsam mit dem zukünftigen Präsidenten des Europäischen Rats Donald Tusk sehr effektiv und sehr gut wird arbeiten können.


  Frage: Es liegt sicherlich an mir, aber ich habe nicht verstanden, was Sie hinsichtlich der Sanktionen beschlossen haben. Es geht um die Vorschläge, die die Kommission jetzt ausarbeiten soll und über die Sie dann innerhalb einer Woche entscheiden können sollen. Sollen diese Sanktionen aufgrund der Eskalation verhängt werden, die Sie in den letzten Tagen oder Wochen beobachten konnten, oder erst im Falle von weiteren Eskalationen vonseiten der russischen Seite?


  Wenn ich noch etwas fragen darf: Haben Sie festgelegt, in welche Richtung die Sanktionen gehen sollen? Es gab die Debatte um den Finanzsektor, den Energiesektor etc.


  BK'in Merkel: Wir haben festgelegt, dass die Bereiche, in denen wir die bisherigen Sanktionen verhängt haben, weiterhin die Bereiche sein sollen, hinsichtlich der wir die Kommission darum bitten, dass sie uns Vorschläge macht.


  Zweitens haben wir festgestellt, dass die Lage in den letzten Tagen sehr eskaliert ist, und wir werden - vorausgesetzt, dass es so weitergeht - innerhalb einer Woche Sanktionen beschließen wollen. Wenn jetzt qualitativ völlig neue Momente auftauchen sollten, dann wird man darüber noch einmal nachdenken. Aber wenn sich an dem augenblicklichen Zustand nichts ändert, dann werden solche Sanktionen ins Auge gefasst.


  Zusatzfrage: Ich verstehe es immer noch nicht. Ist die Eskalation, die stattgefunden hat, noch kein ausreichender Grund für weitere Sanktionen?


  BK'in Merkel: Doch!


  Zusatzfrage: Sie sagten "Wenn das weitergeht"; das ist der Punkt.


  BK'in Merkel: Wenn der Zustand von heute anhalten sollte oder die Verschärfungen so weitergehen sollten, dann wird es die Beratung über neue Sanktionen geben, und zwar auf den Feldern, die bisher auch schon von der Kommission betrachtet wurden. Dazu gehören Finanzsanktionen, dazu gehören aber auch andere Bereiche wie zum Beispiel der Energiesektor, wie das in der Vergangenheit der Fall war.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, ein bisschen drängt sich die Frage auf, warum nicht heute schon tatsächlich Sanktionen beschlossen worden sind. Hat das eher den technischen Grund, dass die Vorbereitungen einfach noch nicht so weit waren, oder verbergen sich dahinter doch auch ernsthafte Meinungsverschiedenheiten?


  BK'in Merkel: Nein, dahinter verbergen sich keine Meinungsverschiedenheiten, sondern dahinter verbergen sich eher, wie Sie sagten, technische Gründe. Wir sind ja nicht darauf vorbereitet, jetzt Listen von bestimmten Unternehmen und Personen sowie darüber, wie das dann im entscheidenden Moment gemacht werden muss, zu spezifizieren.


  Wir haben im Übrigen - das muss ich noch ergänzen - gesagt, dass wir insbesondere die Personen mit Sanktionen belegen wollen, die im Donbass, also in Donezk und Lugansk, bestimmte Verantwortlichkeiten haben. Die hatten wir ja bis jetzt noch nicht einbezogen. Bisher hatten wir Personen von der Krim oder solche, die besonders enge Beziehungen zu Personen von der Krim hatten, einbezogen, und das Gleiche soll jetzt für die Personen gemacht werden, die besonders enge Beziehungen zu den Verantwortlichen, den Separatisten, in Donezk und Lugansk haben.


  Ich will allerdings auch nicht verschweigen, dass es natürlich eine breite Diskussion über die Frage gibt: Wie ist das mit den Sanktionen? Brauchen wir sie? - Wir haben heute sehr umfangreich darüber gesprochen, und im Grunde doch sehr einvernehmlich verabredet, dass jeder von uns sagt: Eine militärische Lösung des Konflikts wird es nicht geben. Wenn wir das voraussetzen, dann ist natürlich die Aufgabe, doch deutlich zu zeigen, dass wir auf der anderen Seite entschlossen sind, der Ukraine auch auf dem Weg in ein Europa zu helfen, wenn die Mehrheit der ukrainischen Bevölkerung das möchte. Das heißt: Was sind unsere Möglichkeiten, wenn wir militärische Möglichkeiten ausschließen? Diese Möglichkeiten bestehen darin, dass wir durch Wirtschaftsmaßnahmen deutlich machen, dass wir entschlossen sind, diesen Weg der Ukraine weiter zu befördern.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, die Nato hat ja letzte Woche Beweise dafür vorgelegt, dass mehr als 1.000 russische Soldaten bereits kampfbereit in der Ukraine sind. Wurde diese Analyse heute von den EU-Staaten geteilt, oder haben Sie weitere Erkenntnisse? Welche Konsequenzen ergeben sich daraus?


  BK'in Merkel: Schauen Sie, wir haben uns jetzt nicht mit irgendwelchen Bildern der Nato - auch Präsident Poroschenko hatte einzelne Bilder mit - beschäftigt. Das können wir auch nicht; wir sind keine Militärexperten. Ich glaube nur, die Summe der politischen Botschaften, die wir erhalten, ist doch ganz deutlich, dass russische Waffen und auch russische Kräfte in der Ukraine tätig sind. Ich glaube, das wird auch von Russland selbst kaum noch ernsthaft bezweifelt. Das ist eine neue Eskalationsstufe, und damit müssen wir uns auseinandersetzen. Das hat den Diskurs und die Diskussionen, die wir geführt haben, heute bestimmt. Aber wir sind jetzt keine Bewerter einzelner Aufnahmen oder Ähnliches. Aber es gab überhaupt niemanden, der ernsthaft bezweifelt hat, dass ein großes Engagement Russlands im Bereich der Grenzregion zwischen der Ukraine und Russland, sage ich jetzt einmal, stattfindet.


  Frage: Sie sprachen von dieser einwöchigen Vorbereitung der EU-Kommission für diese drei Bereiche, für die schon Wirtschaftssanktionen verabschiedet worden sind. Es gab auch Gedanken vom britischen Premierminister, zum Beispiel in Bezug auf SWIFT-Transaktionen. Haben Sie darüber heute Abend in solchen Details gesprochen?


  BK'in Merkel: Nein, wir haben heute nicht in solchen Details darüber gesprochen. Die Europäische Kommission in Funktion des Kommissionspräsidenten hat übrigens gesagt, dass sie eine Reihe von weiteren Maßnahmen bereits technisch vorbereitet hat. Das heißt, die Frage ist nicht, ob die Kommission Maßnahmen präsentieren kann, sondern die Frage ist, ob die Mitgliedstaaten das innerhalb einer Woche in ihren Entscheidungsprozess einbeziehen wollen. Es geht also nicht darum, dass die Kommission jetzt nichts hätte - die hat gesagt "Morgen Früh können wir schon etwas Neues präsentieren" -, sondern es geht darum, dass sich die Mitgliedstaaten damit befassen. Aber wir haben heute Abend über keine einzelne Maßnahme gesprochen.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, was mir fehlt, ist eine Bewertung von Ihnen, ob Sie mit dem Beschluss zufrieden sind oder ob Sie persönlich gerne weiter gegangen wären. Es gab ja zu Beginn des Gipfels von etlichen Staats- und Regierungschefs sehr unterschiedliche Einschätzungen und teilweise auch sehr drastische Forderungen.


  Die zweite Frage: Haben Sie große Hoffnungen, dass das trilaterale Treffen, das am Montag stattfinden wird, mitentscheidend dafür sein wird, ob man diesen Sanktionsweg dann wirklich einschlagen wird?


  BK'in Merkel: Meinen Sie das trilaterale Treffen in Minsk mit der Kontaktgruppe? Ich würde sagen, das muss man sich anschauen. Aber das ist ein Schritt auf einem langen Weg. Ich werde das aufmerksam beobachten.


  Zweitens: Die jetzige Entscheidung zu der Frage der Sanktionen entspricht meinen Vorstellungen, dass man innerhalb einer Woche doch Entscheidungen fällen kann. Das finde ich in Ordnung.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, wenn Sie sich die Einlassungen Putins aus den vergangenen Tagen ansehen, haben Sie überhaupt noch Hoffnung darauf, dass der russische Präsident für Druck oder für Dialog zugänglich ist, oder haben Sie das Gefühl, dass er seine Entscheidung getroffen hat, dass diese Entscheidung bedeutet, weitere Teile der Ostukraine militärisch unter Kontrolle zu bekommen, und dass darauf eigentlich kein Einfluss mehr genommen werden kann?


  BK'in Merkel: Ich kann die Intentionen des russischen Präsidenten letztendlich nicht abschließend einschätzen. Wir müssen damit rechnen, dass er auch daran denkt, weitere Teile unter den Einfluss zu bekommen. Ich kann nur sagen: Wir müssen uns damit befassen, wie wir reagieren. Wir haben dazu zwei wichtige Bemerkungen gemacht, erstens, dass dieser Konflikt militärisch nicht zu gewinnen ist, und zweitens, dass wir, wenn wir zu dieser Einschätzung kommen, andere Möglichkeiten ausschöpfen müssen, um zu zeigen, was wir davon halten. Das sind die zwei Säulen, auf denen unsere Argumentation beruht. Die sind auch unabhängig von der Frage, ob ihn das nun von seinen Intentionen abbringt oder nicht oder welche Intentionen er hat. Wir haben unsere klaren Vorstellungen.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, wie ist denn darüber diskutiert worden, wie die augenblicklich geltenden Sanktionen wirken? Ist man damit zufrieden oder sieht man Fortschritte?


  Zur zweiten Frage: Frau Grybauskaite hat ja auch Waffenlieferungen an die Ukraine gefordert. Ist das diskutiert worden? Wie?


  BK'in Merkel: Das mit den Waffenlieferungen ist nicht extensiv diskutiert worden. Deutschland - das habe ich auch in bilateralen Gesprächen deutlich gemacht - wird jedenfalls keine Waffen liefern, weil wir damit meiner Meinung nach den Eindruck vermitteln würden, dass dieser Konflikt doch militärisch gelöst werden könnte, und das glaube ich nicht.


  Über die Frage, wie wirksam die Sanktionen sind, ist gesprochen worden. Da bin ich nur der Meinung: Die harten oder härteren Sanktionen, die wir verhängt haben, sind ja Ende Juli verhängt worden. Jetzt haben wir Ende August. Ich glaube, angesichts einer Administration in Russland, die ja nicht jeden Tag verlautbart, wie schlimm oder wie wenig schlimm sie etwas findet, ist nun wirklich überhaupt noch nicht der Zeitpunkt, an dem es überhaupt möglich ist, schon eine Bewertung dieser Sanktionen vorzunehmen. Deshalb habe ich mich dafür eingesetzt, zu sagen: Ich glaube, dass diese Sanktionen schon auf ihre Art wirken. Wir dürfen aber nicht erwarten, dass - so ähnlich wie in demokratischen Staaten - jetzt jeder einmal sagt, was er denkt, sondern eher, dass das, was einen beschwert, aus der russischen Perspektive heraus nicht ganz so offen im Munde getragen wird, wie das bei uns der Fall ist. Aber es ist ja auch schön, dass es bei uns der Fall ist, dass jeder sein Beschwernis gleich mitteilt. Deshalb, glaube ich, können wir das im Augenblick nicht bewerten. Ich bin jedenfalls der Überzeugung, dass wir etwas tun müssen, um deutlich zu machen, für welche Werte und für welche Auffassungen wir stehen.


  Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich habe zwei Fragen zur militärischen Aktion von Russland. Die erste Frage ist: Bezeichnen Sie die militärische Aktion von Russland völkerrechtlich als eine Invasion?


  Zweite Frage: Befürchten Sie, dass irgendwann die russische Armee mit einer richtigen Invasion beginnen wird, und zwar auch unter Besetzung?


  BK'in Merkel: Besetzung von was?


  Zusatzfrage: Von ostukrainischem Gebiet.


  BK'in Merkel: Ich will mich jetzt nicht weiter mit völkerrechtlichen Definitionen aufhalten. Ich will nur sagen, dass wir sehen, dass der russische Einfluss in Form von Waffenlieferungen und offensichtlich auch in Form von Soldaten wächst. Wir sehen, dass neue Frontlinien eröffnet werden, siehe Nowoasowsk an der Küste des Asowschen Meeres. Das stimmt uns sehr beunruhigt.


  Können Sie die zweite Frage noch einmal wiederholen?


  Zusatzfrage: Befürchten Sie, dass die russische Armee irgendwann mit einer richtigen Invasion beginnen wird?


  BK'in Merkel: Das hatte ich ja eben schon gesagt. Ich sage es noch einmal: Ich sehe, dass sich die Dinge verschärfen, und ich sehe, dass mehr Waffen und auch Personal in die Ukraine kommen. Sie haben jetzt nach der völkerrechtlichen Frage der Invasion gefragt. Dazu sage ich: Das will ich jetzt nicht definieren, aber Sie können das nennen, wie Sie wollen. Es ist jedenfalls so, dass russische Soldaten offensichtlich auf dem Gebiet der Ukraine tätig sind. Das ist eine Qualität, die etwas anderes ist, als wenn Ukrainer auf der ukrainischen Seite tätig sind.


  Frage: Ist Ihre Position, dass Sie Waffenlieferungen von westlicher Seite an die Ukraine grundsätzlich für den falschen Weg halten, oder ist die Position sozusagen "nur", dass Deutschland auf keinen Fall Waffen liefern wird? Was bedeutet das für mögliche Beschlussfassungen oder Diskussionen auf dem Nato-Gipfel?


  BK'in Merkel: Ich persönlich halte Waffenlieferungen für Deutschland für nicht angezeigt. Ich verbinde die Interpretation dessen, warum wir das nicht machen wollen, auch damit, dass ich sage: Es gibt keine militärische Lösung dieses Konflikts. Deshalb glaube ich nicht, dass wir durch Waffenlieferungen auch nur den Anschein erwecken sollten, dass durch eine militärische Verstärkung der ukrainischen Armee eine Lösung zu erreichen wäre. Ich kann hier nicht für alle sprechen. Das ist eine Diskussion, die von einigen Ländern vielleicht auch anders beantwortet wird. Aber meine Position wird sich bis zum Nato-Gipfel nicht ändern.


  *


  Quelle:

  Mitschrift der Pressekonferenz vom 31. August 2014

  http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2014/08/2014-08-31-pk-merkel-bruessel-er.html
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  PRESSEKONFERENZ/848: Statement der Bundeskanzlerin - Außerordentliche Tagung des EU-Rats, 30.08.2014 (BPA)


  



  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung


  Im Wortlaut

  Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Samstag, 30. August 2014

  Pressestatement von BK'in Merkel anl. der außerordentlichen Tagung des Europäischen Rats am 30. August 2014


  



  Meine Damen und Herren,


  wir haben heute im Europäischen Rat die anstehenden Personalentscheidungen getroffen. Der nächste Präsident des Europäischen Rats wird Donald Tusk sein. Die Entscheidungen sind heute im Konsens getroffen worden, also mit großer Übereinstimmung. Ich freue mich besonders, dass Donald Tusk der nächste Präsident des Europäischen Rats sein wird.


  Polen und auch Donald Tusk ganz persönlich haben wesentlich dazu beigetragen, dass die Teilung Europas überwunden werden konnte. Polen hat damit einen riesigen Beitrag dazu geleistet, dass wir heute so, wie wir zusammensitzen, auch zusammensitzen können - im Europäischen Rat, im Europäischen Parlament und in den anderen europäischen Institutionen.


  Als Donald Tusk den Karlspreis bekam, habe ich die Laudatio gehalten und damals gesagt: Er ist ein leidenschaftlicher, ein überzeugter und ein überzeugender Europäer. Ich bin ganz gewiss, dass er genau dies auch in seine Tätigkeit als Präsident des Europäischen Rats einbringen wird.


  Die Beziehungen zwischen Deutschland und Polen sind heute so eng wie lange nicht, und das hat auch sehr viel mit der Arbeit von Donald Tusk als Ministerpräsident Polens zu tun. Deshalb haben wir, wenn ich das als deutsche Bundeskanzlerin sagen darf, eine ausgesprochen gute Grundlage, um auch diese Zusammenarbeit für die Sache Europas fortzusetzen. Wir alle wissen: Europa steht vor großen Herausforderungen, und deshalb ist es gut, dass wir einen so qualifizierten, einen so engagierten und einen so leidenschaftlichen Europäer haben - 25 Jahre nach dem Fall der Mauer, 25 Jahre nach dem Ende des kalten Krieges.


  Donald Tusk wird auch - das haben wir beschlossen - die Aufgabe des Präsidenten der Eurogruppentreffen der Staats- und Regierungschefs wahrnehmen. Auch das zeigt: Wir wollen die Gemeinsamkeit. Auch das ist aus meiner Sicht eine wichtige Entscheidung.


  Federica Mogherini wird das Amt der Hohen Beauftragten für Außenpolitik innehaben. Auch diese Entscheidung haben wir in großer Übereinstimmung getroffen, und auch auf diese Zusammenarbeit freue ich mich.


  - Herzlichen Dank!


  *


  Quelle:

  Mitschrift der Pressekonferenz vom 30. August 2014
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  PRESSEKONFERENZ/847: Regierungspressekonferenz vom 29. August 2014 (BPA)


  



  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung


  Im Wortlaut

  Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 29. August 2014

  Regierungspressekonferenz vom 29. August 2014


  



  Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Festveranstaltung zum "Tag der Heimat", außerordentliche Tagung des Europäischen Rates, "Tag der offenen Tür" der Bundesregierung, Sondersitzung des Deutschen Bundestages, 5. Meseberger Zukunftsgespräch, Kabinettssitzung, Empfang des Präsidenten der Republik der Union Myanmar, Nato-Gipfel in Wales), Geiselnahme von 43 Blauhelmsoldaten auf den Golanhöhen, Lage in der Ukraine, Vulkanausbruch auf Island, Forderung des französischen Staatspräsidenten nach Einberufung eines EU-Gipfels zur Wirtschaftspolitik, Pkw-Maut, Elbvertiefung

  

  Sprecher: StS Seibert, Gerhartz (BMVg), Schäfer (AA), Moosmayer (BMVI), Modes (BMWi), Kothé (BMF)


  Vors. Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.


  StS Seibert: Zum Teil hatte ich Ihnen schon Termine der Bundeskanzlerin angekündigt. Deshalb erinnere ich nur kurz daran, dass die Bundeskanzlerin morgen, am Samstag, mittags in Berlin in der Urania an der Festveranstaltung zum "Tag der Heimat" teilnehmen wird.


  Sie reist danach nach Brüssel zur außerordentlichen Tagung des Europäischen Rates. Es wird dort zum einen um Personalentscheidungen für europäische Spitzenämter, konkret um das Amt des Hohen Vertreters und um das Amt des Europäischen Ratspräsidenten, gehen und zum anderen - im Lichte der Ereignisse - auch um außenpolitische Fragen: Ukraine, Irak und Gaza sind da zu nennen.


  Am Sonntag schaut die Bundeskanzlerin dann - wie in jedem Jahr, es ist schon Tradition - im Kanzleramt beim "Tag der offenen Tür" vorbei und macht dort ihren Rundgang. Sie wird sicherlich dort auch wieder vielen Menschen begegnen. Wir hoffen auf ordentliches Wetter.


  Am Montag findet, wie Sie wissen, die Sondersitzung des Deutschen Bundestages statt. Die Bundeskanzlerin wird eine Regierungserklärung zur Außenpolitik der Bundesregierung abgeben. Im Vordergrund wird die Situation im Irak stehen sowie der deutsche Beitrag zur humanitären Hilfe für die Flüchtlinge im Irak und zum Kampf gegen die Terrormiliz des sogenannten Islamischen Staates. Daneben wird sie dann in der Regierungserklärung auch die Gelegenheit nutzen, über den in der kommenden Woche anstehenden Nato-Gipfel und über den dann zurückliegenden Sonderrat der Europäischen Union zu berichten. Nach der jetzigen Planung wird die Kanzlerin gegen 14 Uhr ans Rednerpult treten.


  Am Dienstag, dem 2. September, um 15.20 Uhr, findet im Gästehaus der Bundesregierung in Schloss Meseberg das 5. Meseberger Zukunftsgespräch mit den Sozialpartnern statt. Das Thema heißt diesmal: "Chancen der sozialen Marktwirtschaft nutzen". Die Kanzlerin hatte das in ihrer Sommerpressekonferenz hier schon angekündigt. Im Zentrum des Gesprächs steht die Frage, wie unser wirtschaftlicher Erfolg in Deutschland mittel- und langfristig gesichert werden kann. Es wird über Innovation und Investition am Standort Deutschland gesprochen werden - im internationalen Wettbewerb, aber auch natürlich über primär europäische und auch nationale Themen. Dazu gehören zum Beispiel die Fragen, welche Chancen und welche Herausforderungen sich aus der Digitalisierung für die Wirtschaft und die Gesellschaft ergeben und wie weit die Offenheit für neue Technologien Teil des gesellschaftlichen Selbstverständnisses ist oder vielleicht noch mehr werden kann.


  Neben der Bundeskanzlerin und sieben Bundesministern nehmen unter anderem die Präsidenten des BDI - für die Industrie -, von BDA, DIHK, ZDH sowie die Vorsitzenden der großen Gewerkschaften teil. Es gibt zu Beginn der Veranstaltung ein Pressestatement der Bundeskanzlerin mit dem Bundeswirtschaftsminister. Die Diskussion zwischen der Bundesregierung und den Sozialpartnern wird durch ein Impulsreferat von Professor Cantner von der Universität Jena eingeleitet. Gegen 18.30 Uhr gibt es ein weiteres Pressestatement der Bundeskanzlerin, des Bundeswirtschaftsministers, des DGB-Vorsitzenden und des BDI-Präsidenten. Daran schließt sich ein Abendessen an.


  Am Mittwoch tagt um 9.30 Uhr wie üblich zunächst das Kabinett. Um 11.45 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin den Präsidenten der Republik der Union Myanmar, Thein Sein, mit militärischen Ehren im Bundeskanzleramt. Das Gespräch findet im Rahmen eines Mittagessens statt. An dieses Gespräch schließt sich gegen 13 Uhr die gemeinsame Pressekonferenz an.


  Am Mittwoch um 14 Uhr werden wir dann hier in der Bundespressekonferenz ein Briefing zum bevorstehenden Nato-Gipfel mit dem außenpolitischen Berater, Herrn Heusgen, geben.


  Am 4. und 5. September findet der Nato-Gipfel in Wales statt. Die Bundeskanzlerin wird vom Außenminister und der Verteidigungsministerin begleitet. Der Gipfel beginnt am frühen Mittag. Es wird zunächst eine Arbeitssitzung zu Afghanistan mit Vertretern der an der ISAF-Mission beteiligten Staaten geben. Im Anschluss wird die Nato-Ukraine-Kommission tagen. An diesem Treffen wird auch - so ist es geplant - der ukrainische Präsident Poroschenko teilnehmen. Beim Abendessen und in den Nato-Ratssitzungen am Freitag werden die Staats- und Regierungschefs über aktuelle Krisen sprechen. Sie werden diskutieren, welche Möglichkeiten das Bündnis hat, gegenwärtige und neue Herausforderungen zu bewältigen, und mögliche Maßnahmen beschließen, die die hohe Verteidigungs- und Einsatzbereitschaft der Nato weiter stärken. Dazu soll ein "Alliance Readiness Action Plan" verabschiedet werden. Das ist es, was ich Ihnen zu den Terminen für die kommende Woche mitteilen kann.


  Frage (zum Europäischen Rat): Herr Seibert, ich wüsste gern, was eingetreten ist, damit die Bundeskanzlerin keine Bedenken mehr hat, eine unerfahrene, junge italienische Außenministerin zur Hohen Vertreterin zu berufen. Können Sie mir das außenpolitische Konzept der Kanzlerin kurz erläutern und erklären, was hinter ihrem Ja zur Italienerin steht?


  StS Seibert: Sie spielen auf eine der beiden Personalentscheidungen an, die bei diesem Gipfel anstehen. Es geht um das Amt des Hohen Vertreters für Außen- und Sicherheitspolitik und um das Amt des Europäischen Ratspräsidenten. Diese Entscheidungen werden auf dem Sonderrat der Europäischen Staats- und Regierungschefs gefällt. Ich werde mich hier selbstverständlich nicht zu Personalien äußern.


  Zusatzfrage: Dann sind also Meldungen falsch, wonach die Kanzlerin grünes Licht für die Berufung der Italienerin gegeben hat? StS Seibert: Ich äußere mich vor dem Gipfel nicht zu Personalien, zu Meldungen über Personalien und zu Spekulationen über Personalien.


  Zusatzfrage: Tun Sie das deswegen nicht, weil die Kanzlerin noch keine Meinung hat, oder weil sie nicht wieder mit einer einseitigen Positionierung vorpreschen möchte?


  StS Seibert: Ich tue das nicht, weil der Gipfel diese beiden Personalien entscheiden wird und ich ihm hier nichts vorwegnehme.


  Frage (zum 5. Meseberger Zukunftsgespräch): Herr Seibert, wird die Bundeskanzlerin bei dem Treffen auch das Thema Tarifeinheit ansprechen? StS Seibert: Ich habe gerade grundsätzlich gesagt, worum es geht. Es geht um den Wirtschaftsstandort Deutschland, unseren wirtschaftlichen Erfolg und wie wir ihn nachhaltig gestalten können. Alles was dazugehört, kann möglicherweise zur Sprache kommen. Ich kann hier keine Themenliste vorlegen, aber der Bereich ist breit genug abgesteckt.


  Frage (zur Regierungserklärung): Herr Seibert, ist auch Deutschland von den amerikanischen Partnern angesprochen worden, die dabei sind, zum Vorgehen in Syrien eine Allianz zu schmieden? Die Kanzlerin hat ja deswegen mit dem amerikanischen Präsidenten telefoniert.


  StS Seibert: Die Kanzlerin hat mit dem Präsidenten telefoniert, und in der Tat ist auch über den Irak, im Wesentlichen aber über die Themen Ukraine und den bevorstehenden Nato-Gipfel gesprochen worden, so wie wir es in der Pressemeldung auch mitgeteilt haben. Darüber hinaus kann ich Ihnen hier nichts vortragen. Unsere Konzentration gilt derzeit ganz dem Thema Irak - Nordirak - und der Frage, was wir an humanitärer Hilfe für die Flüchtlinge leisten können. Deutschland hat sich da bereits sehr engagiert und wird das auch weiter tun. Wie Sie wissen, steht die Entscheidung, wie wir darüber hinaus mit der Lieferung von Militärgütern helfen können, den Vormarsch von IS zu beenden oder zu stoppen, unmittelbar an.


  Zusatzfrage : Aber man könnte ja vermuten, Präsident Obama habe Deutschland um - was weiß ich - militärische Unterstützung im Rahmen von AWACS oder was auch immer gebeten. Dem war nicht so?


  StS Seibert: Ich habe zu dem Gespräch der Bundeskanzlerin mit dem Präsidenten gestern am späten Abend das gesagt, was dazu zu sagen ist. Die Themen waren so, wie ich sie beschrieben habe.


  Frage: Ich würde gern noch wissen, welche Minister am Sonntag beraten werden, welche Waffen genau geliefert werden sollen, also wer da am Sonntag zusammenkommt.


  StS Seibert: Wir haben das hier am Mittwoch schon sehr ausführlich besprochen. Ich habe Ihnen da keinen neuen Stand vorzutragen. Was ich sagen kann, ist, dass die Presse - wie wir das bereits gesagt haben - anschließend informiert wird und wir rechtzeitig bekanntgeben, wo und durch wen das geschehen wird.


  Frage: Eine Frage zu dem gestrigen Gespräch: Von wem ging das Gespräch eigentlich aus: von Obama oder von Merkel?


  StS Seibert: Es ist eine beliebte Frage bei Telefongesprächen, die Staats- und Regierungschefs miteinander führen, wer die Initialzündung dazu gegeben hat. Gehen Sie einfach einmal davon aus, dass sich bei der zurzeit großen Frequenz von Telefonaten zwischen der Bundeskanzlerin und dem amerikanischen Präsidenten das eine Telefonat ziemlich natürlich aus dem vorhergehenden ergibt.


  Zusatzfrage: Aber irgendjemand wird zuerst zum Hörer gegriffen haben.


  StS Seibert: Ich glaube nicht, dass es sehr sachdienlich ist, darüber Auskunft zu geben. Grundsätzlich ist es auch oft bei diesen Telefonaten so, dass man sich verabredet: "Wir sprechen dann und dann wieder." Und wenn "dann und dann" eingetreten ist, dann wird wieder gesprochen. Oder wenn es eine Veränderung der Entwicklung gibt, auf die zu reagieren ist, dann wird gesprochen.


  Frage : Herr Seibert, ist mittlerweile schon entschieden, ob deutsche Ausbilder in Erbil im Irak eingesetzt werden oder in der Türkei? Gibt es dazu schon eine Entscheidung?


  StS Seibert: Vielleicht dazu am besten das Bundesverteidigungsministerium.


  Gerhartz: Hier kann ich auch nur an das anknüpfen, was Herr Flosdorff für unser Haus am Mittwoch gesagt hat: Es wird sich aus den Entscheidungen ergeben, welche Waffen in welchem zeitlichen Ablauf eventuell eine Ausbildung oder eine Einweisung nötig machen. Erst das eine, dann das andere.


  Vors. Szent-Iványi: Wenn es keine weiteren Fragen gibt, erteile ich Herrn Schäfer das Wort für ein Thema, das damit eng im Zusammenhang steht.


  Schäfer: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. - Es geht in der Tat um ein mit der Region in Zusammenhang stehendes Thema. Ich würde Ihnen gern im Namen der Bundesregierung sagen, dass wir die Geiselnahme von 43 Blauhelmsoldaten der Vereinten Nationen an der syrisch-israelischen Grenze auf den Golanhöhen durch extremistische Gruppen auf syrischer Seite auf das Schärfste verurteilen. Dass ausgerechnet diejenigen, die da schon seit Jahrzehnten unter Einsatz ihres Lebens für den Frieden eintreten, zum Angriffsziel solcher Gruppen werden, ist völlig inakzeptabel. Wir fordern die sofortige Freilassung der 43 Blauhelmsoldaten. Außerdem erwarten wir von den militärischen Kräften, die dort im Einsatz sind, ein sofortiges Ende der Belagerung von zwei weiteren Gruppen von Blauhelmsoldaten durch eben diese Gruppen. Wir schließen uns da der gestrigen eindeutigen Erklärung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen an, fordern also zur Freilassung der Blauhelmsoldaten auf und rufen alle Konfliktparteien dazu auf, die Sicherheit und die Bewegungsfreiheit der Mission der Vereinten Nationen auf dem Golan in ihrem Einsatzgebiet zu garantieren.


  StS Seibert: Zum Thema Ukraine würde ich Ihnen gern noch kurz berichten, dass die Kanzlerin gestern Abend - wir gaben eine kurze Presseerklärung heraus - mit US-Präsident Obama vor allem zur Lage in der Ukraine telefoniert hat. Beide verfolgen die Berichte über eine verstärkte Präsenz russischer Soldaten sowie über Vormärsche der Separatisten in bisher ruhigere Gegenden mit sehr großer Sorge. In Reaktion auf diese Meldungen wird sich auch der Europäische Rat morgen mit der Situation in der Ukraine beschäftigen müssen. Die Kanzlerin hat immer wieder deutlich gemacht: Bei weiterer Eskalation muss auch über weitere Sanktionen gesprochen werden. Die Kanzlerin hat auch gestern vor der Presse gesagt - das will ich hier in Erinnerung rufen -: Die Bundesregierung will eine diplomatische Lösung.


  Aber wir müssen feststellen, dass sich die Situation in den letzten Tagen verschlechtert und erschwert hat. Russland ist dringend aufgefordert, alles zu unterlassen, was einer weiteren Eskalation Vorschub leistet. Zu den Berichten über diese wiederholten Verletzungen der ukrainischen Grenzen, die sich zu einer militärischen Intervention addieren, erwarten wir von Russland Aufklärung. Das ist eine sehr ernste und durch nichts zu rechtfertigende Entwicklung.


  Frage: Herr Seibert, seit wann geht die Bundesregierung davon aus, dass Russland militärisch in der Ostukraine interveniert hat? Seit die Nato Bilder präsentiert hat? Oder schon vorher, und man sagt es jetzt erst? Was war das ausschlaggebende Momentum für Ihre jetzige Erklärung?


  StS Seibert: Hinweise auf die Präsenz von Russen und die Verwendung von russischen Waffen hat es natürlich schon seit einiger Zeit gegeben, das haben wir hier auch häufiger miteinander diskutiert. Diese Hinweise verdichten sich jetzt. Es gibt immer mehr Beispielfälle, die beschrieben werden. Deswegen müssen wir sagen, dass diese Berichte doch sehr besorgniserregend sind und es dringend Aufklärung darüber geben muss; denn das alles addiert sich zu einer militärischen Intervention.


  Zusatzfrage: Wenn ich noch ergänzen darf: "Russland hat militärisch in der Ostukraine interveniert" - daraus schlussfolgere ich, dass die Bundeskanzlerin als Person und als Politikerin für die schärfste Variante neuer Sanktionen gegenüber Russland eintritt, die man sich vorstellen kann. - Stimmt das?


  StS Seibert: Ihre Schlussfolgerungen sind natürlich Ihre Sache. Ich weiß auch nicht, was Sie sich unter der schärfsten Variante vorstellen. Wir als Bundesregierung haben gesagt, dass wir uns keine weitere Eskalation und auch keine weiteren Sanktionen wünschen. Wir tun alles, um eine diplomatische Lösung zu finden. Aber wenn eine Eskalation eintritt, wenn Russland seiner Verantwortung nicht nachkommt, die Situation zu stabilisieren, seiner Verantwortung nicht nachkommt, Einfluss auf die Separatisten zu nehmen, die Grenze für russisches Militärmaterial und russische Kämpfer zu schließen, dann wird Europa - wie bisher auch - reagieren müssen. Deswegen wird sich der Europäische Rat auch mit weiteren Maßnahmen befassen. Ich will hier noch nicht genau darlegen, welche Maßnahmen das sein können. Das wird zu prüfen sein - gemeinsam in Europa.


  Aber wir verfolgen immer diese zweigleisige Politik: Wir suchen politisch-diplomatische Lösungen, wir sind immer zum Gespräch bereit, und wir werden das auch bleiben, aber wir müssen natürlich Verstöße gegen das internationale Recht und auch eine permanente Eskalation beim Namen nennen. Das wird geschehen.


  Frage: Herr Seibert, Sie haben gerade gesagt, dass Sie es noch nicht genau benennen möchten, dennoch die Frage: Welche Handlungsoptionen sieht denn die Bundesregierung überhaupt noch in eben diesem Rahmen? Denn das Sanktionsinstrument scheint ja nicht so zu fruchten, wie man es sich gewünscht hat.


  StS Seibert: Die Antwort auf Ihre Behauptung, ob das Sanktionsinstrument nicht fruchtet, wird sich nicht heute oder morgen geben lassen, sondern nur mit einigem zeitlichen Abstand. Ich werde jetzt hier trotzdem nicht auf Einzelheiten eingehen. Europa - auch im Gleichklang mit den Vereinigten Staaten von Amerika - hat eine ganze Reihe von sehr gezielten Sanktionen beschlossen. Selbstverständlich sind weitere Sanktionen denkbar. Der Rat wird sich am Samstag damit befassen, über welche dann konkret nachgedacht werden soll.


  Frage: Herr Seibert, Sie sagten, es summiere sich zu einer Intervention. Das ist noch eine Definition, die nicht davon ausgeht, dass es sich schon um eine Intervention handelt. Was muss passieren - sozusagen quantitativ -, damit die Bundesregierung zu dem Schluss kommt, Russland interveniere militärisch in der Ukraine? Und eine zweite kurze Frage an das Verteidigungsministerium: Hat das Verteidigungsministerium eigene Erkenntnisse über Bewegungen der russischen Armee dort in diesem Gebiet?


  StS Seibert: Ich habe gerade gesagt, es liegen der Weltöffentlichkeit Berichte über die wiederholte Verletzung der ukrainischen Grenzen durch russische Truppen und russisches Militärmaterial vor, und diese Berichte addieren sich zu einer militärischen Intervention Russlands.


  Zusatzfrage: Heißt das, die Bundesregierung geht davon aus, es ist eine militärische Intervention Russlands in der Ukraine?


  StS Seibert: Das heißt, dass sich diese Berichte zu einem Zustand addieren, den man so benennen kann.


  Gerhartz: Ich möchte jetzt hier nicht kommentieren, welche Erkenntnisse wir im Einzelnen in Details woher haben. Ich möchte es dabei belassen.


  Frage: Die ukrainische Regierung fordert seit Längerem Waffenlieferungen aus dem Westen, um sich gegen die Separatisten besser zur Wehr setzen zu können. Die Bundesregierung lehnte das bisher immer ab. Gibt es eine Eskalationsstufe, die sich möglicherweise irgendwann einmal so darstellt, dass man diese Entscheidung überdenken kann? Oder gilt diese Entscheidung, egal was passiert?


  StS Seibert: Unsere Konzentration - das gilt für die ganze Bundesregierung, die Kanzlerin, den Außenminister - in der täglichen Arbeit an diesem Thema Ukraine dient ganz dem Suchen und Finden einer politischen Lösung, nach einem politischen Deeskalationsweg. Das wird nur im Gespräch gehen, und daran sind wirklich Hauptverantwortliche dieser Regierung nahezu täglich beschäftigt. Aber wir haben auch immer gesagt, es müsse Russland auch klar sein, dass es einen Preis zu zahlen habe für sein bisheriges Verhalten. Dieser Preis drückt sich in den bisherigen Sanktionen aus. Am Wochenende wird über weitere Maßnahmen beraten.


  Zusatzfrage: Aber es bleibt dabei, dass Waffenlieferungen ausgeschlossen sind?


  StS Seibert: Waffenlieferungen sind überhaupt nichts, woran die Bundesregierung dabei denkt.


  Frage: Herr Seibert, nur noch einmal zum Verständnis: Wir sind ja derzeit schon in der dritten Eskalationsstufe. Ist dieses Paket schon voll ausgeschöpft? Oder muss es darüber hinaus weitere Sanktionen geben, die dann am Samstag beraten und möglicherweise beschlossen werden?


  StS Seibert: Ich dachte, das hätte ich gesagt. Wir prüfen gemeinsam mit den europäischen Partnern beim Europäischen Rat unter dem Eindruck der schlimmen Ereignisse in der Ostukraine, welche weiteren Maßnahmen in Frage kommen. Ich will jetzt nicht über die Einteilung in bestimmte Stufen reden, aber es wird sich um weitergehende Maßnahmen handeln, die da beraten werden.


  Zusatzfrage: Im Detail wollten Sie uns da aber nichts verraten?


  StS Seibert: Nein, das wollte ich nicht.


  Frage : Herr Seibert, teilt die Bundesregierung die Einschätzung, dass beim russischen Präsidenten Reden und Handeln oft auseinanderklaffen?


  StS Seibert: Man kann nicht übersehen, dass manches, was in Gesprächen zugesagt worden war, nicht umgesetzt worden ist, und dass bestimmte Forderungen, die wir als Deutschland, Europa und westliche Gemeinschaft schon lange erheben, schon sehr lange nicht erfüllt werden. Das ist etwas, was man beklagen muss. Man muss auch beklagen, dass Russland seinen Einfluss auf die Separatisten, der unbestreitbar vorhanden ist, erst recht, seit bekannt ist, dass es russische Kämpfer an ihrer Seite gibt, nicht nutzt, um den Menschen in der Ostukraine Stabilität und Frieden zu bringen, sondern leider den Einfluss nutzt, um die Situation so zugespitzt zu erhalten, wie sie leider im Moment ist. Jetzt greift sie sogar noch auf Gegenden über - wenn die Berichte stimmen -, die bisher von diesen Handlungen verschont gewesen waren.


  Zusatzfrage : Ich habe eine Zusatzfrage an Herrn Schäfer: Ihr Minister sagt immer wieder, aufzugeben sei keine Option. Gilt das uneingeschränkt? Wird man immer wieder in Moskau anrufen, egal was die Russen machen? Oder könnte auch mal die Situation eintreten, dass es heißt: "Also jetzt reicht es auch mal!".


  Schäfer: Es gibt aus Sicht des Außenministers keine militärische Lösung dieses Konfliktes. Das ist eine Botschaft, die er und auch die Bundesregierung an beide Konfliktparteien - die in Moskau und die in Kiew - ohne Unterlass vermitteln. Diese Botschaft, dass es keine militärische Lösung dieses Konfliktes geben kann, ist vonseiten der Bundesregierung, der Bundeskanzlerin und des Außenministers von einer Fülle von konkreten, detailreichen Vorschlägen begleitet worden, wie man einer politischen Lösung näherkommen kann. Da gibt es humanitäre Aspekte, da gibt es den Aspekt der politischen Einbindung der Menschen im Osten der Ukraine, etwa im Rahmen einer neuen ukrainischen Verfassung. Da geht es aber im Kern um die entscheidende Frage, wie ein Waffenstillstand, der von beiden Seiten eingehalten werden muss, mit einer wirklich überfälligen Kontrolle der russisch-ukrainischen Grenze verknüpft werden kann. In dem Knäuel von Problemen und Detailfragen, die sich um diese vier Themenkreise drehen, ist es völlig selbstverständlich - das hat Herr Seibert gerade auch schon für die Bundesregierung gesagt -, dass wir da nicht aufgeben werden. Aufgeben ist keine Option, das ist absolut richtig. Solange wir überzeugt sind, dass es noch Möglichkeiten für eine politische Lösung gibt trotz der auch jetzt wieder festzustellenden Eskalation und trotz des Umstandes, den Herr Seibert gerade schon für die Bundesregierung beschrieben hat, dass die Grenzverletzungen vonseiten Russlands zunehmen, werden wir weiter bereitstehen, Gespräche mit Kiew und Moskau mit genau dem Ziel zu führen, eine weitere Eskalation zu vermeiden und eine politische Lösung möglich zu machen.


  Frage: Bis jetzt haben die Vorschläge des deutschen Außenministers wenig gebracht. Was ist denn jetzt zu erwarten? Wird der Minister eine neue Initiative starten? Was ist aus diesem Vierer-Format der vier Außenminister geworden? Die wollten sich ja irgendwann einmal wiedertreffen. Ist das geplant oder kann man das vergessen?


  Schäfer: Sie wissen auf jeden Fall mehr, als ich weiß. Ich weiß nicht, wie der Konflikt zwischen der Ukraine und den separatistischen Kämpfern, zwischen der Ukraine und Russland ausgefallen wäre, wenn es die Bemühungen der Bundesregierung um Konfliktbewältigung und um politische Lösung nicht gegeben hätte. Ich weiß das nicht. Wenn Sie der Meinung sind, dass all das, was die Bundesregierung bisher getan hat, fruchtlos gewesen ist, kann ich Ihnen Ihre Meinung nicht nehmen. Es ändert nichts an der Überzeugung der handelnden Personen innerhalb der Bundesregierung und insbesondere des Außenministers, für den ich hier spreche, dass er alles andere als ein schlechtes Gewissen wegen der Dinge hat, die er in den letzten sechs Monaten getan hat. Er hat sich vielmehr mit voller Kraft reingehängt, um zu verhindern, dass es zu einer weiteren Eskalation kommt.


  Sie haben allerdings recht: Wir sind in einer schwierigen Lage. Wir sind in einer Lage, in der von russischer Seite die ukrainische Grenze - davon müssen wir ausgehen - mehrfach und regelmäßig verletzt worden ist. Das ist eine ganz schwierige Lage, aber schwierige Lagen dürfen ein verantwortliches Mitglied der Bundesregierung doch nicht davon abhalten, all das zu tun, was er oder sie für richtig hält, um Wege aus der Krise zu weisen.


  Wir dürfen einfach nicht vergessen, dass das, was sich dort abspielt, nur zwei Flugstunden von Berlin entfernt stattfindet. Das passiert gewissermaßen im Herzen Osteuropas. Das rückt wirklich sehr dicht an uns heran. Was ernsthaft droht, ist nichts weniger als eine Rückkehr zu Zeiten, die wir längst hinter uns geglaubt hatten, nämlich zu Zeiten der 80er-Jahre des letzten Jahrhunderts, in denen man zu Recht die Stimmungslage in Europa mit dem Begriff Kalter Krieg beschrieben hat. Es geht genau darum, dass wir das jetzt verhindern, indem wir dafür sorgen oder darauf hinwirken, dass endlich Vernunft einkehrt und dass diejenigen, die immer wieder Öl ins Feuer gießen, das jetzt einstellen, weil sie wissen müssen, was nun wirklich uns allen in Europa droht - uns allen -, aber allen voran den Menschen in der Ukraine und vielleicht auch denen in Russland, die ohne jeden Zweifel unter den Sanktionen, die es bereits gibt, und die jetzt womöglich auch ausgeweitet werden, am meisten leiden werden.


  Zusatzfrage: Ich habe eine Nachfrage zu dem Vierer-Format: Ist ein Vierer-Format geplant? Gibt es einen Termin? Gibt es Bemühungen, sie wieder zusammenkommen zu lassen?


  Schäfer: Das letzte Treffen der vier Außenminister im Normandie-Format hat vor zwei Wochen am Sonntag stattgefunden. Wir haben uns im Nachgang dieser Begegnung, wie Sie wissen, darum bemüht, bei den vier Themengebieten, die ich gerade eben aufgezählt habe, nach Möglichkeiten zu suchen, wie Kiew und Moskau aufeinander zugehen können. Es ist richtig, dass es im Nachgang dieser Berliner Konferenz keine konkreten Ergebnisse gegeben hat. Immerhin ist es gelungen, in der Kontaktgruppe wieder Gespräche in Gang zu bringen. Die Kontaktgruppe bleibt aus unserer Sicht ein Forum, in dem die Ukraine und Russland, aber auch die Ukraine mit den Separatisten sprechen kann und sprechen soll. Das ist ein Weg, den wir weiter unterstützen und von dem wir hoffen, dass er in den nächsten Tagen bei dem einen oder anderen Thema Fortschritte bringt. Das ändert aber nichts an der von Herrn Seibert bereits für die Bundesregierung beschriebenen, weitergeführten Doppelstrategie. Wir werden jetzt gemeinsam mit unseren Partnern in Europa besprechen, was die richtige, angemessene Antwort auf das russische Verhalten in der Ukraine ist. Es bleibt aber dabei, dass wir darauf hinwirken wollen, dass Kiew und Moskau miteinander im Gespräch bleiben, um Chancen auf eine politische Lösung nicht gänzlich zunichtezumachen.


  Frage: Ich möchte noch einmal das Thema der Wirtschaftssanktionen ansprechen. Bei der letzten EU-Entscheidung zu Wirtschaftssanktionen wurden Rüstungsexporte nach Russland eben auch gestoppt. Damals hatte sich Frankreich allerdings gegen rückwirkende Entscheidungen für bereits genehmigte Rüstungsgüter gewehrt. Gehen Sie davon aus, nachdem sich Frankreich jetzt auch positiv in Richtung weiterer Sanktionen geäußert hat, dass man jetzt vielleicht auch da weiterkommen wird, also dass Rüstungsgüter jetzt auch rückwirkend gestoppt werden können?


  StS Seibert: Ich werde mich auch auf diesem Weg jetzt nicht dazu verleiten lassen, einzelne Sanktionsmöglichkeiten zu diskutieren. Das ist eine Sache, die die 28 Staats- und Regierungschefs miteinander diskutieren müssen. Es gibt jetzt schon die Auflistung von 95 Personen beziehungsweise von 23 Entitäten, wie man sagt. Es gibt verschiedene sektorale Wirtschaftssanktionen. Was darüber hinaus möglich ist und was darüber hinaus sinnvoll ist, das wird miteinander beraten werden.


  Frage : Herr Seibert, Herr Schäfer sprach gerade von einem drohenden neuen kalten Krieg. Wie schätzt die Bundesregierung die Strategie Putins in der Ukraine ein? Geht es ihm darum, eine Verbindung aus dem Osten zur Krim zu schaffen?


  Wie schätzt die Bundesregierung die Strategie Putins über die Ukraine hinaus ein? Wird sich sein Bestreben auf die Ukraine beschränken, oder könnten möglicherweise auch andere baltischen Staaten, zum Beispiel Lettland, ins Visier kommen?


  StS Seibert: Jetzt überfordern Sie einen deutschen Regierungssprecher. Ich möchte und kann hier nicht die Strategie des Kreml oder des russischen Staatspräsidenten darlegen. Wenn, dann wäre die Frage dort anzubringen.


  Was ich sagen kann, ist, dass die Strategie derzeit jedenfalls nicht das enthält, was wir uns wünschen würden, nämlich einen stabilisierenden Einfluss und ein klares Wort an die Separatisten, dass sie die Waffen niederlegen sollen, dass sie dazu beitragen sollen, dass Frieden einzieht. All das sehen wir derzeit nicht.


  Zusatzfrage: Herr Seibert, ich habe ja auch nicht nach der Strategie Moskaus gefragt, sondern danach, wie die Einschätzung der deutschen Bundesregierung ist. Ich hoffe doch sehr, dass die Bundesregierung eine Einschätzung hat.


  Schäfer: Es gab im vergangenen Jahrhundert einmal eine Geheimwissenschaft, die sich Kremlologie nannte. Das war zu Zeiten der Sowjetunion. Da gab es Experten in der Bundesregierung und vielen anderen Regierungen, die sich Tag und Nacht mit der Interpretation von Anzeichen dafür beschäftigten, wie vielleicht hier und dort gedacht wurde. Richtig ist, dass wir uns natürlich Gedanken darüber machen, was in Moskau gedacht werden könnte. Das ist ja auch deshalb wichtig, weil wir bei all dem, was wir jetzt entschieden haben - gemeinsam innerhalb der Europäischen Union, gemeinsam mit unseren Partnern jenseits des Atlantiks -, und bei dem, was wir jetzt entscheiden werden, auch immer einkalkulieren und damit rechnen müssen, in welcher Weise diejenigen, die wir mit diesen Sanktionen treffen wollen, darauf reagieren. Wir müssen uns sozusagen bei allem, was wir entscheiden, natürlich nicht nur von den Ereignissen leiten lassen, die zu den Sanktionen führen, sondern weiter denken, die Sache sozusagen vom Ende her denken. Genau das passiert.


  Ansonsten, glaube ich, ist es für uns wichtig, dass wir uns daran orientieren, was wir konkret beobachten, was sich belegen lässt, und dort, wo es zu Verletzungen von Regeln des staatlichen Miteinanders kommt, dies auch anzusprechen, wie Herr Seibert es für die Bundesregierung getan hat.


  Frage: Ich hätte noch einmal eine Nachfrage zu der Forderung nach einem Waffenstillstand. Der letzte Waffenstillstand, der ja relativ kurz dauerte, wurde offenkundig von den Separatisten dazu genutzt, ihre Position zu konsolidieren und noch einige zusätzliche Grenzübergänge in ihre Gewalt zu bringen. Wie sehen Sie jetzt die Gefahr? Wenn es beispielsweise bald einen Waffenstillstand gäbe, wie könnte man dann verhindern, dass der zu ähnlichen Ergebnissen führte?


  StS Seibert: Sie haben völlig recht: Der damals einseitig von der Ukraine beziehungsweise von Präsident Poroschenko für mehrere Tage ausgerufenen Waffenstillstand, die Waffenruhe, wurde von den Separatisten und denen, die sie unterstützen, genutzt, um mehrere Grenzpunkte zu überrennen und um den Separatisten weiteren Nachschub über diese Grenzen zukommen zu lassen. Deswegen sagen wir seit vielen Wochen: Wir brauchen eine effektive Kontrolle der Grenzen. Ein Appell zur Waffenruhe muss von so einer effektiven Grenzkontrolle begleitet sein, damit genau das nicht wieder geschieht.


  Frage: Herr Schäfer, halten Sie ein nahe liegendes Treffen oder ein Treffen in nächster Zeit zwischen den Außenministern für sinnvoll, also den Außenministern Russlands und der Ukraine sowie zum Beispiel Außenminister Fabius?


  Schäfer: Ich höre - ohne dass ich das jetzt bestätigen könnte -, dass es gerade in den letzten Tagen, vielleicht in den letzten Stunden, weitere Kontakte zwischen Kiew und Moskau auch auf Außenministerebene gegeben hat. Es ist aus unserer Sicht schon einmal per se gut, dass trotz einer offensichtlichen Eskalation auch die direkten Gesprächsfäden nicht völlig abgerissen sind.


  Ansonsten, glaube ich, dass es Sinn macht, dass man sich - wie die Außenminister heute auf ihrem informellen Außenministertreffen in Mailand und morgen die Staats- und Regierungschefs in Brüssel - mit den Partnern zusammensetzt, die Lage erörtert, die Haltungen abstimmt und daraus dann Schlussfolgerungen für eigene Konsequenzen ableitet. Grundsätzlich bleibt es dabei, dass es natürlich immer besser ist, miteinander zu sprechen als nicht miteinander zu sprechen. Deshalb bin ich sicher, dass der Außenminister diesen Kurs auch nicht aufgeben wird.


  Frage: Eine Frage an Herrn Gerhartz; ich weiß nicht, ob Sie sie hier beantworten können, wenn nicht, bitte ich um Nachlieferung. Hat das Bundesverteidigungsministerium in den vergangenen Monaten - es gab ja viel Zeit dafür - prüfen lassen, ob es eventuell eine Verwendung für Schiffe der Mistral-Klasse im Rahmen seines Zuständigkeitsbereichs geben könnte?


  Gerhartz: Im Zusammenhang mit der Ukraine?


  Zusatzfrage: Na ja, schon im Zusammenhang mit der Ukraine, denn die Schiffe sind ja diejenigen, um die es geht.


  Gerhartz: Die Mistral-Schiffe gehören in keiner Weise zum Inventar der Bundeswehr. Was sollten wir dann prüfen?


  Zusatzfrage: Es hätte ja sein können, dass Sie geprüft haben, ob man sie als Alternative verwenden könnte.


  Gerhartz: Wenn die Bundeswehr überhaupt etwas prüft und beachtet, dann ist das natürlich das, was sie derzeit im Inventar hat.


  Frage : Ich hätte eine Frage an das Verkehrsministerium im Zusammenhang mit dem ausgebrochenen Vulkan. Gestern gab es eine Meldung, dass man auf einen Ausbruch eingestellt sei. Haben schon erste Messungen stattgefunden? Ist dieser Plan, der gestern vorgestellt worden ist, in Kraft oder wie muss man sich das vorstellen?


  Moosmayer: Der Plan ist in Kraft. Messungen sind noch nicht notwendig gewesen, denn noch haben wir es nicht mit einer Aschewolke zu tun. Wir beziehungsweise der Deutsche Wetterdienst, der ja eine nachgeordnete Behörde des BMVI ist, ist aber eng mit den isländischen Behörden im Kontakt. Die Prozedere werden stattfinden, wie es in dem Planpapier gestern bekanntgegeben worden ist.


  Zusatzfrage : Gibt es eine Einschätzung, in welchem Zeitraum der deutsche Luftraum möglicherweise betroffen sein könnte?


  Moosmayer: Ich glaube, das weiß nur - -


  Zuruf : Wettergott!


  Moosmayer: - - der Vulkan. Wir sind, je nachdem, was passiert, vorbereitet.


  Frage: Eine Frage an Herrn Seibert, Frau Kothé und Frau Modes. Der französische Staatspräsident François Hollande hat gestern vorgeschlagen, einen EU-Gipfel zu Wachstum und zu der Frage des Rhythmus beim Defizitabbau einzuberufen. Ich würde gerne wissen, was Sie davon halten, ob Sie das begrüßen. Die Antwort des Bundeswirtschaftsministeriums würde mich besonders interessieren. - Danke.


  StS Seibert: Zunächst einmal zum Verfahren: Es ist Sache des Präsidenten des Europäischen Rates, Einladungen für Treffen auszusprechen oder die Agenda für die Staats- und Regierungschefs festzulegen. Für das morgige Treffen ist nicht geplant, eine Diskussion zu Wirtschafts- und Finanzthemen miteinander abzuhalten.


  In der Sache kann ich eigentlich nur grundsätzlich sagen, dass verschiedene Europäische Räte - und das auch schon mindestens seit 2011, 2012 - sich sehr intensiv mit den Themen Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung beschäftigt haben - zuletzt erst im Juni, als es um die strategische Agenda der EU ging.


  Modes: Vonseiten des Wirtschaftsministeriums kann ich dem nichts weiter hinzufügen.


  Kothé: Dem schließe ich mich an.


  Frage : Meine Frage richtet sich wieder an das Verkehrsministerium, und zwar geht es um die Pkw-Maut. Nachdem sich Herr Seehofer gestern etwas konzilianter als vorher geäußert hat, ist die Frage, ob auch der Verkehrsminister von seiner Haltung abweicht, dass es keine Sonderregelungen für die Grenzregionen geben muss.


  Moosmayer: Da würde ich wieder so antworten wie die Male davor: Wir würden gerne die Gelegenheit bekommen, den Gesetzentwurf vorzustellen. Darin werden dann alle Details geklärt sein.


  Zusatzfrage : Ist schon geklärt, ob die Einführung der Maut im Bundesrat zustimmungspflichtig sein muss, weil die Länder ja durchaus betroffen sein werden?


  Moosmayer: Wir sind auf jeden Fall mit den Ländern im Gespräch darüber. Das kann ich jetzt noch nicht sagen - ich denke, das wird auch von dem Konzept abhängen -, aber ich glaube schon, dass es zustimmungspflichtig ist. Ich kann die Antwort aber gerne nachreichen.


  Zusatzfrage : Wenn ich noch eine Frage auch an das Verkehrsministerium gleich anschließen darf, bei der es um die Elbvertiefung geht, die in Hamburg eine große Rolle spielt. NDR und "Hamburger Abendblatt" berichten, dass das Bundesverkehrsministerium keine 300 Millionen Euro zur Verfügung stellen wolle. Stimmt das? Ist geplant, dieses Geld irgendwie einzuplanen, also zur Verfügung zu stellen?


  Moosmayer: Die Elbvertiefung ist ein Projekt, das schon seit Jahren anhängig ist und seit einiger Zeit durch Klagen behindert beziehungsweise verzögert wird. Von daher konnten bisher noch gar keine Gelder fließen, denn das ist immer noch bei Gericht anhängig. Wir halten natürlich weiterhin daran fest, dass die Elbe vertieft werden muss. Das ist eine wichtige Wasserstraße, vor allen Dingen für den Norden und auch für die Versorgung des Hafens Hamburg. Die Gelder werden fließen, sobald die Entscheidung gefällt ist, dass wir es machen können. Aber vorher können wir natürlich kein Geld ausgeben. Wir sind ja an Recht und Gesetz gebunden und warten ab, bis wir die Baufreigabe haben.


  Zusatzfrage : Heißt das jetzt, dass die Mittel schon im Haushalt eingeplant sind oder sind sie es nicht?


  Moosmayer: Die Mittel sind immer eingeplant, aber können eben dann erst fließen, wenn die entsprechende Genehmigung erteilt ist.


  *
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  75Jahre nach dem Überfall der Wehrmacht auf Polen wird im Bundestag darüber debattiert, ob Deutschland im Norden des Irak Kriegspartei werden soll. Nichts anderes als das wird getan, wenn Waffen an einen Akteur in einem militärischen Konflikt geliefert werden. Daß man sich in der Folge dauerhaft der Entsendung der Bundeswehr in die Region enthalten kann, ist eher unwahrscheinlich und auch nicht im Sinne der Protagonisten anwachsender deutscher Kriegsbereitschaft. Die Region, in der die Bundesregierung angeblich den Kampf gegen die Milizen des Islamischen Staat (IS) unterstützen will, ist eine der weltweit wichtigsten Förderstätten fossiler Energierohstoffe. Peak Oil und Peak Gas heizen den Ressourcenkrieg an, geht es heute doch weniger darum, die Natur auszubeuten, als dem Konkurrenten das Ergebnis dieses Raubbaus abzujagen.


  Jegliche Rechenschaft schuldig bleibt die Bundesregierung zur Frage der Unterstützung, die der IS im NATO-Staat Türkei genießt, seiner Genese im syrischen Bürgerkrieg, in dem die NATO auch die islamistische Opposition gegen die Regierung des Landes aufrüstete, und der möglichen Ausweitung der deutschen Waffenhilfe ins Nachbarland Syrien. Ungern spricht man in Berlin auch über die engen Beziehungen zu Saudi-Arabien, wo jeden Monat Menschen der Kopf abgeschlagen wird, ohne daß man das hierzulande überhaupt registriert. Anstatt sich als ziviler Akteur durch die Bereitstellung dringend erforderlicher humanitärer Hilfe hervorzutun, sollen kriegerische Auseinandersetzungen mit der Lieferung von Waffen angeheizt werden, von denen niemand weiß, ob sie nicht ohnehin in den Händen des IS oder anderer mißliebiger Akteure landen.


  Die fragile Situation des Iraks ist das Ergebnis einer US-amerikanischen Hegemonialstrategie, die darauf beruhte, mit wechselnden Allianzen in regionale Kriege einzugreifen, um im Ergebnis den eigenen Einfluß stärken zu können. Wird heute die genozidale Aggression des IS beklagt, so wurde die genozidale Aushungerung des Iraks und zwei seine Zivilbevölkerung schwer treffende Kriege als notwendige Maßnahme zum Erhalt der westlichen Vorherrschaft auch in Berlin gutgeheißen. Die Zerschlagung des sogenannten schiitischen Halbmondes, der sich vom Iran über den schiitischen Teil des Iraks nach Syrien bis zur libanesischen Hisbollah zieht, war stets erklärte Absicht US-amerikanischer Regierungspolitik.


  Dem hat die Bundesregierung nie widersprochen, gehört die sogenannte Westbindung Deutschlands doch zu den ehernen Grundsätzen ihrer Politik. Die transatlantischer Nibelungentreue geschuldeten 13 Jahre Afghanistankrieg scheinen in Berlin lediglich Gelüste nach mehr hervorgerufen zu haben. Während die Taliban ihre Flagge im ehemaligen Feldlager der Bundeswehr in Kundus hissen und sich am 4. September der blutigste Kriegseinsatz Deutschlands seit 1945 mit rund 140 Toten zum fünften Mal jährt, ist man längst auf anderen Schauplätzen aktiv. Die im ersten Anlauf gescheiterte Absicht, die Ukraine zu einem Peripheriestaat der EU zu machen, hat zu einer Konfrontation mit Rußland geführt, die als absehbares Ergebnis der Expansion der NATO und EU an die Grenzen des größten Staates der eurasischen Landmasse aller Kontrolle zu entgleiten droht. Dabei geht es längst nicht mehr um das Schicksal der ukrainischen Bevölkerung, der zwar nicht die vollständige Mitgliedschaft in der Union gewährt werden sollte, die aber über ein umfassendes, mit militärischer Komponente versehenes Assoziierungsabkommen zum lukrativen Ziel deutschen Kapitalexports und profitablen Quell billigster Lohnarbeit werden sollte.


  Die hierzulande mit einer Personifizierung des vermeintlichen Übels namens Putin, die auch noch das vermutete Mindestmaß an politischer Intelligenz unterschreitet, das die deutschen Funktionseliten selbstredend für sich in Anspruch nehmen, vorgetragene Herausforderung birgt alle Merkmale eines Vorkriegsszenarios. Allein einen Wirtschaftskrieg gegen Rußland anzuzetteln und dabei zu behaupten, dies sei das notwendige Surrogat für das Ergreifen militärischer Gewaltmittel, verkauft die eigene Bevölkerung für dumm. Im Vorweg anzukündigen, daß die Sanktionen zwar für alle Beteiligten schmerzhaft seien, doch Rußland weit schwerer von ihnen getroffen würde als die EU, zeugt nicht nur von gravierendem ökonomischen Unverständnis. Die sich darin ausdrückende Absicht, den Gegner durch Mangel und Not zu Boden zu drücken, ist bereits Ausdruck kriegerischer Absicht. Die ohnehin krisenhaft entglittene soziale Situation vieler EU-Europäer in die Waagschale zu werfen, um einem geostrategischen Gegner Zugeständnisse abzupressen, belegt zudem, daß im Zweifelsfalle auch auf der angeblich eigenen Seite keine Gefangenen gemacht werden.


  Wenn nun alle vom Kreml ausgehenden Signale zur Deeskalation ignoriert werden, um die Wirtschaftssanktionen statt dessen zu verschärfen, werden Sachzwänge aufmunitioniert, die fast wie von selbst in einen ausgewachsenen Krieg führen können. Der von Deflation bedrohte und kaum noch verzinste Euro hängt längst am Tropf eines politisch bestimmten Kredits, der die materielle Reproduktion der kapitalistischen Marktwirtschaft künstlich am Leben hält und dementsprechend nach einem Ventil für die anwachsende Entwertung sucht, die sich nicht zum ersten Mal in der Zerstörungsorgie eines Krieges realisieren könnte. Kriege brechen niemals aus, doch es liegt in der Verlaufslogik politischer Entscheidungsprozesse, Kontrollverluste zu provozieren, die das Überschreiten der Schwelle zu offener Gewalt alternativlos erscheinen lassen.


  Die sich auch für den Krisengewinnler Deutschland verfinsternden Aussichten werden derweil mit sozialrassistischer Feindbildproduktion im Zaum gehalten, wie das jüngste Gesetzespaket gegen sogenannten Sozialmißbrauch durch Zuwanderer belegt. Hat sich der Vorteil, den die deutsche Wirtschaft dank durch den Euro fixierter Wechselkurse im innereuropäischen Handel bisher genoß, erst einmal aufgebraucht, weil die Adressaten ihrer Produkte kaum mehr zahlungsfähig sind, dann wird erst recht blank gezogen gegen all diejenigen, die nicht auf der Seite der Gewinner stehen und sich den Vorwurf gefallen lassen müssen, unproduktiv zu sein. Als produktiv hingegen gelten diejenigen, die das zur Rettung der Kapitaleigener und Banken durchgesetzte Schuldendiktat dazu nutzen, den Preis der Arbeit und die Gewähr von Sozialleistungen fast nach Belieben zu drücken, um die lohnabhängige Bevölkerung am Band materieller Not verfügbar zu machen und gefügig zu halten.


  So könnte die Regierungskoalition hinsichtlich des Anspruches, den Frieden zu wahren, anstatt den sozialen Krieg militärisch eskalieren zu lassen, kaum nackter dastehen als im bekannten Märchen Hans Christian Andersens. Das gilt auch für die angeblich oppositionellen Grünen, die kein Problem damit haben, die neofaschistische Beteiligung am Sturz der ukrainischen Regierung als "Ethnonationalismus" zu verharmlosen, während sie sich in einer an Putin adressierten Feindseligkeit ergehen, in deren russophobem Grundton das lodengrüne Ressentiment der Großelterngeneration anklingt. Als ginge es darum, über den antikommunistischen Reflex des Führungszirkels der Partei hinwegzutäuschen, wird linken Kriegsgegnern angelastet, im kapitalistischen Rußland nach wie vor einen Hort des Sozialismus zu sehen, wenn sie den aggressiven Expansionismus der NATO und EU kritisieren. Zu diesem reprojektiven Entlastungsmanöver greift auch eine breite Allianz von NATO-Verstehern in den Medien, wenn sie mit dem Imperativ "Stoppt Putin jetzt!" auf notwendigen Widerspruch stoßen.


  Weltfriedenstag 2014 - als seien sie einer besinnungslos ablaufenden Übersprungshandlung ausgeliefert, die jede Erinnerung an die Katastrophen des Ersten und Zweiten Weltkrieges auslöscht, schüren politische Funktionsträger und gesellschaftliche Meinungsführer das Feuer des Weltenbrandes. Auf dem anstehenden NATO-Gipfel in Wales, zu dem der ukrainische Präsident Petro Poroschenko als einziger nicht dem Nordatlantikpakt angehörender Staatschef anreisen wird, könnte durch eine de facto vollzogene Beistandspflicht gegenüber der Ukraine eine nicht wiedergutzumachende Weichenstellung in Richtung des nächsten Abgrunds vollzogen werden. Wenn also Krokodilstränen, mit denen die Trümmer der destruktiven Hegemonialstrategie Washingtons im Irak beweint werden, um den deutschen Stiefel in die Tür nahöstlicher Kriege zu bekommen, der Bundesregierung endlich zur angeblich erforderlichen militärischen Handlungsfähigkeit verhelfen, dann stehen die Zeichen nicht aufgrund einer numinosen Fügung des Schicksals auf Sturm. Der Weg in den Krieg wird absichtsvoll und systematisch beschritten, und dagegen ist breiter Widerstand geboten.
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  MELDUNG/109: Aufruf - Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte (ver.di)


  



  ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 27.August 2014


  GEMEINSAMER AUFRUF:

  Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte


  Gewerkschafterinnen, Rechtsexpertinnen und VertreterInnen aus Wissenschaft und Kirchen fordern gute Arbeit im Privathaushalt - ILO-Konvention 189 umsetzen!


  



  Am 1. September 2014 tritt in Deutschland das Übereinkommen 189 der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) "Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte" in Kraft. Dadurch sollen die Arbeitsbedingungen der weltweit über 50 Millionen Beschäftigten in Privathaushalten verbessert werden. Mehr als 80 Prozent sind Frauen und viele davon Migrantinnen. Hausangestellte übernehmen Pflegetätigkeiten für ältere Menschen oder betreuen Kinder; sie bügeln, putzen, führen den Haushalt, erledigen Gartenarbeiten. In Deutschland werden Hausangestellte überwiegend stundenweise, informell und unangemeldet oder in geringfügiger Beschäftigung beschäftigt. Mangelnde soziale Absicherung, ungeregelte Arbeitszeiten und Niedriglöhne bis hin zur Arbeitsausbeutung und Zwangsarbeit in einzelnen Fällen sind Probleme der bezahlten Haushaltsarbeit.


  Durch Ratifizierung des Übereinkommens 189 hat Deutschland sich verpflichtet Maßnahmen zu ergreifen, um die Förderung und den wirksamen Schutz der Menschenrechte aller Hausangestellten sicherzustellen. Auch wenn die Rechtssituation in Deutschland bereits weitgehend den Anforderungen des Übereinkommens entspricht, käme Deutschland de facto dieser Verpflichtung dann nicht nach, wenn bestehende Rechte von Hausangestellten nicht eingehalten und geschützt werden. Das gilt insbesondere für Migrantinnen als Pflegekräfte in Privathaushalten, aber auch für stundenweise in Schwarzarbeit beschäftigte Reinigungskräfte. Recht auf dem Papier ist noch keine effektive Rechtsdurchsetzung. Eine offensive Politik, die im Sinne des Übereinkommens die Augen vor Rechtsverstößen und der weit verbreiteten Prekarität dieser Arbeitsverhältnisse nicht länger verschließt, ist dringend notwendig.


  Wichtig zur Umsetzung des Übereinkommens sind beispielsweise folgende Maßnahmen:


  
    	Klarstellung und Neuformulierung von § 18 Abs. 1 Nr. 3 Arbeitszeitgesetz, um dem in der Öffentlichkeit häufig verbreiteten falschen Verständnis entgegenzutreten, dass die mit Pflege und Versorgung beschäftigten Hausangestellten, die im Privathaushalt ihrer Arbeitgeber leben, nicht unter das Arbeitszeitgesetz fallen.


    	Schaffung von Alternativen zu Minijobs in Privathaushalten und die Beseitigung der Abgabenprivilegierung von Minijobs.


    	Entbürokratisierung des Anmeldeverfahrens zur Sozialversicherung für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Privathaushalten oberhalb der Minijobs.


    	Förderung von Dienstleistungspools oder Agenturen, die qualifizierte Haushaltsdienstleistungen bei gleichzeitig fairen Beschäftigungsbedingungen bieten.


    	Verbesserung der Beratungs- und Unterstützungskonzepte für Hausangestellte. Die Möglichkeiten der Rechtsdurchsetzung sollten insbesondere für irregulär beschäftigte Migrantinnen in Pflegehaushalten verbessert werden. Die Einrichtung eines Rechtshilfefonds oder auch eines Verbandsklagerechts für Organisationen von Hausangestellten sind Möglichkeiten dazu.

  


  Weitere Informationen zum Thema:


  Kleine Anfrage an die Bundesregierung (Drs. 18/2275):

  http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/022/1802275.pdf

  Antwort der Bundesregierung:

  http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/023/1802378.pdf


  

  Der Aufruf "Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte!" ist mit der Liste der ErstunterzeichnerInnen als PDF-Datei zu finden unter:

  https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/++file++53fd88adba949b2573000007/download/sopoaktuell%20Nr%20179%20-%20Menschenwuerdige%20Arbeit%20fuer%20Hausangestellte.pdf


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 27. August 2014

  ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

  Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

  Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

  E-Mail: pressestelle@verdi.de

  Internet: www.verdi.de
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  SCHACH-SPHINX/05218: Der unsichtbare Geist (SB)


  



  Was einen Schachmeister ausmacht, ist weniger seine Kenntnistiefe, sein Erfahrungsschatz oder andere Eigenschaften mysteriöser Art, über die zuweilen ganze Abhandlungen geschrieben wurden, sondern seine Intuition. Er riecht es quasi, wenn in einer Stellung "mehr" drin ist als nur die technische Verwertung minimaler Vorteile oder der stolpernde Übergang in ein Endspiel mit vagen Chancen auf einen Sieg. Was ihn in solchen Augenblicken aufmerken läßt, ist das Gefühl von etwas latent Lauerndem im Gestrüpp der Figuren. Plötzlich erscheint, in der alten Sprache der Dramen gesprochen, jener unsichtbare Geist der Zwischenwelten und mahnt eine Entscheidung an. Erst dann vertieft der Meister sich in stummer Kommunikation mit dem unbekannten Wesen, das an die Tore der Sichtbarkeit klopft wie im heutigen Rätsel der Sphinx, als Schwarz aufhorchte, angestoßen durch ein Gefühl, das in die Scheinwelten unserer Erkenntnis drängt, Wanderer.


  

  



  

  [image: SCHACH-SPHINX/05218: Der unsichtbare Geist (SB)]


  Lanka - Fedorov

  Chisinau 1998


  Auflösung letztes Sphinx-Rätsel:

  Weiß hatte zuviele Damenzüge gemacht, und sie waren zudem vergeblich. Schwarz hingegen wußte seine Dame besser einzusetzen: 1...Da5xa2! mit der Mattdrohung 2.Ta1xa2 c3-c2+ 3.Lf4-d2 c2-c1D# Weiß versuchte es daher mit 2.Ta1-c1 und sah sich darauf mit dem weiteren Damenzug 2...Da2-b2! und der Drohung 3...c3-c2+ 4.Lf4-d2 Db2xc1# konfrontiert, und dagegen half keine Medizin mehr: 3.Tc1-c2 Db2-b1+ 4.Lf4-c1 Lb4-a3 5.Sf3-g5 f6-f5 und Weiß gab auf.


  



  Erstveröffentlichung am 11. September 2001
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  PROFI/557: Marko Huck mit der Brechstange gegen Mirko Larghetti (SB)


  

  



  WBO-Weltmeister setzt sich recht mühsam nach Punkten durch


  Marco Huck hat vor 5150 Zuschauern in Halle/Westfalen den Titel der WBO im Cruisergewicht erfolgreich gegen Mirko Larghetti verteidigt. Der Italiener hielt tapfer volle zwölf Runden durch, mußte sich aber am Ende nach Punkten geschlagen geben (116:112, 116:112, 118:110). Für den 29jährigen Weltmeister stehen nun 38 Siege, zwei Niederlagen sowie ein Unentschieden zu Buche. Der zwei Jahre ältere Herausforderer hat nach 21 gewonnenen Auftritten erstmals verloren. Da Huck, der den Titel seit 2009 hält, den Gürtel bei seinem Erfolg im Gerry Weber Stadion zum 13. Mal verteidigt hat, stellte er den Rekord des Briten Jonny Nelson ein, der von 1999 bis 2006 Champion im Cruisergewicht war.


  Der aus Bielefeld stammende und damit mehr oder minder vor heimischem Publikum boxende Huck bot in den ersten sechs Runden eine insgesamt überzeugende Vorstellung. Er kämpfte aus einer sicheren Doppeldeckung und ließ mit seiner blitzschnell geschlagenen linken Führhand den Italiener kaum zur Entfaltung kommen. Der Außenseiter kassierte klare Kopftreffer, schlug aber in der dritten Runde erstmals erfolgreich zurück und holte sich deshalb auch diesen Durchgang.


  Nach der Hälfte des Kampfs legte der Weltmeister jedoch eine Pause ein, so daß Larghetti nun immer besser zum Zuge kam. Während der Champion nachlässiger wurde, punktete sein Gegner fleißig. Huck vergaß nun zusehends seine Führhand und setzte immer wieder auf wilde Schläge, die jedoch wenig einbrachten. Nach der achten Runde platzte Trainer Ulli Wegner der Kragen: "Was ist denn los? Sei doch entschlossener!" Ab der zehnten Runde wurde Huck dann wieder stärker, während Larghetti nun rasch abbaute. Nach einigen weiteren schweren Treffern und von zwei Rißwunden schwer gezeichnet wollte der Herausforderer aufgeben. "Ich schaffe es nicht mehr, ich kann nicht mehr", sagte er schwer atmend in der Pause, doch sein Trainerteam überredete ihn, den Kampf durchzustehen. [1]


  Als der Zeitnehmer das Klopfzeichen für die letzten zehn Sekunden der zwölften Runde gab, stürmte Huck los und schlug unablässig auf seinen Gegner ein. Larghetti, der sich bis dahin als ebenso unbequemer wie mutiger Kontrahent erwiesen hatte, brach unter dem Dauerfeuer zusammen. Die letzten schweren Kopftreffer, unter denen der Herausforderer zu Boden gehen mußte, schlugen mit dem Schlußgong ein, weshalb der Kampf zunächst als Punktsieg gewertet wurde. Auch die Fernsehbilder belegen nicht eindeutig, ob der entscheidende Treffer zeitgleich mit dem Gong oder erst kurz danach erfolgt war. Der Verband WBO kündigte eine genaue Prüfung des dramatische Kampfendes und gegebenenfalls eine Korrektur des Urteils an.


  Larghetti ärgerte sich hinterher: "Am Anfang war das ganz gut und hat sich gut entwickelt für mich. Dann ist es aber anders ausgegangen." Sein Trainer Mario Massai bemängelte die Untätigkeit des Ringrichters: "Es gab unfaire Aktionen von Huck, bei denen der Ringrichter hätte dazwischengehen müssen." Der Italiener fehlte auf der anschließenden Pressekonferenz, da er ins Bielefelder Klinikum gefahren war, um dort seine Verletzungen untersuchen zu lassen. Grund zur Sorge gebe es nicht, hieß es hinterher.


  "Der Mann hat mir alles abverlangt", sagte der erfolgreiche Titelverteidiger nach dem Kampf. "Ich ziehe meinen Hut vor seiner Leistung. Aber wenn man nach oben will, muß man die Besten schlagen. Die Leistungserwartungen an mich sind immer hoch." Wie Huck einräumte, wollte er zunächst "einen Schönheitspreis gewinnen". Am Ende habe er sich jedoch gesagt: "Hol mal die Brechstange raus. Und dann gibt es kein Zurück mehr. Wohin ich schlage, wächst kein Gras mehr", hatte der Champion schon wieder Oberwasser. [2]


  "Marco hat einfach zuviel zugelassen", kritisierte der 72jährige Ulli Wegner. Außerdem monierte der Trainer das Zaudern seines Schützlings. Er habe an diesem Abend den entschiedenen Einsatz vermissen lassen. Auf die mutmaßlichen Gründe für dieses Manko ging der erfahrene Boxlehrer an dieser Stelle nicht ein. Was einen möglichen Wechsel ins Schwergewicht betrifft, attestierte Wegner seinem Boxer zwar die erforderliche Trefferwirkung, um dort bestehen zu können. Es fehle ihm jedoch manchmal die richtige Einstellung, ohne die er im Schwergewicht nichts verloren habe.


  Der in Sheffield lebende Johnny Nelson verfolgte den Kampf in Halle vor Ort und gratulierte dem Weltmeister. Auf seinem eigenen Niveau sehe er Huck aber nicht, merkte der in England als Experte im Fernsehen tätige 47jährige skeptisch an: "Marco glaubt doch selbst nicht, daß er wirklich der Beste der Welt ist. Außerdem ist er erst ein wirklicher Champion, wenn er seinen Titel auch außerhalb seines Heimatlandes verteidigt hat." So wie es Nelson tat, der dafür in Deutschland, Dänemark, Italien und in den USA aufgetreten ist. Das wollte Marco Huck nicht gelten lassen: "Soll er doch sagen, was er will. Ich bin die absolute Nummer eins und der Star im Cruisergewicht. Ich boxe jeden, den mir mein Promoter vor die Fäuste setzt."


  Vor zweieinhalb Jahren machte Marco Huck einen Ausflug ins Schwergewicht, wo er Alexander Powetkin nur knapp unterlag. Promoter Kalle Sauerland plant nun eine Titelvereinigung im Cruisergewicht gegen den polnischen WBC-Champion Krzysztof Wlodarczyk. [3] Danach soll sich Huck im Schwergewicht etablieren, da die Möglichkeiten im angestammten Limit begrenzt seien. Der Titelkampf gegen Powetkin im Jahr 2012 sei "auf Augenhöhe" verlaufen, so Sauerland, der einen Fuß in die Tür zu den USA stellen möchte, wo beispielsweise ein Duell mit dem Polen Tomasz Adamek vorstellbar sei.


  Während ARD-Experte Henry Maske dieses Ziel für realistisch hielt, empfahl Hucks Teamkollege Arthur Abraham den Verbleib im Cruisergewicht. Der frühere Weltmeister Sven Ottke erklärte lapidar, daß man über das Schwergewicht nicht zu reden brauche, da Huck noch zahlreiche Auftritte im Cruisergewicht geben könne. Marco Huck selbst verkündete selbstbewußt, er gehe keiner Herausforderung aus dem Weg und sei für alles bereit, sogar für Wladimir Klitschko: "Er bekommt Schwierigkeiten, wenn er unter Druck gerät. Und wenn ich treffe, geht er baden."


  Trainer Ulli Wegner dürfte in den kommenden Tagen und Wochen alle Hände voll zu tun haben, den durchwachsenen Auftritt gegen den wesentlich schwächer eingeschätzten Mirko Larghetti kritisch zu analysieren und seinen Schützling wieder auf den Boden boxerischer Tatsachen und Erfordernisse herunterzuholen.


  

  Fußnoten:


  [1]http://www.welt.de/sport/article131769430/Volltreffer-beim-Schlussgong-K-o-Debatte-um-Huck.html


  [2]http://newsticker.sueddeutsche.de/list/id/1610868


  [3]http://www.spiegel.de/sport/sonst/boxen-marco-huck-besiegt-mirko-larghetti-im-cruisergewicht-a-989042.html
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  FORSCHUNG/454: Landnutzungstrends in Deutschland trotz politischer Veränderungen stabil (idw)


  



  Humboldt-Universität zu Berlin - 29.08.2014


  Landnutzungstrends in Deutschland trotz politischer Veränderungen stabil


  HU-Geographen an Veröffentlichung in der Fachzeitschrift Global Environmental Change beteiligt


  



  Zwei Weltkriege, die Trennung in Ost- und Westdeutschland sowie der EU-Beitritt stellten drastische sozio-ökonomische und institutionelle Veränderungen in der Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert dar. Ein Forscherteam des Geographischen Instituts der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) fragte gemeinsam mit Kollegen des Leibniz-Instituts für Agrarentwicklung in Transformationsökonomien (IAMO) und vom Institut für Soziale Ökologie der Alpen-Adria Universität Klagenfurt im Rahmen eines EU-Forschungsprojektes: "Welchen Einfluss hatten diese politischen Umwälzungen auf die Landnutzung?". Das in der aktuellen Online-Ausgabe der Global Environmental Change veröffentlichte Ergebnis zeigt Erstaunliches: Landnutzungstrends verliefen seit dem späten 19. Jahrhundert überraschend stabil und in Ost- sowie Westdeutschland sehr ähnlich. Die graduelle Industrialisierung der Landwirtschaft wurde insgesamt kaum durch politische Faktoren beeinflusst.


  Oftmals führen institutionelle Veränderungen, Wirtschaftskrisen und politische Umbrüche zu starken Änderungen in der Landnutzung. Erwartet hatten die Forscher deshalb, dass sich die zahlreichen Umwälzungen, welche Deutschland im 19. und 20. Jahrhundert durchlaufen hat, stärker widerspiegeln würden. "Überraschenderweise verliefen die deutschlandweiten Landnutzungsänderungen in den vergangenen 130 Jahren insgesamt sehr stetig", erklärt Tobias Kümmerle, Professor am Geographischen Institut der HU. "Selbst während der Trennung Deutschlands in Ost und West sehen wir sehr ähnliche Landnutzungstrends - trotz der gegensätzlichen politischen und ökonomischen Paradigmen." Zunächst dominierte in beiden Teilen die Notwendigkeit zur Produktionssteigerung. Seit den 1980er Jahren rückten jedoch die Aspekte der Effizienzsteigerungen und eine Minderung der negativen Umweltfolgen von intensiver Landwirtschaft vermehrt in den Vordergrund von Ost und West. Einziger Einschnitt in der Entwicklung war jedoch die Deutsche Einigung, die nach 1990 zu einem klaren Bruch in den Langzeittrends in Ostdeutschland führte. Hier ist insgesamt eine deutliche Effizienzsteigerung in der ostdeutschen Landwirtschaft zu erkennen.


  Als Methode zur Analyse der langzeitlichen Landnutzungsveränderungen wurde der sozial-ökologische Indikator HANPP (Human Appropriation of Net Primary Production) gewählt. Dieser misst, wie viel der jährlich durch Pflanzenwachstum potenziell neu gebildeten Biomasse durch Ernte in Land-und Forstwirtschaft sowie durch die Ausdehnung landwirtschaftlicher Flächen von Menschen genutzt wird. Die Studie zeigt einen starken Anstieg der Erntemengen zwischen 1883 und 2007, obwohl landwirtschaftliche Flächen in Deutschland in dieser Zeit stark abnahmen. Ermöglicht wurden diese Ernteanstiege insbesondere durch höhere Erträge bei gleichzeitig deutlich abnehmenden Ernteverlusten. Obwohl die Biomassenutzung im Untersuchungszeitraum anstieg, fanden die Forscher deshalb insgesamt sogar eine relative Abnahme des Anteils der verfügbaren Biomasse von 75 Prozent auf 62 Prozent im 20. Jahrhundert.


  Aus der Sicht des Forscherteams zeigen die Ergebnisse deutlich, dass die Intensivierung von Landnutzung - als Ergebnis der Verfügbarkeit neuer Technologien, des massiven Einsatzes von Düngemitteln und fossiler Energie sowie dem Strukturwandel in ländlichen Räumen - als dominanter Trend über den gesamten Untersuchungszeitraum beobachtet werden kann. "In vielen Teilen der Welt erfolgt Landnutzung momentan auf nicht nachhaltige Weise", erläutert Maria Niedertscheider, Erstautorin der Studie und Nachwuchswissenschaftlerin an der Universität Klagenfurt. "Dass die von uns analysierten Landnutzungstrends so resilient gegenüber politischen und institutionellen Veränderungen waren, zeigt auch, dass es sehr schwierig sein kann, diese Trends kurzfristig zu verändern." Tiefgreifende Änderungen in Konsummustern, technologischen Rahmenbedingungen und demographischen Strukturen seien in vielen Fällen nötig, um Transformationen zu nachhaltigeren Landnutzungssystemen zu erreichen.


  Originalpublikation:

  Niedertscheider, M., T. Kuemmerle, D. Müller and K.-H. Erb (2014). "Exploring the effects of drastic institutional and socio-economic changes on land system dynamics in Germany between 1883 and 2007." Global Environmental Change 28: 98-108.


  

  Weitere Informationen finden Sie unter

  http://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959378014001113 Pdf zur Publikation


  Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

  http://idw-online.de/de/news601166


  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution46


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Humboldt-Universität zu Berlin, Susanne Cholodnicki, 29.08.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INTERVIEW/150: Klimarunde, Fragestunde - defensiv zur Sicherheit ...  Prof. Jürgen Scheffran im Gespräch (SB)


  



  Climate Engineering Conference 2014: Critical Global Discussions


  Scandic Hotel, Berlin, 18. - 21. August 2014


  Prof. Jürgen Scheffran über einen differenzierten Sicherheitsbegriff, das Konfliktpotential des Klimawandels und die Frage, ob Militär und Wirtschaft Interesse an Geoengineering haben


  



  Prof. Jürgen Scheffran zählt zu den wenigen Wissenschaftlern in Deutschland, die sowohl ein Standbein in den Naturwissenschaften als auch in der Friedens- und Konfliktforschung haben. Seit August 2009 ist er Professor für Klimawandel und Sicherheit im Fachbereich Geographie des KlimaCampus der Universität Hamburg. Davor hatte er fünf Jahre lang in verschiedenen Funktionen an der Universität von Illinois in Urbana-Champaign gelehrt und geforscht. Zwischen 2001 und 2004 war er wissenschaftlicher Mitarbeiter am Potsdam Institut für Klimafolgenforschung (PIK).
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  Prof. Jürgen Scheffran

  Foto: © 2014 by Schattenblick

  



  Zugleich ist Prof. Scheffran Mitbegründer des International Network of Engineers and Scientists Against Proliferation (INESAP), das im Jahr 2000 den Göttinger Friedenspreis erhalten hat, und Mitglied im Council des International Network of Engineers and Scientists for Global Responsibility (INES). Außerdem sitzt er im Beirat der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW), die 1959 von einer Gruppe Atomwissenschaftler gegründet worden war, die sich als "Göttinger 18" öffentlich gegen eine atomare Bewaffnung der Bundeswehr ausgesprochen hatten.


  Auf der "Climate Engineering Conference 2014: Critical Global Discussion", zu der das IASS (Institute for Advanced Sustainability Studies) vom 18. bis 21. August 2014 nach Berlin eingeladen hatte, leitete Prof. Scheffran gemeinsam mit Achim Maas von der IASS die Session "Risks and Conflict Potential of Climate Engineering" (Risiken und Konfliktpotential von Climate Engineering). Im Anschluß an die Session beantwortete Prof. Scheffran dem Schattenblick einige Fragen.


  

  Schattenblick (SB): In der Session zum Thema Risiken und Konfliktpotential des Climate Engineering, an der Sie als Referent teilgenommen haben, wurde die Frage aufgeworfen: "What kind of security?" Ich möchte die Frage an Sie weiterreichen, denn angesichts der politischen Spannungen in der Welt wird es deutlich, daß jede Regierung einen anderen Sicherheitsbegriff hat. Wie definieren Sie Sicherheit?


  Prof. Jürgen Scheffran (JS): Die Sicherheit wird immer von den Akteuren definiert, die betroffen sind. Wenn man Staaten nimmt, dann sprechen die von nationaler Sicherheit und dann ist alles, was sozusagen die Institutionen gefährdet, auch eine Sicherheitsbedrohung, inklusive der militärischen Bedrohung. Aber auch die Beeinträchtigung der Gewaltmonopols etwa stellt für einen Staat eine Bedrohung dar. Wenn man die menschliche Ebene nimmt, dann kann jedes Individuum in seiner Existenz gefährdet sein, und dann spricht man in der Regel von menschlicher Sicherheit - wenn also wesentliche Werte von Individuen beeinträchtigt werden, inklusive des Verlustes von Menschenleben und der Gesundheit. Es gibt aber auch die Möglichkeit, von internationaler Sicherheit zu sprechen, wenn das Staatensystem in seiner Wechselwirkung und die internationalen Beziehungen gefährdet sind, oder auch von ökonomischer Sicherheit, wenn es um die Bedrohung von ökonomischen Systemen geht.


  SB: Heißt das, daß es keinen übergreifenden Sicherheitsbegriff gibt und dieser immer differenziert werden muß?


  JS: Nein, die Gemeinsamkeit ist letztlich die Bedrohung von bestimmten Werten für bestimmte Akteure.


  SB: In der Wissenschaft wurde in den Jahren 2009, 2010 eine Debatte über die Frage begonnen, ob ein Zusammenhang zwischen Klimawandel und Konflikten nachweisbar ist. An der Debatte waren unter anderem auch Sie beteiligt. Wie kommt es zu so unterschiedlichen Bewertungen?


  JS: Es kommt daher, daß verschiedene Daten zugrunde gelegt werden. Jede wissenschaftliche Frage ist ja auch aus einem bestimmten Interesse her abgeleitet. Wenn man zum Beispiel zeigen möchte, daß Klimawandel zu Gewaltkonflikten führt, konzentriert man sich möglicherweise auf die Daten, die die eigene These stützen. Wenn man dagegen zeigen möchte, daß Klimawandel keinen Einfluß auf Gewaltkonflikte hat, kann man sich nur auf die Daten beschränken, die die eigene Ansicht bestätigen. Die Frage ist nun, ob es letztlich eine übergeordnete Instanz gibt, die alle Daten auswertet und zeigt, unter welchen Bedingungen Klimawandel zu Konflikten führt oder nicht. Denn es gibt ja Studien, die das gezeigt haben, und es gibt Studien, die das nicht gezeigt beziehungsweise die keinen signifikanten Zusammenhang gefunden haben. Deswegen ist die Crux bei der gesamten Diskussion eigentlich, das als universelle These anzusehen, und da denke ich, kann man nicht sagen, daß Klimawandel universell zu Gewaltkonflikten führt. In bestimmten Regionen, in bestimmten historischen Kontexten für bestimmte Ressourcen, in Verbindung mit anderen Faktoren führt er zu Konflikten und in anderen Fällen nicht.


  SB: Läßt sich ein Beispiel für einen aktuellen Konflikt oder einen aus der jüngeren Zeit nennen, von dem Sie sagen würden, daß das Klima einen nennenswerten Einfluß darauf ausgeübt hat?


  JS: Es wurden schon mehrere Konflikte als Klimakonflikte charakterisiert, beispielsweise der Darfur-Konflikt in Sudan. Da gibt es Elemente, die durch Ressourcen und klimatische Variablen beeinflußt werden, zum Beispiel das Verhältnis zwischen Bauern und Nomaden. Allerdings haben diese beiden gesellschaftlichen Gruppen in der Vergangenheit immer wieder Konfliktlösungsmöglichkeiten gefunden, indem sie zum Beispiel bestimmte Regeln aufstellten, wann die Nomaden durch die Felder der Bauern ziehen dürfen und wann nicht.


  Nun wurde dieses Regelwerk durch den Gewaltkonflikt zwischen der Regierung und den Rebellen gestört. Das Verhältnis der gesellschaftlichen Gruppen ist durch die staatliche Frage sozusagen transformiert worden, insbesondere durch die Separation von Südsudan, wobei hier die Ölressourcen ein wichtiger Faktor waren. Natürlich wird das Verhältnis der gesellschaftlichen Gruppen, das auch von klimatischen Variablen geprägt ist, viel stärker durch solch eine politische Konstellation beeinflußt. Ähnliches kann man für Konflikte in Kenia und anderen Ländern aufzeigen: Umwelt ist ein Faktor, wenngleich es schwer ist zu sagen, wie groß sein Anteil an den Konflikten ist.


  SB: Sind neben den Voraussetzungen von Konflikten auch deren Lösungen Bestandteil Ihrer geographischen Forschungen?


  JS: Ja, Konfliktlösungen, Kooperationen und die Frage, unter welchen Bedingungen sie entstehen. Denn die Menschheit könnte gar nicht existieren, wenn sie sich nur in Kriegen und Konflikten entwickelt hätte. Dann wären die Kosten, Schäden und Opfer einfach zu groß. Von daher bringt, evolutionär gesehen, Kooperation einen Vorteil.


  



  [image: Der Zeitraum 1950-1970 war ungewöhnlich feucht, der Zeitraum 1970 bis 1990 extrem trocken. - Diagramm: Benedikt.Seidl, freigegeben als gemeinfrei via Wikimedia Commons]


  Abweichung der Niederschlagsmenge vom Mittelwert des 20. Jahrhunderts in der Sahelzone. Die Balken unterhalb der Nullinie zeigen, daß die Niederschlagsmenge ab Ende der 1960er Jahre deutlich abgenommen hat. Diagramm: Benedikt.Seidl, freigegeben als gemeinfrei via Wikimedia Commons

  



  SB: Im Oktober dieses Jahres wird der Synthesebericht des 5. Sachstandsberichts des Weltklimarats veröffentlicht. Inwiefern wird in diesem Bericht oder den ihm vorausgegangenen drei Teilberichten der Problembereich Klimawandel und Sicherheit thematisiert?


  JS: Im wesentlichen von der Arbeitsgruppe 2 zu Anpassung und Vulnerabilität, also der Verwundbarkeit, und zwar im Kapitel 12, das sich mit humaner Sicherheit beschäftigt, und Kapitel 19, wo verschiedene Risiken, insbesondere Gewaltkonflikte, in den Blick genommen werden. Die beiden Kapitel kommen teilweise zu unterschiedlichen Ergebnissen. Das zu humaner Sicherheit ist etwas vorsichtiger hinsichtlich des empirisch nachgewiesenen Zusammenhangs formuliert, während das Kapitel zu den Risiken etwas dramatischer ausgefallen ist.


  SB: Sie kommen bei Ihrer Arbeit vermutlich häufiger mit Regierungsvertretern zusammen. Wie ist Ihr persönlicher Eindruck, werden von seiten der Politik die unterschiedlichen Sicherheitsbedürfnisse von Menschen, von Regionen oder von anderen Regierungen wahrgenommen und berücksichtigt oder sehen Sie da manchmal noch Nachholbedarf?


  JS: Das hängt ganz von der Abteilung innerhalb der Regierung ab. Wenn man zum Beispiel das Außenministerium nimmt, so hat das andere Interessen als das Verteidigungsministerium oder das Innenministerium. Noch wieder anders sieht das das Wirtschaftsministerium. Die haben ganz andere Schwerpunkte. Es gibt auch den Begriff der Inneren Sicherheit, der ganz anderes ausfällt als der der äußeren Sicherheit. Die Ministerien kommen dann zu unterschiedlichen Ergebnissen gerade auch bei der Bewertung von Klimawandel.


  SB: Vor einigen Jahren pflanzte Rußland eine Flagge in den Meeresboden am Nordpol. In den Medien wurde die Diskussion aufgebracht, daß die Arktis zu einem neuen Konfliktgebiet werden könnte. Nun scheint sie sich aber als politisch stabil zu erweisen, denn trotz der Ukrainekrise wollen Rußland und die USA dort gemeinsam Öl fördern. Wie kommt diese Stabilität zustande?


  JS: Ich würde nicht von Stabilität sprechen. Das liegt einfach daran, daß die Entdeckung neuer Vorräte die Frage aufwirft, wem sie gehören und innerhalb welcher nationalen Grenzen sie liegen. Da gibt es schon Differenzen in der Grenzziehung zwischen den USA, Kanada, europäischen Staaten und Rußland. Und Rußland wollte mit der Aktion symbolisch dokumentieren, daß es Teil dieses "Spiels" um die Ressourcen ist.


  Nun ist Rußland kapitalistisch geprägt wie die anderen Länder auch. Das heißt, da spielen private Interessen eine massive Rolle, und diese privaten Firmen sind oftmals grenzüberschreitende Konzerne. Denen ist es egal, ob sie in Rußland Gewinn machen oder in Europa. Von daher haben diese Unternehmen zunächst einmal Interesse an der Ausbeutung der Ressourcen und nicht unbedingt daran, das Problem kriegerisch zu lösen. Aber die Konfliktlage kann in Zukunft weiter verschärft werden, weil das Verhältnis zwischen Rußland und dem Westen angespannter wird, und da ist dann die Ressourcenfrage neu zu stellen.


  SB: In der heutigen Session hat der britische Wissenschaftler Nightingale [1] die These vertreten, daß das Militär ein massives Interesse daran hat, Geoengineering zu betreiben. Gibt es denn schon Hinweise konkreterer Art darauf, daß die Manipulation des Klimas ebenso wie die des Wetters das Interesse des Militärs geweckt hat? Wurden dazu schon Forschungsberichte aus dem militärischen Bereich öffentlich gemacht?


  JS: Ich denke, das Militär verhält sich zunächst einmal abwartend und vorsichtig. Es existieren Berichte, wonach über die mögliche Gefahrenlage Informationen zusammengezogen werden sollen, um politische Entscheidungen vorzubereiten. Das Militär denkt generell in zukünftigen Risiken, Gefahren und Bedrohungen, die es zunächst einmal verstehen will. Das heißt nicht, daß das Militär sich selbst schon als Lösung all dieser Probleme ansieht.


  Das Militär selbst ist prädestiniert für die Entwicklung und den Einsatz von Gewaltmitteln. Die Frage lautet nun: Welche Gewaltmittel können zusammen mit Climate Engineering zum Einsatz kommen? Und da gibt es einige Technologien - Flugzeuge, Raketen, Schiffe, vielleicht sogar Satelliten -, die als Teil des komplexen Gesamtsystems von Climate Engineering eine Rolle spielen und vom Militär verwendet werden könnten. Aber das könnte möglicherweise auch an private Unternehmen, die Auftragnehmer vom Militär sind, ausgelagert werden.


  SB: Bei dieser Konferenz sind aus verschiedenen Weltregionen Geoengineering-Experten zusammengekommen, die sicherlich unterschiedliche Interessen haben und unterschiedliche Schlußfolgerungen ziehen. Rechnen Sie damit, daß irgendwo in der Welt in Zukunft Geoengineering im Sinne von Solar Radiation Management - SRM - betrieben wird?


  JS: Allgemein sind SRM-Technologien, die auf das Management der Sonneneinstrahlung zielen, nicht sehr hoch angesehen, weil sie mit vielen Unsicherheiten, Unwägbarkeiten und auch Risiken verbunden sind. Aber viele Experten sind der Ansicht, daß es die wirksamste Technologie ist - wirksam, aber auch riskant. Die Frage ist nun, wie eine Weltsituation aussehen muß, damit relevante Akteure dieses zusätzliche Risiko in Kauf nehmen. Letztlich läuft das somit auf eine Risikoabwägung hinaus. In der jetzigen Situation ist das Risiko nicht hoch genug, um diese Technologien für sich zu implementieren. Aber teilweise werden sie zumindest erforscht. Wobei andere Technologien, die aufgrund der geringeren Risiken eine höhere Akzeptanz erreichen, wie zum Beispiel das Anpflanzen von Wäldern und die Produktion von Biomasse, einen Vorteil haben.


  



  [image: Kartenprojektion des Nordpolarmeeres mit dem Nordpol im Zentrum und davon ausgehend farblich voneinander abweichenden Sektoren der Anrainerstaaten Rußland, USA, Kanada, Dänemark und Norwegen - Karte: rdb, freigegeben als CC BY-SA 3.0 [http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/] via Wikimedia Commons]


  Vorschlag zur sektoralen Aufteilung des Nordpolargebietes zwischen den Anrainerstaaten. Die Hoheitsrechte über den größten Teil der Arktis sind nach dem Internationalen Seerechtseinkommen geregelt und gehören zu den Ausschließlichen Wirtschaftszonen der Anrainerstaaten. Nur im unmittelbaren Bereich des Nordpols gibt es ein kleines Gebiet, das von mehreren Staaten beansprucht wird.

  Karte: rdb, freigegeben als CC BY-SA 3.0 [http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/] via Wikimedia Commons

  



  SB: Sie hatten in Ihrem Vortrag ungefähr 20 offene Fragen zum Climate Engineering gestellt. Stellt sich angesichts so großer Unsicherheiten nicht die Frage, ob das Risiko insgesamt zu groß ist, als daß man sich überhaupt weiter damit beschäftigen sollte?


  JS: Ja, aber was heißt "beschäftigen"? Beschäftigen kann vieles heißen, beispielsweise darüber nachdenken, Modelle entwickeln, Meßapparaturen installieren oder selbst schon kleine Experimente durchführen. Die Frage des Beschäftigens ist sehr weit gefaßt. Was wir jetzt machen, darüber zu reden und zu denken - auch ein Journalist denkt darüber nach -, ist das schon Beschäftigung? Ist das schon riskant? Man gewöhnt sich natürlich schon an gewisse Dinge. Wenn man dreißigmal auf einer Konferenz darüber nachgedacht und sich mit anderen Wissenschaftlern ausgetauscht hat, gewöhnt man sich an den Gedanken, daß das irgendwann existiert. Und damit gibt es einen schrittweisen Übergang von dem Gedachten zum Realisierten, mit allen möglichen Grauzonen dazwischen.


  SB: Sie haben eine Zeitlang in den USA geforscht und gelehrt und kennen vermutlich die amerikanische Mentalität des In-die-Hände-Spuckens und Anpackens genauer. Wissen Sie, wie konkret Geschäftsmodelle in Verbindung mit Geoengineering bereits gediehen sind?


  JS: Im Moment ist noch nicht viel Geld damit zu holen. Ich schätze es eher so ein, daß bestehende Unternehmen ihren jeweiligen Produktionszweig in der Richtung weiterentwickeln würden, wenn es ihnen Gewinnperspektiven eröffnet. Am weitesten gediehen sind solche Vorhaben vielleicht bei der Bioenergie und der Biotreibstoffproduktion. Da gibt es ein großes Unternehmen in Illinois, das versucht, das mit Carbon Capture and Sequestration [2] zu verknüpfen. Ein bereits bestehender Unternehmenszweig macht dann Pilotprojekte, um Kohlenstoff unterirdisch zu speichern. So kann natürlich sukzessive eine Infrastruktur entstehen. Das gleiche gilt für andere Technologien, zum Beispiel wenn man erforscht, wie bestimmte Substanzen im Ozean auf das Ökosystem wirken oder auch auf die Bodenstruktur an Land. Da wird also sukzessive die eigene Expertise ausgebaut. Das macht eigentlich jeder, der sich mit Climate Engineering beschäftigt. Er geht von dem Bestehenden aus und bewegt sich in diese Richtung weiter.


  SB: In der Session vorhin wurde über die Frage diskutiert, ob in Zukunft China und die USA auf dem Gebiet des Climate Engineerings zusammenarbeiten oder nicht. Die Europäische Union, so wurde konstatiert, werde dann nur Zaungast sein. Warum wäre das ein Problem, wenn die EU nicht an vorderster Stelle mitmischte?


  JS: Die EU setzt weiterhin sehr stark auf die Vermeidung von Emissionen und möchte diese Politik auch nicht aufgeben. Gleichzeitig will sie sich nicht alle Perspektiven der Zukunft verbauen, wenn andere Länder jetzt auf Climate Engineering setzen würden. Die EU würde sicherlich noch eine ganze Weile dagegen argumentieren - aus gutem Grund -, daß Climate Engineering implementiert wird. Das läßt andere Länder dann zögern, denn die EU ist ein mächtiger Akteur. Ich sehe aber nicht, daß die USA, Rußland oder China jetzt schon stark vorpreschen. Deswegen kann die EU ruhig in einer Wartehaltung bleiben und schauen, wie sich das Ganze entwickelt.


  SB: Wobei es innerhalb der EU durchaus große nationale Unterschiede zu geben scheint. Die Briten haben mit ihrem SPICE-Projekt [3] schon einen Schritt voran gemacht, sind aber wieder zurückgekehrt. In Deutschland gibt es Wissenschaftler wie Prof. Schellnhuber [4], der sich deutlich dagegen ausgesprochen hat. Er sagt, es sollte um Klimaschutz- und -anpassung sowie um Energieeffizienz gehen. Demnach ist die EU kein einheitlicher Block.


  JS: Nein, das ist sie nicht, aber es wird dazu sicherlich so etwas wie einen Vereinheitlichungsprozeß geben.


  SB: Mit Climate Engineering befassen sich verschiedene Forschungsrichtungen. Sie selbst forschen zu Klimawandel und Konflikten, andere beispielsweise zu Modellen, wieviel CO2 der Atmosphäre entzogen werden muß, um die Erderwärmung zu stoppen. Wie läuft die Kommunikation mit Forschern jenseits des eigenen Tellerrands?


  JS: Die kommt in Gang. Das sind ja alles auch wieder eigene Communities, selbst zu jeder einzelnen Technologie. Da kennen sich die Leute untereinander natürlich besser, das gilt auch für die Konfliktforscher oder die Ökonomen. Hier auf der Konferenz ist natürlich einmal eine Gelegenheit, bei der die Vertreter der verschiedenen Fächer zusammenkommen und an den gleichen Sitzungen teilnehmen.


  Es ist immer auch ein Kommunikationsproblem. Die Ökonomen und die Soziologen und die Geographen, die haben alle ihre eigene Sprache, ihr eigenes Wissenschaftssystem im Kopf. Sie verstehen einander nicht immer. Aber man muß einfach auch die Sprache der anderen Disziplinen lernen, damit man zusammenarbeiten kann. Das gilt jetzt nicht nur für dieses Thema!


  SB: Nein, sicherlich nicht. Herr Scheffran, vielen Dank für das Gespräch.


  



  [image: Kurvendiagramm der Aerosolanteile der Atmosphäre von 1981 bis 2005. Hohe Aerosolwerte durch Vulkanausbrüche des El Chichon (1982) und Pinatubo (1991) - Grafik: Michael Mishchenko, NASA]


  Die Sonneneinstrahlung reflektierenden Aerosole haben weltweit seit dem Ausbruch des philippinischen Vulkans Pinatubo 1991 abgenommen (rote Linie). Auswertung von Satellitendaten im Rahmen des Global Aerosol Climatology Project.

  Ein an den natürlichen Vulkanismus angelehntes, theoretisches Konzept zum Climate Engineering sieht vor, den Aerosolanteil der Atmosphäre künstlich zu erhöhen, um einen Abschattungseffekt zu erzeugen. Die Unsicherheiten dieses Solar Radiation Managements (SRM) werden von Wissenschaftlern als sehr hoch eingeschätzt.

  Grafik: Michael Mishchenko, NASA

  



  

  Fußnoten:

  

  [1]Prof. Paul Nightingale, University of Sussex. Er hielt den Vortrag: "The Security Implications of Geoengineering. Blame and Critical Infrastructure." (Die Sicherheitsimplikationen von Geoengineering: Schuld und kritische Infrastruktur)

  Ein Schattenblick-Interview mit dem Referenten folgt in Kürze.


  [2]Carbon Capture and Sequestration - Abfangen und Verflüssigen von Kohlenstoff aus den Kraftwerksabgasen zum Zwecke seiner Lagerung, so daß das klimawirksame Gas nicht in die Atmosphäre gelangt.


  [3]SPICE Project - Stratospheric Particle Injection for Climate Engineering (Stratosphärische Partikelinjektion für Climate Engineering).

  Bestandteil dieser Forschung war ein Experiment, bei dem mittels eines Ballons Wasserdampf erzeugt werden sollte, um zu erforschen, ob und wie das technisch machbar ist. Wasserdampf in der Atmosphäre könnte unter Umständen die Sonneneinstrahlung verringern, was die Erderwärmung bremsen würde, so die Vorstellung.


  [4]Prof. Hans Joachim Schellnhuber, Direktor des Potsdam Instituts für Klimafolgenforschung. Er hat am ersten Tag der Konferenz an einer Podiumsdiskussion teilgenommen, die den Titel trug: "Climate Politics at the Crossroads: Is Climate Engineering a Wrench in the Works or a Tool in the Toolbox?" (Klimapolitik am Scheideweg: Ist Climate Engineering Sand im Getriebe oder ein Werkzeug aus dem Werkzeugkasten?)


  

  Zur "Climate Engineering Conference 2014" sind bisher in den Pools

  INFOPOOL / UMWELT / REPORT / BERICHT

  und

  INFOPOOL / UMWELT / REPORT / INTERVIEW

  unter dem kategorischen Titel "Klimarunde, Fragestunde" erschienen:


  BERICHT/088: Klimarunde, Fragestunde - für und wider und voran ... (SB)

  Ein Einführungsbericht


  INTERVIEW/149: Klimarunde, Fragestunde - Hört den Wind ...Pene Lefale im Gespräch (SB)


  31.August 2014
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  MARKT/022: Tag der offenen Tür mit Blumenzwiebelmarkt - NABU-Naturgarten, 7.9. (NABU HH)


  



  NABU Landesverband Hamburg - 29. August 2014


  Blüten und Bienen im Naturgarten


  Tag der offenen Tür im NABU-Naturgarten am 7. September von 11-17 Uhr / Verkauf von Blumenzwiebeln


  



  Die Tage werden wieder kürzer und der Sommer neigt sich langsam dem Ende zu. Für die vorausschauenden Gartenexperten des NABU ist dies die richtige Zeit, um schon an die nächste Gartensaison zu denken. Am Sonntag, den 7. September 2014 verkaufen sie Blumenzwiebeln am Tag der offenen Tür im NABU-Naturgarten, die im kommenden Frühjahr für erste Farbkleckse sorgen sollen. An diesem Tag ist der Garten von 11 bis 17 Uhr geöffnet. Garten- und Naturfreunde haben in dieser Zeit die Chance, sich Anregungen für die nächste Gartensaison zu holen, Fragen an die NABU-Aktiven zu richten und den Naturgarten in Ruhe zu genießen.


  Der NABU-Naturgarten wurde 1993 eröffnet und ist als Schaugarten konzipiert. Auf einer Fläche von 1.500 Quadratmetern wird praxisnah gezeigt, wie man vor seiner eigenen Haustür einen Beitrag zur Artenvielfalt leisten kann: Statt Gemüsebeeten gibt es eine Kräuterspirale. Die Rasenfläche ist ein Magerrasen und wird durch Trockenmauer, Wildkräuter-Acker, Teich und Knick ergänzt. Einfache Versteckhilfen für Tiere wie Totholz- und Steinhaufen schaffen neue Lebensräume.


  Der NABU-Naturgarten (Parzelle 185) liegt im Kleingartenverein "Birkenhain", Bebelallee / Ecke Deelböge (etwa 3 Gehminuten von der U1, Haltestelle Lattenkamp). Weitere Infos zum Naturgarten sowie alle Veranstaltungen gibt es im Internet unter www.NABU-Hamburg.de/garten


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung pm 126/14, 29.08.2014

  Naturschutzbund Deutschland (NABU)

  Landesverband Hamburg e.V.

  Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

  Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

  E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

  Internet: www.NABU-Hamburg.de


  



  veröffentlicht im Schattenblick zum 1. September 2014
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  TAGUNG/1660: Energetische Nutzung nachwachsender Rohstoffe, Dresden, 4.-5.9. (idw)


  



  Technische Universität Dresden - 29.08.2014


  Energetische Nutzung nachwachsender Rohstoffe


  Zweitägige Fachtagung lädt Wissenschaftler und Praktiker an die TU Dresden ein


  



  Wie kann man Biomasse nachhaltig, wirtschaftlich erfolgreich und den politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen entsprechend zur Energiegewinnung produzieren und nutzen? Diesem Themenkomplex widmet sich die 20. Fachtagung "Energetische Nutzung nachwachsender Rohstoffe" am 4. und 5. September 2014 an der TU Dresden. In einem Plenar-, 16 Fachvorträgen sowie einer Podiumsdiskussion stellen Vertreter aus wissenschaftlichen Einrichtungen, Kommunen, Unternehmen und Behörden ihre Ergebnisse, Erfahrungen und Projekte vor. Dabei reichen die Themen von strategischen und rechtlichen Fragen des Einsatzes von Biomasse über Lösungsansätze für Probleme bei der Biomassebeschaffung und -logistik bis zur Vorstellung innovativer Techniken zur Wärme- und Stromerzeugung sowie zur Herstellung von Synthesegasen.


  Dabei werden die Folgen der Novellierung 2014 des Gesetzes für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz, EEG) für die wirtschaftliche Erzeugung der erforderlichen Biomasse ebenso vorgestellt wie die sich durch die 1. Bundesimmissionsschutzverordnung (1.BImSchV) neu ergebenden Aspekte bei der Wärmeerzeugung. Natürlich stehen auch neue Technologien sowie Bewirtschaftungskonzepte im Fokus, darunter Fragen rund um die Kurzumtriebsplantagen (KUP). Schwerpunktthemen der Veranstaltung sind die "Logistik der Energieträgerbereitstellung", "Technologien der Energieträgernutzung" sowie "Rahmenbedingungen für den wirtschaftlichen Einsatz von Biomasse". Seit 1995 findet diese Fachtagung konstant regen Zuspruch und bildet dazu eine ausgezeichnete Möglichkeit, neueste wissenschaftliche Kenntnisse, politische Zielstellungen, Strategien und Tendenzen sowohl national als auch international aufzuzeigen und einem großen Kreis von Akteuren zugänglich zu machen.


  Gemeinsame Veranstalter sind das Sächsische Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft, das Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt Sachsen-Anhalt, das Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg, die TU Dresden, die TU Bergakademie Freiberg, das Leibniz-Institut für Agrartechnik Bornim e.V. sowie die Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft.


  Tagungsort

  TU Dresden / CampusFestsaal Dülferstraße

  Tagungsprogramm und Anmeldung

  www.bioenergie-sachsen.de


  Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

  http://idw-online.de/de/news601102

  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution143


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Technische Universität Dresden, Kim-Astrid Magister, 29.08.2014

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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